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4  Krisenregion Mena

WENN DAS BEVÖLKERUNGS-
POTENZIAL ZUM 
RISIKOFAKTOR WIRD

Demografisches Gefälle

Weil die Mena-Region noch in einer relativ frühen 
Phase der sozioökonomischen Entwicklung steckt, 
liegen die Kinderzahlen höher als in Europa und die 
Bevölkerung ist deutlich jünger. Deshalb dürfte die 
Mena-Bevölkerung bis 2030 um 26 Prozent wach-
sen, während sie in Europa stagniert, in einzelnen 
Länder sogar schrumpft. Nur Zuwanderung kann 
dort längerfristig für eine Stabilisierung sorgen. 
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Prognostizierte natür-
liche Bevölkerungsver-
änderung (Geburten 
minus Sterbefälle) in 
Prozent, 2015 bis 2030

(Datengrundlage: 
Population Reference 
Bureau1)

Nur wenige Kilometer trennen die Europä-
ische Union an der schmalsten Stelle des 
Mittelmeers von einer Region, das sich in den 
letzten Jahren von einem Gebiet mit einzel-
nen Konfliktzonen zu einer großflächigen 
Krisenzone entwickelt hat: Nordafrika und 
der Nahe Osten. Die Region, auch in Deutsch-
land unter dem englischen Kürzel „Mena“ 
bekannt, umfasst von Marokko bis Oman, von 
Katar bis Jemen 19 Staaten, die mit Ausnah-
me Israels muslimisch geprägt sind und 
deren gesellschaftliche Entwicklung höchst 
unterschiedlich weit fortgeschritten ist. Das 
Gebiet ist geprägt von historisch bedingten 
Konflikten, von willkürlichen Grenzziehungen 
nach der Kolonialzeit, von den Folgen des 
Kalten Krieges, vom Kampf um Rohstoffe, von 
innerarabischen und innerreligiösen Aus-
einandersetzungen sowie von dem Konflikt 
zwischen Israel und Palästina, dem am läng-

sten derzeit existierenden Unruheherd der 
Welt. Hinzu kommt seit über zehn Jahren die 
Ausbreitung neuer, besonders barbarischer 
Terrorgruppen, allen voran des sogenannten 
Islamischen Staates. Der Mena-Region man-
gelt es derzeit an vielen Voraussetzungen für 
eine friedliche Entwicklung: an sozialem 
Zusammenhalt, an vorausplanenden Regie-
rungen, an Wettbewerbsfähigkeit auf den 
globalen Märkten und an einem Bildungs-
system, das für die Aufgaben des 21. Jahr-
hunderts fit macht.

Diese Studie beschäftigt sich nur nachrangig 
mit den aktuellen Krisen und dem Zerfall 
ganzer Staaten wie Syrien oder Libyen, die in 
ihrer Entwicklung um Jahrzehnte zurück-
geworfen werden. Vielmehr sucht die Studie 
nach den tiefergehenden, aber lange Zeit 
kaum beachteten Ursachen der Unzufrieden-
heit und Frustration in der Region. Diese 
haben sich seit Jahren hochgeschaukelt. Eher 
durch Zufall hat die Selbstverbrennung eines 
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Arm – reich – sehr reich

Das Einkommens- und Wohlstandgefälle zwischen 
der EU und den ärmeren Mena-Staaten ist enorm. 
Der Anreiz, diese Länder auf der Suche nach 
einem besseren Leben zu verlassen, bleibt des-
halb auf absehbare Zeit erhalten. Sollten sich 
Krisen und Terror in der Region weiter ausbreiten, 
dürfte auch die Zahl der in Europa Asyl Suchen-
den zunehmen. Bisher können nur die sehr   
(Öl-)reichen Länder am Golf ihre Bevölkerung vor 
Ort halten, unter anderem, weil sie diese mit 
hohen Subventionen ruhig stellen.
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Rekordaufrüstung

Obwohl sowohl die reichen als auch die ärmeren 
Mena-Länder dringend in moderne Bildung und eine 
Diversifizierung ihrer Wirtschaft und somit Arbeits-
plätze investieren müssten, geben sie Rekordsum-
men für das Militär aus. Sie gehören zu den Staaten 
mit den weltweit höchsten Rüstungsausgaben. Ob 
sich damit die Region befrieden lässt, ist fraglich.
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Länder mit den höchsten 
Militärausgaben welt-
weit, 2015 (Jemen, 
Vereinigte Arabische 
Emirate, Libyen 2014)
(Datengrundlage: Sipri2)

Straßenhändlers im Jahr 2011 die Arabellion 
in Tunesien ausgelöst. Ihren explosiven Lauf 
nahmen die arabischen Aufstände durch eine 
unzufriedene junge Generation, die in den 
vergangenen Jahren zwar eine immer bessere 
Schul- oder gar Hochschulausbildung mitbe-
kommen, aber kaum eine Chance erhalten 
hat, diese gewinnbringend einzusetzen. 
Diese Menschen fühlen sich zurecht um ihre 
Zukunft betrogen. 

So unterschiedlich die Voraussetzungen in 
den einzelnen Mena-Ländern sind, so vereint 
stehen sie vor dem gemeinsamen Problem, 
ihre Jobkrise lösen zu müssen: Allerorts 
wächst die Bevölkerung im Erwerbsalter 
schneller als die Zahl der Arbeitsplätze. Mena 
ist die Weltregion mit der höchsten Jugend-
arbeitslosigkeit und der niedrigsten Frauen-
erwerbsbeteiligung. In manchen Mena-Staa-
ten wie Ägypten oder Tunesien steigt absur-
derweise die Wahrscheinlichkeit, arbeitslos 
zu werden mit dem Bildungsstand, während 
die gering Qualifizierten überwiegend in 
schlecht bezahlten Jobs mit niedriger Produk-
tivität und ohne soziale Absicherung tätig 
sind. 

Praktisch alle Mena-Länder brauchen mehr 
Beschäftigungsmöglichkeiten in privaten 
Unternehmen, vor allem für junge Menschen. 
Gleichzeitig müssen sie ihren kostspieligen 
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Jung im Süden, alt im Norden

Niedrige Kinderzahlen und eine wachsende Le-
benserwartung sorgen in Europa für eine alternde 
Bevölkerung. Demgegenüber sind die Mena-Län-
der jünger, einige sogar deutlich. Doch was auf den 
ersten Blick nach einem demografischen Vorteil 
aussieht, entpuppt sich rasch als Problem: Denn 
für die vielen jungen Menschen fehlt es an aus-
kömmlicher Arbeit und wenn sie keine Rolle in der 
Gesellschaft finden, bedeuten sie ein großes 
Unruhepotenzial. Alternde Gesellschaften sind 
demgegenüber wesentlich friedlicher und sie 
können ihre Bevölkerung leichter beschäftigen – 
speziell, wenn sie gut qualifiziert ist.
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32 bis unter 36
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44 und mehr

Medianalter  
der  Bevölkerung,  
2015–2020

(Datengrundlage:  
Wittgenstein Centre5)

und unproduktiven öffentlichen Sektor zu-
rückfahren, der bislang vielen Menschen ein 
Auskommen sichert.4 Gelingt das nicht rasch, 
drohen sich die ohnehin schon lähmenden 
Krisen auszuweiten. Erschwerend kommt 
hinzu, dass in der Region ein Mangel an Was-
ser und Nahrungsmitteln herrscht, der sich 
sowohl durch das Bevölkerungswachstum 
wie auch durch den Klimawandel verschärfen 
dürfte. Und als ob das nicht genug Gründe für 
Krisen wären, zerstört ein neuer Ölpreiskrieg 
das Geschäftsmodell der vom Rohstoff-
verkauf abhängigen Mena-Länder. Weil sie 
sich gegenseitig im Preis für das Schwarze 
Gold unterbieten, um die jeweiligen Wett-
bewerber zu schädigen, gefährden sie ihren 
Wohlstand, der bislang der wichtigste Faktor 
für den gesellschaftlichen Frieden in den 
Ländern war. All dies sind keine guten Nach-
richten für die Mena-Länder, für deren Be-
wohner und für alle in Europa, denen die 
humanitäre Lage der Menschen vor Ort und 
die wachsende Zahl von Flüchtlingen und 
Vertriebenen Sorgen bereitet. 

Das Paradoxe an der momentanen Situation 
ist, dass jene Bevölkerungsgruppen, die am 
meisten für Unruhe sorgen, in anderen Ent-
wicklungsländern einen wirtschaftlichen 
Aufschwung, einen Entwicklungsschub und 

damit den Aufstieg hin zu Schwellen- und 
Industrieländern bewirkt haben: Wo immer 
junge Menschen eine halbwegs taugliche 
Qualifikation und eine Chance auf dem Ar-
beitsmarkt bekamen, haben sie ihren Volks-
wirtschaften geholfen, in höhere Stufen der 
Wertschöpfung aufzusteigen. Im Zuge dieser 
Entwicklung haben sich die Menschen für 
kleinere Familien entschieden und konnten 
so das Bevölkerungswachstum eindämmen. 
Dieser Umstand eröffnete den Regierungen, 
den Unternehmen und den Familien die 
Chance, mehr in kommende Generationen zu 
investieren. Ein sich selbst verstärkender 
wirtschaftlicher Aufstieg war programmiert. 
Die heutigen Industrienationen, die asia-
tischen Tigerstaaten und später die Länder 
Lateinamerikas haben sich genau nach die-
sem Modell entwickelt.

Wir zeigen in der vorliegenden Studie, dass 
dieser Entwicklungsweg aus der Armut und 
aus hohem Bevölkerungswachstum, dem 
bisher alle aufsteigenden Staaten der Welt 
gefolgt sind, in den Mena-Ländern offensicht-
lich nicht funktioniert. Dort gelingt es bis 
dato nicht, das Potenzial einer immer besser 
qualifizierten Nachwuchsgeneration volks-
wirtschaftlich nutzbar zu machen. Stattdes-
sen wächst die Krisenanfälligkeit, je mehr 
junge Menschen mit einer Ausbildung ohne 
Beschäftigung bleiben. 

Daraus zu schließen, Bildung sei ein Unruhe-
stifter und solle möglichst nicht weiter geför-
dert werden, wäre allerdings fatal. Die Mena-
Region muss deutlich mehr in Bildung inve-
stieren, denn bislang reicht der Kenntnis-
stand in den meisten Ländern bei weitem 
nicht aus, um den Anschluss an die globale 
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Jobmangel – das größte Problem der Region

Seit Jahren finden in der Mena-Region nur gut 40 Prozent der Bevölkerung im Erwerbsalter eine Beschäftigung. 
Daran dürfte sich auch künftig wenig ändern, denn diese Gruppe wächst weiter stark, während es an 
 innovativen Privatunternehmen mangelt, die den Menschen Einkommensmöglichkeiten bieten könnten.

Zahl der Menschen im Erwerbsalter (15 bis 64 Jahre) und Beschäftige in dieser Altersgruppe in Millionen
(Datengrundlage: Schätzungen der ILO6)
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Erwerbsbevölkerung 
(15 bis 64 Jahre) 157 Millionen

181 Millionen

Beschäftigte 
(15 bis 64 Jahre)

87 Millionen

Wissensgesellschaft zu ermöglichen. Bildung 
ist, und hier ist der Begriff ausnahmsweise 
einmal angebracht, alternativlos für die Ent-
wicklung der Gesellschaften und das gilt 
sowohl für die berufliche wie für die universi-
täre Bildung. Was die Mena-Staaten neben 
besserer Bildung benötigen, sind vor allem 
Arbeitsplätze in innovativen, privaten Unter-
nehmen, um den jungen Menschen, vor allem 
auch den bislang massiv benachteiligten 
Frauen, eine Lebensperspektive zu bieten. 

Diese Perspektiven sind notwendig, um die 
Anfälligkeit für unvorhersehbare Konflikte zu 
minimieren. Die Arabellion in Tunesien hat 
gezeigt, dass ein winziger Funke genügt, um 
eine ganze Weltregion, die an vielen Stellen 
unter Spannung steht, in Brand zu setzen. 
Seither haben sich die Spannungen nicht 
reduziert, sondern ausgeweitet. Allein die 
allseits bekannten Probleme füllen Bände. 
Sie reichen von dem iranisch-saudischen 
Wettstreit um die arabische Vorherrschaft 
über den Menschen-, Drogen- und Waffen-
handel durch die Sahara, bis hin zu dem 
Konfliktgemenge in Irak und Syrien, in 
welches auch externe Kräfte wie die Türkei 
und die beiden Supermächte USA und 
 Russland verstrickt sind. 

Hinzu kommen Entwicklungen, von denen wir 
heute noch gar keine Vorstellung haben, aber 
dennoch wissen, dass sie stattfinden werden, 
etwa das Aufkommen neuer Terrorgruppen. 
Die Sicherheitsforschung bezeichnet solche 
Entwicklungen als „known unknowns“, also 
als künftige Ereignisse, von denen wir wis-
sen, dass wir nichts über sie wissen. In die-
sem Zusammenhang werden sogar „unknown 
unknowns“ diskutiert, also Entwicklungen 
von den wir nicht einmal wissen, dass wir 
nichts über sie wissen, auf die man sich aber 
trotzdem in irgendeiner Weise präventiv 
vorbereiten muss.7

Eine Außenpolitik, die lange daran gewöhnt 
war, bedrohliche Krisen einzeln abzuarbeiten, 
muss sich nun darauf einstellen, ein kom-
plexes Geflecht von miteinander verwobenen 
regionalen und internationalen Krisen zu 
kontrollieren, die sich gegenseitig verstärken 
können, deren Entstehung sich oft gar nicht 
mehr nachvollziehen lässt und deren Auswir-
kungen Europa immer unmittelbarer treffen. 
Diese Krisen in der direkten Nachbarschaft 
der alten Welt werden die deutsche und 
europäische Außenpolitik auf absehbare Zeit 
beschäftigen. 

Berlin, im Mai 2016 
Reiner Klingholz
Direktor, Berlin-Institut für Bevölkerung  
und Entwicklung
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DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE
MENA IN DER KRISE

Das Gebiet des Nahen Ostens und Nord-
afrikas, aus dem Englischen abgeleitet auch 
hierzulande meist als Mena bezeichnet, zählt 
zu den krisenhaftesten Regionen der Welt. 
8 von 19 Mena-Staaten finden sich in der 
Gruppe der 50 instabilsten Staaten weltweit. 
4 davon, Syrien, Libyen, Irak und Jemen, 
können als „gescheitert“ erklärt werden.

Schlechte Regierungsführung, Korruption, 
religiöse und ethnische Konflikte haben über 
Jahre hinweg zu diesen Krisen beigetragen. 
Im Kern vieler Probleme aber steht der Um-
stand, dass die Bevölkerung im Erwerbsalter 
seit vielen Jahren schneller wächst als die 
Zahl der Arbeitsplätze. Während die Mena-
Region nach Subsahara-Afrika schon heute 
die zweithöchsten Arbeitslosenquoten der 
Welt verzeichnet, drängen bis 2030 jährlich 
fast fünf Millionen zusätzliche Kräfte auf den 
Arbeitsmarkt.

Aufgrund der geografischen Nähe und lang-
jähriger politischer und wirtschaftlicher Ver-
flechtungen hat die Mena-Region für  Europa 
eine hohe Bedeutung. Eine zunehmende 
Destabilisierung der Region würde einen 
konstruktiven Austausch weiter erschweren. 
Mit einem Anstieg der Flüchtlingszahlen 
aus Mena stiege auch die Gefahr terroristi-
scher Anschläge und einer Verlagerung der 
dortigen Konflikte nach Europa Umgekehrt 
böte eine Stabilisierung der Region wichtige 
Absatzmärkte für die europäische Wirtschaft 
und ein Reservoir für hierzulande dringend 
benötigte Fachkräfte.

SONDERFALL DER ENTWICKLUNG

Wie in anderen Schwellen- und Entwicklungs-
ländern auch sind in den Mena-Ländern in 
den letzten Jahren die Kinderzahlen je Frau 
zum Teil deutlich gesunken. Dadurch ist der 
Anteil der Erwerbsfähigen in den Gesellschaf-
ten gestiegen, was einen potenziellen volks-
wirtschaftlichen Nutzen darstellt. Gleichzeitig 
haben sich Einschulungsraten und Bildungs-
werte verbessert. Doch während diese 
gesellschaftlichen Modernisierungsprozesse 
anderswo auf der Welt zu wirtschaftlichem 
Aufschwung, zur Schaffung von Arbeits-
plätzen und zu mehr politischer Stabilität 
geführt haben, lassen sich diese Effekte in 
Mena nicht beobachten. Dort steigt im Ge-
genteil mit dem Anteil der besser Gebildeten 
in der Erwerbsbevölkerung das Risiko der 
politischen Instabilität. Bildung, die anderen-
orts den Einstieg in höhere Wertschöpfung 
bedeutet, führt in Mena eher zu Konflikten. 
Das eigentliche Potenzial der vielen jungen 
Erwerbsfähigen wird nicht genutzt. 

WO LIEGEN DIE DEFIZITE?

Drei wichtige Gründe erklären das Entwick-
lungsparadox der Mena-Region: 

Erstens sind die Bildungswerte zwar formal 
gestiegen, die Bildungsqualität entspricht 
aber selten den Anforderungen des 21. Jahr-
hunderts. Schulkinder erlangen zu wenig 
Mathematik-, Lese- oder Problemlösungs-
kompetenzen. Naturwissenschaftliche Fächer 
und Fremdsprachen, die international wett-
bewerbsfähig machen würden, spielen eine 
untergeordnete Rolle. Berufliche Bildung hat 
außerhalb von Israel und Iran kaum eine Be-
deutung. Trotz steigender Akademikerquoten 
fehlen Fachkräfte mit wirtschaftsrelevanten 
Qualifikationen, weil sich die meisten Studie-
renden für Fächer entscheiden, die ihnen den 
Eintritt in den Staatsdienst ermöglichen.

Zweitens ist das innovative, private Unter-
nehmertum in den Mena-Ländern kaum 
verbreitet. Es fehlt an erfolgreichen, kleinen 
und mittelständischen Firmen, die weltweit 
die Job- und Wachstumsmotoren der Volks-
wirtschaften sind. Dagegen gibt es zahllose 
Kleinstunternehmen mit wenigen Beschäftig-
ten und geringer Produktivität, die nur ein-
fache Waren und Dienstleistungen anbieten. 
Die Gründungsrate in Mena liegt niedriger als 
in jeder anderen Weltregion mit Ausnahme 
Subsahara-Afrikas. Neugründungen haben es 
zudem schwer, sich gegen Staatsbetriebe und 
die wenigen privaten Großunternehmen mit 
engen Staatskontakten durchzusetzen.
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Drittens bleiben Frauen trotz häufig guter 
Qualifikation am Arbeitsmarkt marginali-
siert. Nicht einmal jede dritte Frau zwischen 
25 und 34 Jahren geht einer bezahlten 
Arbeit nach oder sucht eine solche. Einzig 
in Israel erreichen Frauen etwa die gleiche 
Erwerbsbeteiligung wie Männer. Auch das 
Unternehmertum ist unter Frauen kaum ver-
breitet. Damit geht der Region ein enormes 
Potenzial verloren: Nach Schätzungen läge 
das Mena-Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2025 
um beinahe drei Billionen Dollar über dem 
prognostizierten Niveau, wenn die heute 
bestehenden Geschlechterungleichheiten 
beseitigt würden.

REGIONALE UNTERSCHIEDE

Die 19 Mena-Staaten unterscheiden sich 
teilweise erheblich voneinander. Ins-
gesamt reicht das Spektrum von sehr 
 hohem  Lebens standard (in Katar oder den 
 Vereinigten  Arabischen Emirate) über ein 
mittleres  Niveau (Iran) bis zu verbreiteter 
Armut  (Jemen) sowie von politisch stabil bis 
 instabil. 

Zu den stabileren Mena-Ländern zählen 
Bahrain, Israel, Kuwait, Katar, Saudi-Arabien 
und die Vereinigten Arabischen Emirate. Sie 
stellen mit 58 Millionen Einwohnern etwa 14 
Prozent der Mena-Bevölkerung. Im Jahr 2030 
dürften es über 72 Millionen sein. 

Die Gruppe der instabileren Mena-Länder 
besteht aus Algerien, Iran, Irak, Jordanien, 
Libanon, Libyen, Marokko, Oman, Palästina, 
Syrien, Tunesien, Ägypten und Jemen. Dort 
leben heute rund 363 Millionen Menschen. 
Bis 2030 ist ein Wachstum auf 458 Millionen 
zu erwarten. 

Insbesondere den instabileren Staaten 
bereitet das Bevölkerungswachstum erheb-
liche Probleme, vor allem, weil sich dort die 
Arbeitslosigkeit weiter ausbreitet. Aber auch 
die stabileren Staaten, von denen die meisten 
durch Rohstoffeinnahmen zu großem Reich-
tum gekommen sind, haben ein Beschäfti-
gungsproblem. Bislang bietet dort der Ver-
waltungsapparat noch viele hoch vergütete 
Arbeitsplätze. Doch aufgrund des Wachstums 
der Erwerbsbevölkerung, exorbitant hoher 
Militärausgaben und des derzeit niedrigen Öl-
preises steht das Gesellschaftsmodell dieser 
Staaten zusehends in Frage. 

WAS ZU TUN WÄRE

Alle Mena-Staaten sollten sich deshalb mehr 
oder weniger den gleichen Aufgaben widmen 
um ihren Bevölkerungen Perspektiven zu 
bieten und einen Entwicklungs- und Frie-
densprozess für die Region zu ermöglichen. 
Dazu müssen sie das Bildungsniveau ihrer 
Bevölkerungen anheben, moderne Lehrpläne 
und -methoden einführen und junge Men-
schen in ihrer gesamten Bildungskarriere 
auf die Anforderungen der Privatwirtschaft 
vorbereiten. Sie müssen Bedingungen für ein 
erfolgreiches und wettbewerbsfähiges Unter-
nehmertum schaffen, das ausreichend ent-
lohnte Arbeitsplätze schafft. Und sie müssen 
die Gleichberechtigung von Frauen auf allen 
Eben des öffentlichen und des Berufslebens 
ermöglichen.

Durch Maßnahmen in diesen drei Bereichen 
ließen sich in den Mena-Ländern wichtige 
Voraussetzungen für Wirtschaftswachstum 
und politische Stabilität schaffen. Diese Auf-
gaben richten sich an die Regierungen der 
jeweiligen Länder, an die Wirtschaft vor Ort 
und an ausländische Investoren, an Nicht-
regierungsorganisationen und die offizielle 
internationale Zusammenarbeit. 
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Die Region Naher Osten und Nordafrika 
umfasst von ihrem westlichsten Punkt in 
 Marokko bis zu ihrem nordöstlichen Ende 
in den Gebirgshöhen des Iran und dem öst-
lichsten Teil an der omanischen Küste des 
Arabischen Meeres insgesamt 19 Länder. Die 
Region ist die Geburtsstätte des Islam, be-
heimatet seine wichtigsten Heiligtümer und 
nimmt damit in der globalen muslimischen 
Gesellschaft eine tragende Rolle ein – auch 
wenn gerade einmal jeder fünfte der weltweit 
rund 1,6 Milliarden Muslime in einem der 
Mena-Länder lebt.1

Mit Ausnahme der meisten Israelis ist die 
Mehrheit der Menschen in den Mena-Ländern 
muslimischen Glaubens. Doch davon abge-
sehen dominieren vor allem die Gegensätze. 
Die Region gilt als eine der instabilsten der 
Welt. Seit Jahrzehnten halten inner- und zwi-
schenstaatliche Auseinandersetzungen die 
Ländergruppe in Atem – etwa der dauerhaft 
schwelende Israel-Palästina-Konflikt, die 
Golf- und Irakkriege oder die Arabellionen, 
welche in vielen Ländern zu Umstürzen und 
Regierungswechseln geführt und mancher-

orts bis heute anhaltende Bürgerkriege nach 
sich gezogen haben. Mit Jemen, Irak, Libyen 
und Syrien befinden sich 4 der 19 Mena-
Länder im Krieg oder in kriegsähnlichen 
Zuständen. Das Aufkommen des sogenannten 
Islamischen Staats und seiner Ableger hat 
die ohnehin kritische Lage weiter ins Wanken 
gebracht. 

Heute stellt die Mena-Region einen Risiko-
faktor für Europa dar. Zum einen, weil mit ei-
ner weiteren Destabilisierung der Region die 
Zahl islamistisch begründeter Terrorakte in 
Europa zunehmen könnte. Zum anderen, weil 
bei einer Ausweitung der Konfliktzonen mit 
wachsenden Flüchtlingszahlen nach Europa 
zu rechnen ist, im schlimmsten Fall sogar mit 
einer Verlagerung innerarabische ethnischer 
und religiöser Konflikte in die europäische 
Gesellschaft. Darüber hinaus ist auch in den 
Mena-Ländern, in denen derzeit weitgehend 
Ruhe herrscht, die Zahl der Auswanderungs-
willigen groß: In Algerien und dem Libanon 

etwa denkt angesichts schwieriger politi-
scher und wirtschaftlicher Verhältnisse mehr 
als die Hälfte der jungen Menschen zwischen 
18 und 29 Jahren darüber nach, ihr Land zu 
verlassen.2

Der Mena-Raum bildet aber auch selbst 
einen Flüchtlingskorridor: Die an die Kriegs-
gebiete angrenzenden Länder wie Jordanien, 
Libanon und Türkei nehmen selbst sehr 
viele Flüchtlinge auf, sind jedoch häufig nur 
vorübergehende Ziele von Flüchtlingen, die 
langfristig auf der Suche nach einem siche-
ren Daseinsort sind. Gleichzeitig treibt die 
Perspektivlosigkeit jährlich Tausende aus 
Subsahara-Afrika durch die Mena-Länder 
in Richtung Europa. Unter großen Gefahren 
versuchen sie, das Mittelmeer zu überwinden 
– auch wenn sie als sogenannte Wirtschafts-
flüchtlinge am Ende ihrer Reise kaum eine 
realistische Chance haben, den Traum von 
Wohlstand in einer neuen Heimat zu verwirk-
lichen. Die Schreckensmeldungen über die 
oftmals tödlichen Überfahrten erschüttern 
die europäische Öffentlichkeit, aber sie 

 WARUM DER NAHE OSTEN UND    
 NORDAFRIKA FÜR EUROPA VON 
GROSSER BEDEUTUNG SIND
1
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haben den Strom der Verzweifelten bisher 
in keiner Weise abgemildert. Eine Lösung 
für dieses Problem kann es nur gemeinsam 
mit den Mena-Ländern geben. Denn solange 
die südlichen Mittelmeeranrainer daran 
scheitern, ihre Grenzen zu überwachen und 
Schlepperbanden dingfest zu machen, wer-
den die Menschen weiterhin riskante Über-
fahrten wagen.3

Mit der Mena-Region liegt somit ein Pulver-
fass vor den Toren Europas. Umgekehrt 
könnten die Staaten des Nahen Ostens und 
Nordafrikas zu wichtigen Partnern der Euro-
päer werden – dann, wenn es gelänge, ihnen 
und ihren Bewohnern eine wirtschaftliche 
Perspektive zu bieten und die Länder auf 
diesem Weg der Entwicklung zu stabilisieren, 
wie es in anderen Weltregionen längst gelun-
gen ist. Viele Mena-Länder verfügen neben 

den klassischen Energieträgern Öl und Gas 
auch über die Ressourcen Wind und Sonne 
und könnten damit künftig zum Erreichen 
der globalen Klimaziele und zur hiesigen 
Energiesicherung beitragen – und damit auch 
zur Umsetzung der Energiewende, eines der 
zentralen Projekte der Bundesregierung. Eine 
Wohlstandsregion im Nahen Osten und in 
Nordafrika böte der europäischen Wirtschaft 
darüber hinaus einen lukrativen Absatzmarkt. 
Deutsche Markenprodukte etwa stehen bei 
der arabischen Jugend hoch im Kurs und sind 
deutlich beliebter als Waren aus Ostasien.4 

Vor dem Hintergrund des anstehenden Fach-
kräftemangels in Deutschland und anderen 
alternden EU-Staaten könnten Partnerschaf-

ten mit den Mena-Ländern dazu dienen, 
Engpässe in Europa zu überwinden: In der 
Mena-Region lebt eine große Zahl junger 
Menschen im Erwerbsalter, die mit geeigneter 
Ausbildung eine Bereicherung für die hiesi-
ge Wirtschaft darstellen könnten. Weil ein 
erheblicher Teil der Arbeitsmigranten nach 
einigen Jahren in ihre Heimatländer zurück-
kehrt, könnten sie mit zusätzlich erworbenen 
Qualifikationen zur weiteren wirtschaftlichen 
Entwicklung im Mena-Raum beitragen.

Um diese Entwicklung auch durch die 
deutsche Außenpolitik zu befördern, gilt es 
zunächst zu verstehen, warum die Region 
heute besonders instabil ist und weshalb 
sich die Lage in den vergangenen Jahren eher 
verschlechtert als verbessert hat. 

Marokko

Algerien

Tunesien

Libyen
Ägypten

Saudi-Arabien

IranIrak

Syrien
Israel
Libanon

Jordanien

Palästinensische 
Autonomiegebiete

Bahrain
Katar

Oman

Kuwait

Jemen
Vereinigte
Arabische
EmirateEuropas südliche Nachbarn

Die Mena-Region umfasst insgesamt 19 Länder. Viele von ihnen liegen als 
 Mittelmeeranrainer vor den Toren Europas. Wie sich diese Länder entwickeln,  
ist  deshalb von hoher Bedeutung für Deutschland und die EU. 
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Damit die Mena-Region ein verlässlicher 
Partner für Deutschland und Europa werden 
kann, ist es wichtig, dass sich die Länder 
politisch stabilisieren. Nur auf diesem Wege 
können sie langfristig für wirtschaftliches 
Wachstum und größeren Wohlstand sorgen. 
Während sich seit Ende des Kalten Krieges in 
den meisten Ländern der Welt die Lebensbe-
dingungen verbessert haben und die Zahl der 
Konfliktopfer gesunken ist, bleibt die Lage in 
vielen Staaten des Nahen Ostens und Nord-
afrikas angespannt.5 

Vielerorts in Mena gelingt es den Machtha-
bern weder, ihren Bevölkerungen Sicherheit 
zu garantieren, noch sie ausreichend mit 
Strom und Trinkwasser, Ärzten und Kranken-
häusern, Lehrern und Schulen sowie mit 
einem intakten Verwaltungsapparat zu ver-
sorgen. Ein Ergebnis dieser Missstände sind 
 öffentliche Proteste bis hin zu bewaffneten 
 Aufständen.

Kaum einer der Mena-Staaten erfüllt alle drei 
Minimalkriterien für politische Stabilität: 
Sie haben erstens häufig nicht die Autorität 
und die dafür notwendigen Mittel ihr Macht-
monopol durchzusetzen. Es mangelt ihnen 
zweitens an Effektivität, also der Fähigkeit, 
eine funktionierende Infrastruktur bereitzu-
stellen. Und es fehlt drittens an Legitimität, 
weil die Bevölkerung die Rechtmäßigkeit der 
staatlichen Macht nicht oder nicht ausrei-
chend anerkennt.6 Der Begriff der politischen 
Stabilität beinhaltet keinerlei Aussage über 
den Demokratisierungsgrad eines Landes. 
Solange die genannten drei Kriterien erfüllt 
sind, gelten auch Autokratien als stabil.

Es gibt eine Vielzahl von Daten, die Informa-
tionen darüber liefen, ob Staaten zumindest 
Teilaspekte der genannten Minimalkriterien 
erfüllen. Beispielsweise lässt sich anhand 
der Zahl der Krankenhausbetten pro Kopf 
abschätzen, wie gut die medizinische Versor-
gungslage in einem Land ist. Auf Basis von 
qualitativen Umfragen oder Medienberichten 
liefern andere Indikatoren Hinweise über 
den Grad der Zufriedenheit in der Bevölke-
rung oder die Konfliktlage in einem Land 
ein. Unter Verwendung einer Vielzahl von 

Datenquellen hat die Weltbank mit den World 
Governance Indicators sechs Indikatoren 
zusammengestellt, welche die Leistungs-
fähigkeit von Staaten beschreiben und diese 
auf einer Skala von –2,5 bis +2,5 bewerten. 
Zwei dieser Indikatoren bilden die drei 
 Minimalkategorien für politische Stabilität ab. 
Der erste Indikator misst, ob in den Ländern 
Proteste, Terroranschläge oder kriegerische 
Auseinandersetzungen wahrscheinlich sind. 
Der zweite Indikator misst, ob die öffentliche 
Verwaltung und der Polizeiapparat funk-
tionieren und ob der Staat in der Lage ist, 
seine Bevölkerung mit Elektrizität, Trink- und 
Abwasserleitungen, Straßen, Bildungs- und 
Gesundheitseinrichtungen zu versorgen.7 Der 
Mittelwert aus beiden Indikatoren wird für 
diese Studie als Messgröße für die politische 
Stabilität herangezogen. 

Für 207 Länder kann diese auf diese Art 
gemessen werden. Die meisten Länder mit 
hoher Stabilität finden sich in der westlichen 
Hemisphäre oder unter den entwickelten Län-
dern Asiens und Ozeaniens. Neuseeland und 

 BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG 
 UND POLITISCHE STABILITÄT2
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Singapur weisen den höchsten Grad der poli-
tischen Stabilität auf, Deutschland findet sich 
unter den 30 stabilsten Ländern weltweit. Mit 
den Vereinigten Arabischen Emiraten schafft 
es nur eines der 19 Mena-Länder in diese 
Spitzengruppe. Daneben liegen noch Katar 
und Oman unter den 70 stabilsten Ländern. 
Die vier Mena-Staaten Irak, Jemen, Libyen 
und Syrien zählen zu den zehn instabilsten 
der Welt. 

In Anbetracht ihrer Wirtschaftskraft müsste 
es den meisten Mena-Ländern jedoch deut-
lich leichter fallen, für politische Stabilität zu 
sorgen. Es muss also andere Gründe als eine 
schlechte wirtschaftliche Verfassung geben, 
die in den Mena-Ländern die politische 
Instabilität befördern. Das Berlin-Institut 
hat diese Gründe in demografischen und 
gesellschaft lichen Veränderungen dieser 
Staaten gesucht.

 2.1  Viele junge 
 Erwerbsfähige – Risiko 
oder Chance? 
In den vergangenen Jahren hat sich die 
demografische Lage in der Mena-Region 
massiv verändert. Die meisten dieser Länder 
befinden sich im sogenannten demografi-
schen Übergang von hohen zu niedrigeren 
Kinderzahlen pro Frau, also in einer Phase 
stark rückläufiger Fertilitätsraten. Dadurch 
hat sich die Altersstruktur der Bevölkerun-
gen gewandelt: Die Gruppe der Kinder und 
Jugendlichen unter 20 Jahre ist im Verhältnis 
zur Gruppe der Erwerbsfähigen zwischen 20 
und 64 Jahren kleiner geworden. Hingegen 
ist vielerorts der Anteil der jungen Erwerbs-
fähigen zwischen 20 und 29 Jahren an der 
Erwerbsbevölkerung gewachsen.

Die Sozialwissenschaften sind sich einig da-
rin, dass der demografische Übergang einen 
großen Einfluss auf die politische Stabilität 
nimmt. Uneins sind sie allerdings darüber, 
ob dieser sich eher positiv oder negativ aus-
wirkt. Zwei Theorie-Schulen treffen hierbei 
unterschiedliche – wenn auch nicht gänzlich 
widersprüchliche – Aussagen: Die erste, 
konflikttheoretisch geprägte Schule unter-
stellt, dass ein starkes Bevölkerungswachs-
tum, insbesondere rasche Veränderungen in 
der Bevölkerungsstruktur, destabilisierend 
wirken.10 Die zweite, ökonomisch orientierte 
Schule geht davon aus, dass große Anteile 
junger, arbeitsfähiger Menschen einen 
wirtschaftlichen Aufstieg und wachsenden 
Wohlstand ermöglichen und somit Stabilität 
erzeugen. 

Viele Länder instabil

Staaten, die in ihrer Bevölkerung Legitimität genießen, die ihr Machtmonopol durchsetzen und ihre Bewohner 
angemessen mit einer funktionierenden Infrastruktur versorgen können, gelten als politisch stabil.8 Unter den 
dreißig instabilsten Ländern der Welt befinden sich sieben in der Mena-Region. Nach Somalia, Südsudan  
und der Zentralafrikanischen Republik gilt Syrien als das weltweit viertinstabilste Land. Mit den Vereinigten 
 Arabischen Emiraten (Platz 26) findet sich nur ein Mena-Staat im oberen Teil der Skala. 

Grad der politischen Stabilität in 207 Ländern, 2014
(Datengrundlage: Weltbank9, eigene Berechnungen)
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Demografisches Risiko? – Die konflikt-
theoretische Schule

In zahlreichen Konflikttheorien nehmen de-
mografische Faktoren einen besonderen Stel-
lenwert ein. Ihnen zufolge stellt starkes Be-
völkerungswachstum viele Länder vor kaum 
zu bewältigende Aufgaben, denn es bedeutet 
die Nachfrage nach immer mehr staatlichen 
Leistungen. Als zusätzliches Risiko kommt 
eine sich wandelnde Altersstruktur hinzu, 
die alle Länder im demografischen Übergang 
(siehe Abbildung) von hohen zu niedrigen 
Kinderzahlen erleben: In der frühen Phase 3 
des Übergangs müssen die Menschen im 
Erwerbsalter für eine sehr große Zahl von Kin-
dern und Jugendlichen sorgen, während für 
die eigenen Bedürfnisse nur wenig Spielraum 
bleibt.11 Das setzt nicht nur Familien unter 
Druck, sondern auch öffentliche Verwal-
tungen, denen die Mittel und Möglichkeiten 
fehlen, die notwendige Infrastruktur in Form 
von Schulen oder Gesundheitsdiensten bereit 

Der demografische Übergang

Alle Gesellschaften durchlaufen früher oder später den 
sogenannten demografischen Übergang. Am Beginn 
dieser Entwicklung stehen dabei sowohl hohe Kinder-
zahlen wie auch eine hohe Sterblichkeit, so dass die 
Bevölkerung kaum wächst. Wenn sich die Lebensbedin-
gungen verbessern, sinken die Sterberaten, vor allem 
jene der Kinder und in dieser zweiten Phase wächst 
eine Bevölkerung stark. Aufgrund des besseren Le-
bensstandards entscheiden sich nach einer gewissen 
Zeit viele Familien für weniger Nachwuchs und folglich 
reduziert sich in der dritten Phase des Übergangs das 
Bevölkerungswachstum. In hoch entwickelten Ländern 
sinkt die Geburtenrate sogar unter die Sterberate,  
so dass nicht nur das Bevölkerungswachstum endet, 
sondern ohne Zuwanderung sogar ein Einwohner-
schwund einsetzt. Berücksichtigt man alleine das 
natürliche Bevölkerungswachstum, also Geburten und 
Sterbefälle, nicht aber Zu- und Abwanderung, dürfte 
Katar von allen Mena-Ländern im demografischen 
Übergang am weitesten fortgeschritten sein. In Jemen 
dagegen hat er gerade erst begonnen.Schematische Darstellung der Entwicklung von Geburten- und Sterberaten sowie der Gesamtbevölkerung 

Phase 1 Phase 2 Phase 3

Jemen

Ägypten
Israel

Iran

Katar

Tunesien

Saudi-Arabien

Phase 4 Phase 5

Geburtenrate

Sterberate

Bevölkerung

zu stellen. Diese Länder können ihre Bevölke-
rung kaum effektiv versorgen und scheitern 
damit an einem der drei genannten Minimal-
kriterien für politische Stabilität. 

Die meisten Mena-Länder haben diese Pha-
se des demografischen Übergangs bereits 
durchlaufen. Sie stehen aber vor der nächsten 
Herausforderung: Denn sobald die Fertilitäts-
raten zurückgehen, wächst die Zahl der jun-
gen Menschen im Erwerbsalter zwischen 20 
und 29 Jahren überproportional. Dabei han-
delt es sich um jene Jahrgänge, die noch aus 
den Zeiten höherer Kinderzahlen stammen. 
Sie bilden einen sogenannten Jugendüber-
hang, in der Fachliteratur als Youth Bulge be-
zeichnet. Wenn es nicht gelingt, diesen jun-
gen Erwachsenen gute Arbeitsmöglich keiten 
und damit einen Platz in der Gesellschaft zu 
verschaffen, neigen insbesondere die Männer 
dieser Gruppe dazu, gegen Missstände not-
falls auch mit Gewalt aufzu begehren. Dies ist 
umso mehr der Fall, je besser diese Personen 
gebildet sind und keinen Weg sehen, ihr 
Talent und ihre Leistungsbereitschaft gewinn-
bringend einzusetzen. 

Nicht zuletzt spielt eine große Rolle, wo die 
Menschen leben. In vielen Entwicklungs-
ländern wachsen Zahl und Anteil der Stadt-
bewohner rasant. Viele Städte kommen kaum 
hinterher, die notwendigen Jobs und die 
Infrastruktur für die vielen neuen Bewohner 
bereit zu stellen. In Städten fällt es den Men-
schen zudem leichter, sich zu vernetzen und 
zu organisieren. Deshalb ist dort die Wahr-
scheinlichkeit von Protesten größer als auf 
dem Land – und das, obwohl in ländlichen 
Gebieten die Lebensverhältnisse oft schlech-
ter sind als in der Stadt.12

Übersetzt in die drei Minimalkriterien für 
politische Stabilität bedeuteten diese Verän-
derungen, dass der Staat seine oft ohnehin 
schon geringe Effektivität bei der Bereit-
stellung öffentlicher Daseinsvorsorge weiter 
verliert. Dadurch büßt er die Unterstützung 
der Bevölkerung ein, also seine Legitimität 
und wird durch Proteste und Aufstände in 
seiner Autorität herausgefordert.
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Demografische Chance? – Die 
 ökonomisch geprägte Schule

Im Gegensatz zu diesen möglichen negativen 
Folgen des demografischen Wandels in Ent-
wicklungsregionen verweisen insbesondere 
Ökonomen auf das große Potenzial sich 
wandelnder Bevölkerungsstrukturen. Zwar 
sehen auch sie die Lage besonders kinder-
reicher Gesellschaften eher kritisch. Doch 
viele Wirtschaftswissenschaftler glauben, 
dass die Chancen auf einen wirtschaftlichen 
Aufschwung wachsen, sobald sich der alters-
mäßige Schwerpunkt einer Gesellschaft erst 
einmal von der Kindheit in höhere Alters-
gruppen verschiebt. Nach dieser Vorstellung 
stellt ein Youth Bulge eine Chance dar, einen 
„demografischen Bonus“, der sich unter 
 geeigneten Rahmenbedingungen in eine 
 „demografische Dividende“ verwandeln 
lässt.

Als Paradebeispiel dafür gelten die südost-
asiatischen Wirtschaftswunderländer 
Südkorea und Singapur, die sich binnen 
weniger Jahrzehnte von bitterarmen Staaten 
zu Wissens- und Wohlstandsgesellschaften 
entwickelt haben. Ihnen ist gelungen, woran 
viele Länder heute zu scheitern scheinen: Sie 
schufen in der späten Phase 3 des demogra-
fischen Übergangs für die anteilig sehr große 
Erwerbsbevölkerung Arbeit im Niedriglohn-
sektor und investierten gleichzeitig in die 
Ausbildung der kleiner werdenden nachwach-
senden Generationen. So fand eine große, 
junge, aber nur mäßig gebildete Generation 
auskömmliche Arbeit in der Massenfertigung 
und ließ die Wirtschaft wachsen, während 
der Nachwuchs immer besser qualifiziert 
wurde, in höhere Ebenen der industriellen 
Wertschöpfungskette aufsteigen konnte und 
damit mehr erwirtschaftete als seine zahlen-
mäßig stärkeren Elternjahrgänge. 

Für die Einschätzung der politischen Stabili-
tät bedeutet das: Dadurch, dass diese Länder 
die Versorgung ihrer Einwohner verbessern, 
können sie ein hohes Maß an Effektivität 

erzeugen. Die staatliche Legitimität wird 
weniger in Frage gestellt und es kommt sel-
tener zu Konflikten, welche die Autorität der 
Regierungen untergraben. 

Heute zählen beide asiatischen Staaten zu 
den wohlhabendsten und technologisch 
fortschrittlichsten weltweit. Schätzungen 
zufolge ging ein Drittel ihres Wirtschafts-
wachstums zwischen 1965 und 1990 auf 
den demografischen Bonus zurück, also auf 
eine Bevölkerungsstruktur, die in anderen 
Ländern als gefährlicher Youth Bulge große 
Probleme bereitet.13 Im weltweiten Vergleich 
der politischen Stabilität belegt Singapur 
Platz 1 und Südkorea Platz 57. Der demogra-
fische Übergang hat in den asiatischen Tiger-
staaten also entgegen den Annahmen der 
Konflikttheoretiker nicht zu weniger, sondern 
zu mehr wirtschaftlicher Prosperität und 
politischer Stabilität geführt. 

 2.2  Wie  politische 
 Stabilität und 
 Bevölkerungswandel 
 zusammenhängen – 
eine Analyse
In vielen Ländern der Mena-Region herrscht 
derzeit eine politisch schwierige Lage, 
obwohl sie theoretisch ihren hohen Anteil 
junger Menschen zu einem wirtschaftlichen 
Aufstieg nutzen könnten. Die beschriebenen 
demografischen Stabilisierungsfaktoren 
scheinen sich hier nicht niederzuschlagen. 
Es findet sich in diesen Ländern vielmehr auf 
den ersten Blick ein Beleg für die Annahmen 
der Konflikttheoretiker. Es scheint in der 
Mena-Region bestimmte Faktoren zu geben, 
die verhindern, dass die Länder eine demo-
grafische Dividende einfahren und politische 
Stabilität hinzugewinnen können. Um diese 
These zu prüfen, haben wir in einer statisti-
schen Analyse untersucht, ob demografische 
Faktoren in der jüngeren Vergangenheit im 
weltweiten Vergleich einen Einfluss auf die 

politische Stabilität genommen haben und 
ob die Mena-Region dabei eine Sonderrolle 
einnimmt.

Zu diesem Zweck haben wir drei Untersu-
chungsgruppen gebildet: Die erste umfasst 
weltweit alle Länder14, für die Daten vorlagen, 
unabhängig von ihrem sozioökonomischen 
Entwicklungsstand (115 Länder mit Ausnah-
me der Mena–Staaten). Die zweite Gruppe 
beinhaltet 71 Entwicklungsländer (ebenfalls 
ohne Mena) und die dritte Gruppe umfasst 
die 19 Mena-Staaten.

Mithilfe einer sogenannten Panelanalyse 
haben wir für jede Ländergruppe untersucht, 
ob und wie bestimmte Veränderungen in der 
Bevölkerungsstruktur im 15-Jahres-Zeitraum 
zwischen 1995 und 2010 den Grad der po-
litischen Stabilität beeinflusst haben.15 Die 
Folgen des Arabischen Frühlings im Jahr 2011 
sind dabei bewusst nicht berücksichtigt. Die 
damit verbundenen Proteste und gewalt-
tätigen Konflikte haben zwar zunächst einmal 
die politische Stabilität in vielen Mena-Län-
dern reduziert, aber einigen Ländern gelang 
es danach, die Stabilität wieder herzustellen, 
also die Minimalkriterien Autorität, Legitimi-
tät und Effektivität wieder einigermaßen zu 
garantieren. Die vorübergehende Instabilität 
hätte die grundsätzlichen Ergebnisse der 
Untersuchung statistisch verfälscht.

Bei der Auswahl der demografischen Verän-
derungen, die in die Untersuchung einfließen, 
haben wir uns an den beiden beschriebenen 
Theorien orientiert: Der Anteil der 20- bis 
29-Jährigen, also der jungen Erwerbsbevöl-
kerung an der gesamten Erwerbsbevölkerung 
zwischen 20 und 64 Jahren bedeutet für 
die Konflikt-Theorie eine Bedrohung für 
die politische Stabilität, für die Theorie der 
demografischen Dividende hingegen eine 
Chance. Auch eine wachsende und junge 
Bevölkerung mit verbessertem Bildungsstand 
bedeutet nach der einen Theorie eine Gefahr, 
für die andere führt sie zu mehr politischer 
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 Stabilität. Einen weiteren Einfluss auf die 
Stabilität hat die Frage, ob die Menschen 
auf dem Land leben oder vermehrt in Städte 
ziehen. 

Um zu vermeiden, dass bei der Schwer-
punktsetzung auf die Bevölkerungsstruktur 
wichtige andere Entwicklungsfaktoren 
unberücksichtigt bleiben, haben wir auch 
die Wirkung weiterer sogenannter Kontroll-
variablen untersucht, unter anderem die des 
Bruttoinlandsprodukts pro Kopf sowie der 
Beschäftigungsquoten der jeweiligen Länder. 
Im Ergebnis lässt sich feststellen, ob und in 
welchem Maß die untersuchten Variablen die 
politische Stabilität beeinflusst haben. 

 2.3  Ergebnisse 
Die Ergebnisse der großen Untersuchungs-
gruppe mit 115 Ländern bestätigen zunächst 
die Konflikttheorien – zumindest, wenn es 
um die relativen Bevölkerungsveränderun-
gen geht: Zwischen 1995 und 2010 nahm in 
jenen Ländern die Stabilität ab, in denen der 
Anteil der Erwerbsbevölkerung an der Ge-
samtbevölkerung besonders schnell wuchs. 
Besonders negativ wirkte sich ein schnelles 
Wachstum der jungen Erwerbsbevölkerung 
zwischen 20 und 29 Jahren auf die politische 
Stabilität aus. Offensichtlich stehen die 
Menschen in diesen Ländern in der Phase der 
Familiengründung und am Eintritt ins Berufs-
leben vor hohen Hürden und erleben große 
Frustrationen.

Wenn die jungen Menschen jedoch besser 
gebildet sind und über Abitur oder sogar 
Hochschulabschluss verfügen, wirkt sich 
das Wachstum des Bevölkerungsanteils der 
20- bis 29-Jährigen positiv auf den Grad der 
politischen Stabilität aus. Dies ist ein klarer 
Widerspruch zur Konflikttheorie, die gerade 
hinter einem gut ausgebildeten Jugendüber-
hang großes Destabilisierungspotenzial 
vermutet. Die Gruppe der 71 Entwicklungs-

länder (ohne Mena) festigt diese Aussage: 
Auch dort führt ein schnell wachsender Anteil 
junger, gebildeter Berufseinsteiger an der 
Gesamt bevölkerung zu einem höheren Grad 
politischer Stabilität. Offensichtlich finden 
die jungen Menschen in diesen Ländern 
Rahmenbedingungen, die ihnen ermöglichen, 
ihre Fähigkeiten zu nutzen, und die ihnen den 
beruflichen Einstieg wie auch den wirtschaft-
lichen Aufstieg erleichtern. 

Auch die Urbanisierung wirkt sich in den 
beiden Ländergruppen (jeweils ohne Mena) 
ähnlich aus: Siedeln immer mehr Menschen 
in die Städte um, wird die Lage im ganzen 
Land zunächst instabiler. Vermutlich lässt 
sich eine angemessene Versorgung der Men-
schen in den rasch wachsenden informellen 
Siedlungen kaum organisieren. Doch die Wir-
kung der Verstädterung schlägt nach einiger 
Zeit um – in beiden Ländergruppen geschieht 
dies bei einem Urbanisierungsgrad von rund 
70 Prozent, genau gesagt bei 67 Prozent in 
der Gruppe der weniger entwickelten Länder 
und bei 71 Prozent in der weltweiten Unter-
suchungsgruppe von 115 Staaten. Dies ent-
spricht in etwa dem Urbanisierungsgrad der 
Bundesrepublik zu Beginn der 1960er Jahre. 
Wenn der Anteil der Menschen in Städten die-
sen kritischen Wert überschreitet, steigt auch 
die Stabilität. Offenbar gelingt es dann immer 
besser, das Leben in den Städten in geordne-
te Bahnen zu lenken. Die Menschen finden 
auskömmliche Beschäftigung und tragen zum 
wirtschaftlichen Aufschwung bei.

Mit Ausnahme der Urbanisierung und der 
Zunahme des Anteils der jungen besser Ge-
bildeten hatte in den Entwicklungsländern 
keine weitere demografische Variable einen 
statistisch nachweisbaren Einfluss auf die 
politische Stabilität – auch nicht die Jugend-
abhängigkeitsrate, deren Anstieg in der 
weltweiten Untersuchungsgruppe von 115 
Ländern destabilisierend wirkte.

Aber auch andere Faktoren haben einen Ein-
fluss auf die Stabilität. Die stärkste Wirkung 
zeigt das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf: 
Mit wachsender Wirtschaftsleistung nimmt 
die politische Stabilität stark zu. Dies gilt 
aber auch umgekehrt, denn die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit ist vor allem dort 
hoch, wo politische Stabilität gegeben ist. 
In welche Richtung der Mechanismus wirkt, 
lässt sich mit der vorliegenden Analyse nicht 
 nachweisen.

Zusätzlich zu den wirtschaftlichen Faktoren 
wirkt sich auch die Form des politischen 
Systems auf die Stabilität aus: Länder, die 
gleichzeitig demokratische und autokratische 
Züge aufweisen, sind in der Staatengruppe 
der Entwicklungsländer tendenziell instabil. 
Tendenziell stabil hingegen sind Länder, 
die entweder eindeutig autokratisch oder 
demokratisch regiert werden. In der Unter-
suchungsgruppe, der auch die entwickelten 
Länder angehören, nimmt mit höheren Demo-
kratiewerten die politische Stabilität zu. 

Als nicht ausschlaggebend haben sich die 
Beschäftigungsquoten erwiesen – also der 
Anteil der Beschäftigten an allen Personen 
im Erwerbsalter – ganz unabhängig davon, 
welche Qualität diese Beschäftigung hat. 
Dieser Indikator schließt informell und 
schlecht bezahlte Beschäftigte genauso ein 
wie vertragsgebundene, sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsverhältnisse. 

Die Analyse beider Ländergruppen (jeweils 
ohne Mena) bestätigt, dass nicht nur die 
zahlenmäßige Veränderung innerhalb einer 
Gesellschaft die politische Stabilität beein-
flusst, sondern dass Bildung beziehungs-
weise Humankapital und Wohnort ebenfalls 
eine wichtige Rolle einnehmen. Ob sich der 
Bevölkerungswandel als Vor- oder Nachteil 
herausstellt, ist somit politisch steuerbar: 
Wo es gelingt, ausreichend in die Bildung der 
Nachwuchsgenerationen zu investieren und 
die Urbanisierung ordentlich zu planen, er-
weisen sich große junge Bevölkerungsanteile 
als überaus nützlich.
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XOIX IOIXXI!

Eine ausführliche Darstellung der statistischen Ergebnisse findet sich unter www.berlin-institut.org/publikationen/studien/krisenregion-mena.html

Mena

Welt*

Entwicklungsländer*

* ohne Mena-Länder

BIP
BIP

In Mena führt mehr Bildung nicht zu 
mehr Stabilität 

Die Frage ist, ob diese Zusammenhänge auch 
für die Länder im Nahen Osten und in Nord-
afrika gelten. Die separate statistische Analy-
se für die 19 Mena-Länder zeigt überraschen-
derweise, dass dort offenbar gänzlich andere 
Mechanismen wirken als im Rest der Welt: 
Die Stabilität ist weder durch eine wachsende 
Erwerbsbevölkerung noch durch hohe Kin-
der- und Jugendabhängigkeitsraten bedroht. 
Auch die stabilisierenden Effekte einer 
fortgeschrittenen Urbanisierung sowie einer 
wachsenden, gebildeten Kohorte der jungen 
Erwachsenen sind dort nicht  nachzuweisen.

Während sich ein Mehr an Bildung in der 
jungen Erwerbsbevölkerung in der großen 
Ländergruppe und in den Entwicklungs-
ländern (jeweils ohne Mena) stabilisierend 
auswirkt, hat dies in der Mena-Region keinen 

positiven Einfluss. Steigt der Anteil der besser 
Gebildeten in der erwachsenen Bevölkerung 
über 20 Jahre, bedeutet dies für Mena viel-
mehr ein wachsendes politisches Risiko: Je 
stärker in den Mena-Ländern der gesamt-
gesellschaftliche Bildungsgrad anstieg, desto 
geringer war zwischen 1995 und 2010 der 
Grad der politischen Stabilität. Die Region 
hat es also bislang nicht geschafft, das wach-
sende Human vermögen für die Gesellschaft 
nutzbar zu machen. Stattdessen scheint ein 
wachsender Anteil an besser Qualifizierten 
die Unruhe in der Bevölkerung zu schüren.

Ist weniger Bildung deshalb besser?

Man könnte aus diesem Ergebnis schließen, 
für die Mena-Länder sei es besser, den Bil-
dungsgrad ihrer Einwohner möglichst niedrig 
zu halten, um keine politische Instabilität zu 
riskieren. Doch dieser Ansatz erscheint wenig 

hilfreich. Bildung ist aus gutem Grund ein 
Menschenrecht. Sie bietet die Grundlage für 
informiertes, selbstbestimmtes Handeln und 
gibt den Menschen die Chance, innerhalb 
der gegebenen Rahmenbedingungen, ihr 
Leben bestmöglich zu gestalten. Entwick-
lungsexperten gilt Bildung als die Grundlage 
für jeden sozio-ökonomischen Fortschritt. 
Menschen mit Zugang zu Bildung sind weni-
ger von Armut bedroht, sie leben im Schnitt 
gesünder und damit länger. Umgekehrt ist 
geringe Bildung ein Garant für hohes Bevöl-
kerungswachstum, welches wiederum die 
Lösung der meisten Probleme in den betrof-
fenen Ländern weiter erschwert.16

Bildung ist damit ohne Alternative. Welche 
politischen Interventionen darüber hinaus in 
den Mena-Ländern nötig wären und wie sie 
sich auf deren Zukunft auswirken können, 
zeigen die folgenden Kapitel.

Analyseergebnisse

Die oberste Zeile der Tabelle zeigt alle Indikatoren, die statistisch gesehen zwischen 1995 und 2010 die poli-
tische Stabilität in den beschriebenen Regionen beeinflusst haben. Ein Anstieg eines Indikators kann sich 
entweder positiv (grün) oder negativ (rot) auswirken. Spalte 2 zeigt beispielsweise, wie sich ein anteiliges 
Wachstum der über 20-Jährigen mit mindestens Sekundarbildung auf die politische Stabilität ausgewirkt hat 
– nämlich negativ für die Mena-Region. 

Manche Indikatoren wirken in beide Richtungen. Das zeigen die u-förmigen Pfeile. Ein Anstieg bei diesen 
Indikatoren senkt die politische Stabilität zunächst, doch ab einem kritischen Wert steigert er sie. Zum Beispiel 
bei der Frage, wie viele Menschen in Städten leben, wie in Spalte 7 dargestellt: Außerhalb der Mena-Region 
gilt: Ausgehend von einem niedrigen Urbanisierungsniveau sinkt mit wachsendem Verstädterungsgrad die poli-
tische Stabilität, weil zunächst viele Menschen in unorganisierten Slums landen. Wenn der Urbanisierungsgrad 
aber eine Schwelle von rund 70 Prozent überschreitet und sich die Versorgung der Menschen verbessert, wirkt 
er sich positiv aus. In der Mena-Region sind diese Zusammenhänge nicht zu erkennen.

Einflussfaktoren auf die  politische Stabilität (1995-2010)

67 %

71 %

Grad der politischen Stabilität

Anteil der Erwerbsfähigen (30–64) an der 
Gesamtbevölkerung 

Anteil derjenigen mit mindestens Abitur an 
der erwachsenen Bevölkerung (20+)

Anteil der jungen Erwerbsfähigen (20–29) 
an der Gesamtbevölkerung

Anteil der jungen Erwerbsfähigen (20–29) 
mit mindestens Abitur an der Gesamt-
bevölkerung

Kinder und Jugendliche pro 100 
 Erwerbsfähige (20–64)

Bevölkerungsanteil in Städten 

Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner 

Anteil Öl am Bruttoinlandsprodukt 

Demokratisierungsgrad 

Risiko Chance
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91 %stabilere Länder

instabilere Länder

BIP

eher 
hoch

hoch
65.509

US$

eher 
niedrig

niedrig
12.696

US$

Alle Mena-Länder befinden sich derzeit noch 
im demografischen Übergang. Auch wenn 
sich die damit verbundenen Veränderungen 
im Detail von Land zu Land unterscheiden, 
werden praktisch überall die Bevölkerungen 
weiter wachsen. Unsicher ist die Lage in 
Irak, Syrien, Libanon und Jordanien, wo die 
Einwohnerzahlen extrem von den Flüchtlings-
strömen beeinflusst werden. Gleichzeitig 
dürfte nach heutigen Prognosen das Bil-
dungsniveau der Bevölkerung allerorts weiter 
steigen.17

Nach den bisherigen Erfahrungen in der 
Mena-Region müsste dadurch die Instabili-
tät weiter zunehmen. Nur wenn es gelänge, 
wie einst in den asiatischen Tigerstaaten 
die Bevölkerungsveränderungen und den 
Bildungszuwachs wirtschaftlich zu nutzen, 
könnten viele der Mena-Länder auf eine 
 Stabilisierungsphase zusteuern. 

Um auf die unterschiedlichen Herausforde-
rungen für die einzelnen Länder einzugehen, 
ist es sinnvoll, die 19 Staaten nach ihrer 
heutigen politischen Stabilität und ihrer 
Wirtschaftskraft (BIP pro Kopf) sowie hin-
sichtlich der prognostizierten Bevölkerungs-
veränderungen bis ins Jahr 2030 in Gruppen 
zu unterteilen. Zu diesem Zweck haben wir 
eine Clusteranalyse vorgenommen.* Damit 

 MENAS DEMOGRAFISCHE  
 AUSSICHTEN BIS 20303

* Eine detaillierte Beschreibung der Methodik finden Sie 
online unter: www.berlin-institut.org/publikationen/
studien/krisenregion-mena.html

Mena-Länder gruppiert nach Grad der politischen Stabilität, 2015 
sowie nach Veränderung der durchschnittlichen Veränderung Einfluss-
faktoren auf die politische Stabilität, 2015–2030
(Datengrundlage: Wittgenstein Centre18, UNDESA19, PRB20, Weltbank21,22, 
eigene Berechnungen)

lassen sich zwei Cluster oder Gruppen identi-
fizieren, deren Länder sich hinsichtlich dieser 
Merkmale besonders ähnlich sind: Die erste 
Gruppe besteht aus dreizehn im Schnitt eher 
instabilen Staaten und die zweite aus sechs 
eher stabilen Staaten. Die instabileren Länder 
sind tendenziell wirtschaftlich schwach ent-

wickelt und sie stehen vor größeren Verän-
derungen in ihren Bevölkerungszusammen-
setzungen als die stabileren Staaten. 

72 %
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Heute instabilere Länder vor großen 
 Veränderungen 

Die Mena-Länder lassen sich angesichts ihres Grads 
der politischen Stabilität, ihrer derzeitigen wirt-
schaftlichen Verfassung sowie der anstehenden 
demografischen Veränderungen bis 2030 in zwei 
Gruppen aufteilen. Die im Schnitt stabileren Länder 
stehen vor vergleichsweise geringen demografischen 
Veränderungen. Hier sind die Risiken aber auch die 
Chancen durch den demografischen Wandel künftig 
eher gering. Eine Ausnahme bildet Oman. Obwohl 
dieses Land heute im Mena-Vergleich einen hohen 
Stabilitätsgrad und ein relativ hohes Bruttoinlands-
produkt aufweist, zählt es aufgrund seiner zu erwar-
tenden Bevölkerungsentwicklung zur Gruppe der 
instabileren Länder. In dieser Gruppe besteht zumin-
dest theoretisch großes Potenzial zur Stabilisierung: 
Hier wächst der Anteil der gebildeten 20- bis 29-Jäh-
rigen in der Bevölkerung stark an, während diese 
Altersgruppe anteilig kleiner wird. Die gesamte 
Erwerbsbevölkerung wird künftig stark wachsen und 
ebenfalls über ein höheres Bildungsniveau verfügen. 
Damit sich diese Länder tatsächlich stabilisieren, 
müssten sich die Jobmöglichkeiten insbesondere für 
die nachwachsende, qualifizierte Erwerbsbevölke-
rung deutlich verbessern.

Die hier angegebenen Entwicklungen bilden die 
Durchschnittswerte der jeweiligen Gruppen ab. In 
den einzelnen Ländern können diese nach unten oder 
oben abweichen.

Stabilisierungsfaktor ausgewirkt. Würde dies 
auch in der Mena-Region gelten, hätten die 
instabileren Länder der Region eine große 
Chance auf mehr politische Stabilität.

Damit dies tatsächlich geschehen kann, 
müssten diese Länder den jungen und leis-
tungsfähigen Berufseinsteigern die Möglich-
keit geben, ihre Fähigkeiten gewinnbringend 
für sich und die Gesellschaft einzusetzen. 
Es wäre nicht damit getan, sie mit einfachen 
Jobs zu versorgen. Das hat die statistische 
Analyse gezeigt: Hohe Beschäftigungsquoten 
alleine zeigen in keiner der Untersuchungs-
gruppen einen positiven Einfluss auf die 
politische Stabilität. 

Dies gilt umso mehr, als die Gruppe der Per-
sonen im Erwerbsalter zwischen 30 und 64 
Jahren, welche tendenziell schlechter qualifi-
ziert sind als der heutige Nachwuchs, eben-
falls wächst und damit der rein zahlenmäßige 
Druck auf die Arbeitsmärkte zusätzlich steigt. 

Grundsätzlich sind von dem Mangel an 
Arbeitsplätzen vor allem junge Menschen 
betroffen. Wie schlecht ihre Chancen ste-
hen, zeigt sich in den Arbeitslosenquoten. 
Von den 15- bis 24-Jährigen, die offiziell 
eine Beschäftigung suchen, hat in Libyen 
beinahe die Hälfte keinen Arbeitsplatz.23 

 3.1  Instabilere  Länder
In den instabileren Ländern Ägypten, 
 Algerien, Iran, Irak, Jemen, Jordanien, 
 Libanon, Libyen, Marokko, Oman, Palästinen-
sische Gebiete, Syrien und Tunesien leben 
mit heute rund 363 Millionen Menschen 87 
Prozent der Mena-Einwohner. Dieser Anteil 
dürfte in den kommenden 15 Jahren stabil 
bleiben, die Gesamtbevölkerung dieser 
Länder aber um 95 Millionen wachsen. Das 
Bildungsniveau insgesamt dürfte steigen. 
Starke Veränderungen sind auch innerhalb 
der Altersgruppen dieser Länder zu erwarten. 
So dürfte im Durchschnitt der Anteil der 20- 
bis 29-Jährigen an der Gesamtbevölkerung 
und damit der Jugendüberhang abnehmen. 
Weil die Fertilitätsraten bereits seit gerau-
mer Zeit gesunken sind, hat der Anteil der 
jungen Bevölkerung im Erwerbsalter schon 
seinen Höhepunkt erreicht. Der altersmäßige 
Schwerpunkt der Bevölkerung schiebt sich 
künftig in die höheren Altersgruppen. Da 
gleichzeitig immer mehr junge Leute eine 
weiterführende Schule oder gar eine Univer-
sität besuchen, fällt das Wachstum der Grup-
pe der besser gebildeten 20- bis 29-Jährigen 
trotzdem hoch aus – mancherorts steigt ihr 
Bevölkerungsanteil um beinahe die Hälfte 
des heutigen Wertes. 

In der statistischen Analyse aller Länder 
ohne Mena hat sich ein starkes Wachstum 
der 20- bis 29-jährigen Bevölkerung insge-
samt als destabilisierend, das anteilsmäßige 
Wachstum einer besser gebildeten Bevöl-
kerung in dieser Altersgruppe dagegen als 
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In den Palästinensischen Gebieten sind es 
31, in Tunesien 37 Prozent.24 Das Risiko von 
Arbeitslosigkeit steigt in vielen dieser Länder 
mit dem Bildungsgrad – junge Ägypter mit 
Hochschulabschluss sind zu einem Drittel 
arbeitslos, während dies für nicht einmal drei 
Prozent derer gilt, die nur eine Grundschule 
abgeschlossen haben. In Ägypten arbeiten 
drei Viertel aller 15- bis 29-Jährigen in so-
genannten irregulären Arbeitsverhältnissen 
ohne vertragliche Absicherung.25 Die Hälfte 
von ihnen würde gerne ihren Job wechseln.26 
Mehr als jeder zehnte arbeitende Marokkaner 
zwischen 15 und 24 Jahren gilt als unter-
beschäftigt, würde also gerne mehr arbeiten, 
als derzeit möglich.27

Besonders schlecht sind die Chancen junger 
Frauen. Sie sind mit höherer Wahrscheinlich-
keit arbeitslos und begeben sich aufgrund 
familiärer Verpflichtungen häufig gar nicht 
erst auf den Arbeitsmarkt. Nicht einmal 
20 Prozent der jungen syrischen Frauen zwi-
schen 15 und 24 Jahren arbeiten oder suchen 
nach einer Beschäftigung, im Vergleich zu 
über 90 Prozent der Männer.28

Was bringt die fortschreitende 
 Urbanisierung?

Die zunehmende Verstädterung dürfte für die 
Mena-Region unterschiedliche Folgen haben. 
Der durchschnittliche Urbanisierungsrad 
liegt bei 75 Prozent – also bereits über dem 
Niveau von rund 70 Prozent, ab dem wach-
sende Urbanisierung der Analyse in Kapitel 2 
nach zu politischer Stabilität beiträgt.29 Dies 
gilt auch für einige der instabileren Staaten, 
auch wenn es innerhalb dieser Gruppe große 
Unterschiede gibt. In einigen Ländern, etwa 
in Jemen (35 Prozent), Marokko (60 Prozent) 
oder Syrien (58 Prozent), ist der Urbanisie-
rungsgrad noch niedrig und dürfte auch im 
Jahr 2030 nicht den Wert von 70 Prozent er-
reicht haben. Fortschreitende Verstädterung 
ausgehend von dem heutigen Niveau dürfte 
dort zunächst zu mehr Instabilität führen.

Doch dies muss nicht geschehen: Wenn die 
heute noch vergleichsweise wenig urbani-
sierten Mena-Länder die absehbaren Ent-
wicklungen richtig planen und den möglichen 
negativen Folgen der Urbanisierung aktiv 
entgegentreten, könnte es ihnen gelingen, 
die vorübergehenden Risiken von schnell 
wachsenden Städten zu umgehen. Wenn 
Infrastruktur und Arbeitsplätze mit dem 
Wachstum der Einwohnerschaft mithalten 
können, haben die urbanen Räume dieser 
Länder zumindest theoretisch die Chance, 
sich zu Wohlstands- und Innovationszentren 
zu entwickeln. Auch hier liefern die ostasiati-
schen Tigerstaaten gute Vorbilder.

Mehr und besser qualifiziert

In der Gruppe der instabileren Mena-Länder dürfte bis 2030 die potenzielle Arbeitnehmerschaft im Alter 
zwischen 20 und 64 Jahren um 63 Millionen auf knapp 264 Millionen anwachsen. Weil viele dieser Personen 
heute noch in Ausbildung sind oder diese nachholen, wird die Zahl derer mit Sekundar- oder gar Hochschulbil-
dung sogar noch stärker zunehmen – nämlich um gut 64 Millionen. Heute hat noch nicht einmal die Hälfte der 
Menschen im Erwerbsalter dieses Bildungsniveau erreicht. 2030 dürften es beinahe zwei Drittel sein.

2015: 201 Millionen

2030: 264 Millionen

Zahl der 20- bis 
64-Jährigen und 
deren Verteilung 
nach Bildungsgrad 
in den instabileren 
Mena-Ländern, 
2015 und 2030
(Datengrundlage: 
Population Refe-
rence Bureau30, 
Wittgenstein 
Centre31, eigene 
Berechnungen)

mit 
Sekundarbildungohne 

Sekundarbildung
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zehn der Mena-Länder (fünf davon gehö-
ren zur Gruppe der instabileren Staaten) 
ist weniger als ein Fünftel der Landfläche 
landwirtschaftlich nutzbar.34 Der bevorste-
hende Klimawandel dürfte die Wasser- und 
Nahrungsmittelknappheit verstärken. Das 
Bevölkerungswachstum erhöht damit das 
Risiko von Verteilungskonflikten. Je mehr 
Menschen in diesem Umfeld von Armut und 
Perspektivlosigkeit oder gar von Gewalt und 
Krieg aufwachsen, desto größer ist die Zahl 
derer, die versuchen werden, ihrer Lage zu 
entkommen. 

Wachsende Flüchtlingszahlen?  
Wenn politische Instabilität auf 
 Bevölkerungswachstum trifft

Rund 86 Prozent des prognostizierten 
 menaweiten Bevölkerungswachstums bis 
2030 entfallen auf die instabileren Länder. 
Diese starke Zunahme um rund 110 Millio-
nen Menschen könnte die ohnehin kritische 
Lage weiter verschärfen. 

Je größer eine Bevölkerung, desto stärker 
steigt die Nachfrage nach Arbeitsplätzen, 
Schulen und Gesundheitsdiensten, nach 
Elektrizität und Lebensmitteln. Bereits 
heute können die instabileren Staaten 
die notwendige Versorgung ihrer Bürger 
kaum garantieren. Die Stromversorgung 
funktioniert mancherorts nur sporadisch 
und mit Ausnahme von Irak und Iran fallen 
alle Mena-Länder hinsichtlich der verfüg-
baren Wasserressourcen pro Kopf unter 
den Wert von 1.000 Kubikmetern, der als 
Grenze für Wasserknappheit gilt.32, 33 In 

Flüchtlingspfade

Rund neun von zehn Flüchtlingen aus der 
Mena-Region stammen aus Syrien. Von den 
4,2  Millionen Syrern, die sich Mitte 2015 auf 
der Flucht befanden, lebte über die Hälfte in 
einem anderen Mena-Staat. Vor allem für die 
Nachbarländer Libanon und Jordanien bedeutet 
der  Zustrom eine große Herausforderung. Hinzu 
 kommen die vielen Flüchtlinge in der Türkei, 
die als Vorhof der Mena-Region insgesamt 
1,6  Millionen Syrer aufgenommen hat. 

Diese Zahlen bilden die heutige Situation nur 
unvollständig ab: Die massive Zunahme der 
Flüchtlingszahlen in der Europäischen Union, 
insbesondere in Deutschland seit Mitte 2015, 
ist in diesen Angaben noch nicht berücksichtigt. 
Die verfügbaren Daten reichen nur bis Ende 
Juni, also bis kurz vor Beginn der sogenannten 
 Flüchtlingskrise.

Türkei: 1.557.899

Irak: 
234.196

Ägypten:
138.381

Libyen: 
18.653

Schweden:
34.285

Dänemark:
7.253

Niederlande:
8.692

Schweiz:
5.161

Deutschland:
40.994

Bulgarien:
8.501

Armenien:
14.994

Jordanien:
623.112

Libanon: 1.147.494

Allein zwischen 2000 und 2010 – also 
noch vor Ausbruch des Arabischen Früh-
lings – wuchs die Zahl der Flüchtlinge aus 
Mena-Ländern von knapp 760.000 auf 1,9 
Millionen. Bis Mitte des Jahres 2015 erreich-
te sie 4,8 Millionen. Fast alle Abwanderer 
stammten aus der Gruppe der instabileren 
Staaten. Zunächst waren es Hunderttausen-
de von Irakern, die zur Zeit des irakischen 
Bürgerkriegs zwischen 2006 und 2008 die 
Flucht antraten. Nachdem viele von ihnen 
anschließend in ihr Heimatland zurück-
gekehrt waren, löste der Syrienkrieg schon 
bald einen bis heute nicht endenden Exodus 
aus. Die Zahl syrischer Flüchtlinge ist von 
2010 bis Mitte 2015 auf 4,2 Millionen an-
gewachsen und hat sich in diesem Zeitraum 
um den Faktor 225 erhöht. 

Zahl der syrischen Flüchtlinge 
in unterschiedlichen Zielländern zum 
Ende des ersten Halbjahrs 2015
(Datengrundlage: UNHCR35)
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Auch aus anderen Mena-Ländern sind die 
Flüchtlingszahlen gestiegen: Mitte 2015 
befanden sich dreimal so viele Jemeniten, 
mehr als doppelt so viele Ägypter und 
zweimal so viele Libyer auf der Flucht wie 
noch im Jahr 2010. Andernorts sind die 
Zahlen zurückgegangen. Zählten 2010 noch 
16.000 Libanesen als Flüchtlinge, sind 
es heute 4.300. Eine große Zahl ist nach 
Libanon zurückgekehrt, vermutlich handelt 
es sich dabei um Personen, die vor dem 
Libanonkrieg des Jahres 2006 in andere 
Länder der Region ausgewandert waren und 
angesichts der dort zunehmend unsicheren 
Lage wieder heimkehrten. Ähn liches gilt 
für irakische Vertriebene. Sie kamen nicht 
nur zurück, weil der Bürgerkrieg in Irak 
vorbei war, sondern weil es in Syrien, wo 
viele Flüchtlinge untergekommen waren, 
noch gefährlicher als im Irak wurde.36 Die 
Rückkehr der Iraker sorgte dafür, dass sich 
(Syrer ausgeklammert) die Gesamtzahl der 
Flüchtlinge aus den instabilen Mena-Län-
dern zwischen 2010 und 2015 um über eine 
Million reduzierte.

Das Migrationsmuster der irakischen 
Flüchtlinge zeigt, wie eng die Vertriebenen 
mit ihrer Heimat verbunden sind. Anstatt 
weite Strecken zurückzulegen, verbleiben 
die meisten möglichst in der Nähe ihres 
ursprünglichen Wohnorts. Von denjenigen 
Flüchtlingen in der Mena-Region, die Mitte 
2015 außer Landes geflohen waren, be-
fanden sich 2,5 Millionen in einem der 19 
Mena-Länder, 1,6 Millionen weitere in der 
Türkei. Insgesamt waren damit 85 Prozent 
in die unmittelbare Nachbarschaft ihres 
Heimatlandes geflüchtet. Hinzu kommen 
Binnenflüchtlinge, die innerhalb ihrer Hei-
matländer verblieben sind. Von ihnen zählt 
die Mena-Region mehr als 13 Millionen. 7,6 
Millionen davon sind Syrer.

Die eigentliche Flüchtlingskrise spielt sich 
also – entgegen der landläufigen Wahr-
nehmung – in der Mena-Region selbst und 
weniger in Deutschland und Europa ab. Mit 
einem baldigen Ende der Flüchtlingsströme 
in Richtung der EU-Grenzen ist aber nicht 
zu rechnen. Denn an dem rapiden Anstieg 
der Flüchtlingszahlen im Jahr 2015 zeigt ein 
Verzögerungseffekt, der aus den Erfahrun-
gen bei anderen Krisen, etwa in Eritrea oder 
Somalia, bereits bekannt war: Menschen 
auf der Flucht suchen zunächst als Binnen-
flüchtlinge innerhalb ihres eigenen Landes 
Schutz. Wird die Lage dort bedrohlicher, 
ziehen sie ins nahe Ausland weiter und 
warten dort unter häufig schwierigen Bedin-

Verhältnismäßig wenig betroffen

Im Jahr 2015 zählte die Europäische Union insgesamt 1,3 Millionen Asylbewerber – fünfmal so viele wie vor 
Ausbruch der arabischen Protestwelle 2011. Die Zahl der neuen Asylanträge stieg damit deutlich schneller 
als die Zahl der Mena-Flüchtlinge. Diese nahm zwischen 2010 und 2015 um das 2,5-Fache zu. Dies hat 
mehrere Ursachen: Zum einen sind die bisher größten Aufnahmestaaten Türkei, Libanon und Jordanien 
zunehmend überlastet und können den Flüchtlingen keine angemessene Unterstützung mehr bieten. Zum 
anderen ist über die Jahre die Hoffnung auf ein baldiges Ende des syrischen Bürgerkriegs gesunken – und 
damit auch die Bereitschaft, weiter unter schlechten Bedingungen in den Ländern der Umgebung auszu-
harren. Schlussendlich bewegen sich Flüchtlinge – wie auch andere Migrantengruppen – entlang von Netz-
werken. Diejenigen, die den Weg nach Europa hinter sich gebracht haben, unterstützen Freunde und 
Familien angehörige dabei, diesen Weg ebenfalls zu gehen.

gungen darauf, nach Hause zurückkehren 
zu können. Schwindet auch diese Hoffnung, 
suchen sie ein Ziel in entfernteren Gegen-
den, wo sie bessere Lebensbedingungen 
erwarten.37 Solange es nicht in absehbarer 
Zeit zu einem Ende der vielfältigen  Konflikte, 
zu einer politischen Stabilisierung und 
einem wirtschaftlichen Aufschwung in der 
Mena-Region kommt, ist auch kein Ende 
der Flüchtlingsbewegungen zu erwarten. 
Das Bevölkerungswachstum in vielen Mena-
Ländern dürfte unter diesen Bedingungen 
die Zahlen sogar noch erhöhen.

Jährliche Zahl der Asyl-
gesuche in der Euro-
päischen Union (2000 
bis 2007: EU27, ab 
2008: EU28), 2000 bis 
2015; Zahl der grenz-
überschreitenden 
Flüchtlinge aus den  
19 Mena-Ländern,  
2000 bis Mitte 2015
(Datengrundlage: 
 Eurostat38, UNHCR39, 
eigene Berechnungen)
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 3.2  Stabilere  Länder 
 benötigen neuen 
 Gesellschaftsvertrag
Im Cluster der stabileren Mena-Länder, in 
Bahrain, Israel, Kuwait, Katar, Saudi-Arabien 
und den Vereinigten Arabischen Emiraten, 
leben mit 58 Millionen Menschen rund 14 
Prozent aller Bewohner der Mena-Region. Im 
Jahr 2030 dürften es beinahe 72 Millionen 
sein. In diesen Ländern ist mit weniger Ver-
schiebungen in der Bevölkerungszusammen-
setzung zu rechnen als in den instabileren 
Ländern. 

Der Anteil der jungen Erwachsenen zwischen 
20 und 29 Jahren, bislang oft ein Jugend-
überhang, dürfte zurückgehen. Gleichzeitig 
dürfte der Anteil der älteren Erwerbs-
bevölkerung zwischen 30 und 64 Jahren 
auf heutigem Niveau bleiben. Ein starker 
Zuwachs ist in der Altersklasse der über 
65-Jährigen zu erwarten. Das bereits relativ 
hohe durchschnittliche Bildungsniveau der 
über 20-Jährigen dürfte im Vergleich zu den 
anderen Mena-Ländern weniger stark wach-
sen. Der anstehende Abschluss des demo-
grafischen Übergangs, hin zu weniger Be-
völkerungswachstum und einer Alterung der 
Gesellschaft, bedeutet aber auch, dass die 
verbleibenden Chancen, eine demografische 
Dividende einzufahren, langsam versiegen. 

Aus diesem Blickwinkel erscheint es wahr-
scheinlich, dass diese Länder auch in Zukunft 
politisch stabil bleiben können. Probleme 
bereitet ein anderer, nicht-demografischer 
Aspekt: Die momentane politische Stabilität 
in dieser Ländergruppe gründet vor allem da-
rauf, dass junge Berufseinsteiger bisher häu-
fig in Positionen der öffentlichen Verwaltung 
unterkommen konnten, nicht aber in produk-
tiven Unternehmen der Privatwirtschaft. Dies 
gilt nicht für Israel, das mit seinem sehr ho-
hen Bildungs- und Entwicklungsstand unter 
den Mena-Ländern ohnehin eine Sonderrolle 
einnimmt.

Die großzügige staatliche Alimentierung, 
finanzierbar über hohe Gewinne aus den 
Rohstoffverkäufen in den öl- und erdgas-
reichen Golfstaaten, steht aber zunehmend 
in Frage. Gesunkene Ölpreise, mittelfristig 
zur Neige gehende Vorräte und nicht zuletzt 
der 2015 im Pariser Klima-Abkommen von 
195 Staaten beschlossene Ausstieg aus der 
fossilen Energieversorgung bis ins Jahr 2050 
bringen die dortigen Wirtschaftsmodelle 
ins Wanken. Künftig werden die Mittel kaum 
ausreichen, um die wachsende Zahl von jun-
gen Menschen in einem übermäßig großen 
Verwaltungsapparat mit unverhältnismäßig 
hoch vergüteten Arbeitsplätzen zu versorgen. 
 Außerhalb des öffentlichen Sektors werden 
die meisten mehr oder weniger anspruchs-
vollen Tätigkeiten, von Finanzgeschäften 
über die Forschung an den Universitäten bis 
hin zum Häuser- und Straßenbau, überwie-
gend von einer im Ausland angeworbenen 
Bevölkerung erledigt. In manchen Ländern 
wie etwa den Vereinigten Arabischen 
 Emiraten stellen die  „Expatriates“ beinahe 
85 Prozent der gesamten  Einwohnerschaft.40

Bislang haben die Golfstaaten noch kein 
alternatives und zukunftsfähiges wirtschaft-
liches Fundament gefunden. Bereits heute 
fällt es diesen Ländern zunehmend schwerer, 
die wachsende einheimische Bevölkerung 
in den Arbeitsmarkt zu integrieren.41 Das 

war lange Zeit auch gar nicht nötig, denn im 
Gegensatz zu den instabileren Ländern be-
deutete Arbeitslosigkeit am Golf noch längst 
keine Armut: Die autokratischen Machthaber 
konnten ihren Bevölkerungen Wohlstand und 
Stabilität ohne wesentliche Gegenleistung ga-
rantieren und sich damit ihre unangefochtene 
Position als Staatsoberhäupter sichern. Diese 
Sicherheit droht, jetzt verloren zu gehen.

Was beiden Gruppen gemeinsam ist 
und wo die Unterschiede liegen

Damit dies nicht geschieht, müssen die 
stabileren Staaten ähnliche Probleme lösen 
wie ihre deutlich instabileren Nachbarlän-
der: Erstere müssen mithilfe einheimischer 
Arbeitskräfte eine diversifizierte Wirtschaft 
aufbauen, um der wachsenden Zahl der 
jungen, oft qualifizierten Erwerbsfähigen 
eine Beschäftigung zu bieten und so ihre 
politische Stabilität zu bewahren. Zweitere 
müssen den Bildungsstand ihres Nachwuch-
ses verbessern und für diesen wie auch für 
die große Zahl an gering Qualifizierten Arbeit 
schaffen, um politische Stabilität zu gewin-
nen und weitere Krisen zu vermeiden.
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Um mehr politische Stabilität zu erreichen, 
müsste es den Mena-Ländern gelingen, von 
ihrem Bevölkerungspotenzial zu profitieren 
– ganz unabhängig davon, ob sie heute als 
stabil oder instabil gelten. Wie schwierig 
das wird, zeigen folgende Zahlen: Progno-
sen zufolge wird die Erwerbsbevölkerung 
im Alter von 20 bis 64 Jahren im gesamten 
Mena-Raum zwischen 2015 und 2030 um 
73  Millionen Personen wachsen – das be-
deutet eine jährliche Zunahme von beinahe 
5 Millionen Menschen. Alleine in Ägypten 
sind es 1,3 Millionen pro Jahr.42 Zwar werden 
nicht alle von ihnen tatsächlich auf dem 
Arbeitsmarkt aktiv werden – schon alleine, 
weil Frauen in der Region nach wie vor selten 
einer bezahlten Arbeit nachgehen. Trotzdem 
ist schon heute das Missverhältnis aus Ar-
beitssuchenden und Jobangeboten sehr groß. 

Eine Studie der Vereinten Nationen aus dem 
Jahr 2011 vermittelt eine Idee vom Ausmaß 
der Herausforderungen: Um die ohnehin 
hohe Arbeitslosigkeit nicht weiter steigen 
zu lassen, hätten die Mena-Länder (ohne 
Golfstaaten) seit 2011 über 6 Millionen 
neue Jobs schaffen müssen. Bis 2030 wären 
über 22 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze 
notwendig. Deutlich schwieriger wäre es, 
wollten die Länder die Arbeitslosigkeit des 
Jahres 2011 halbieren (was dringend geboten 
wäre) und gleichzeitig die Arbeitsmarktbe-
teiligung von Frauen auf ein immer noch 
niedriges Niveau von 35 Prozent erhöhen. 
Dann hätten alleine zwischen 2011 und 2015 
fast 25  Millionen Jobs entstehen müssen, bis 
2030 wären weitere 67 Millionen notwendig. 
Damit dies gelingt, wären Investitionen in 
Billionenhöhe notwendig.43,44 Viele Mena-
Länder können die dafür notwendigen Mittel 
alleine kaum aufbringen und sind auf externe 
Hilfe angewiesen. Die Investitionen würden 
sich für alle Beteiligten längerfristig lohnen.

Denn wenn sich die Region weiter so schlecht 
wie bisher entwickelt und ihr wachsendes 
Humankapital ungenutzt lässt, dürfte dies die 
vielerorts kritische Lage weiter verschärfen. 
Die Folge wären weitaus höhere finanzielle, 
sicherheitspolitische und humanitäre Kosten. 

Bereits im Jahr 2008, also noch deutlich vor 
dem Arabischen Frühling, bezifferte eine 
Studie die Gesamtkosten der damaligen 
Jugendarbeitslosigkeit in elf Mena-Ländern 
auf jährlich insgesamt etwa 25 Milliarden 
US-Dollar.45 In die Rechnung sind alleine die 
entgangenen Gehaltszahlungen einbezo-
gen, nicht aber die mit der Arbeitslosigkeit 
verbundenen Sekundärkosten, verursacht 
durch die Abwanderung leistungsbereiter 
junger Menschen ins Ausland oder durch die 
Perspektiv losigkeit, die zu einer radikalisier-
ten und gewaltbereiten Bevölkerung führen 
kann.

Wenn keine adäquaten Arbeitsplätze ent-
stehen, ist davon auszugehen, dass ein Teil 
der jungen, zunehmend besser qualifizierten 
Menschen auswandert und damit Druck vom 
Arbeitsmarkt genommen wird. Als Migranten 
tragen sie dann zwar durch Rücküberweisun-
gen dazu bei, dass es ihren Familien zu Hause 
besser geht und helfen von außen mit, das 
Land zu stabilisieren. Doch starke Abwande-
rung bedeutet für die Länder meistens auch 
den Verlust der am besten qualifizierten und 
leistungsfähigen Elite und damit potenzieller 
Arbeitgeber von morgen.

 POTENZIALE NUTZEN,  
 STABILITÄT ERZEUGEN 4
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Woher die Arbeitsplätze kommen 
könnten? 

Es ist deshalb wichtig, in der Mena-Region 
Voraussetzungen zu schaffen, die für Be-
schäftigung der wachsenden jungen Erwerbs-
bevölkerung sorgen können. Der öffentliche 
Sektor kommt aus den beschriebenen 
Gründen dafür immer weniger in Frage. Die 
anstehenden Herausforderungen müssen 
deshalb überwiegend durch den Privatsektor 
gestemmt werden. Wie aber sieht die heutige 
Wirtschaftsstruktur der Mena-Länder aus 
und welche Potenziale bietet sie?

Die meisten Volkswirtschaften der Region 
sind kaum in der Lage, auf den Welt märkten 
zu konkurrieren. Die Mena-Länder sind 
vieler orts geprägt von einer weitgehend vor-
industriellen Wirtschaft mit geringem Diver-
sifizierungsgrad und niedriger Produktivität. 
In den vergangenen Jahren zählte die Mena-
Region zu den am wenigsten erfolg reichen 
Wirtschaftsräumen weltweit. Darüber hinaus 
verzeichnet sie nach Subsahara-Afrika die 
zweithöchsten Arbeitslosenquoten. Eine 
Folge der schwierigen Wirtschaftslage ist die 
wachsende Zahl von Konflikten und humani-
tären Krisen.

Außerhalb der Golfregion stellt die Land-
wirtschaft etwa jeden fünften Job, während 
deren Beitrag zur Wirtschaftsleistung deut-
lich geringer ist. So ist der primäre Sektor in 
Marokko mit einem Anteil von 39 Prozent der 
mit Abstand größte Arbeitgeber (2012).47 Der 
Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt ist mit 16 
Prozent (2014) nicht einmal halb so groß.48 
Weil die Landwirtschaft kaum Gewinne 
abwirft, leben die dort Beschäftigten häufig 
unterhalb der nationalen Armutsgrenze ohne 
jegliche soziale Absicherung. 

Ähnlich kritisch sieht es im Dienstleistungs-
bereich aus. Dieser stellt über alle Länder 
hinweg den Hauptteil der Arbeitsplätze. 
Es handelt sich dabei allerdings nicht um 
moderne Beschäftigungsmöglichkeiten mit 
hohem Forschungs- und Entwicklungs anteil, 
sondern um Arbeitsplätze mit geringer Wert-
schöpfung. Hinter den vielen Dienstleistungs-
jobs verbergen sich oft informelle Kleinst-
unternehmer mit geringen Einnahmen wie 
Obstverkäufer oder Fahrradkuriere.49 Oder es 
sind Arbeitsplätze im aufgeblähten Verwal-
tungsapparat: In Jordanien zum Beispiel stellt 
der öffentliche Sektor mehr als 40 Prozent 
aller Arbeitsplätze außerhalb der Landwirt-
schaft. In Ägypten sind es sogar 70 Prozent.50 
Gerade der Dienstleistungs sektor könnte 
aber neue und auskömmliche Jobs schaffen, 
wenn es gelänge, ihn produktiver zu gestalten 
und innovative Ideen in lukrative Geschäfts-
modelle umzusetzen.

Der produktivste Wirtschaftsbereich ist die 
Industrie, deren Beitrag zum Bruttoinlands-
produkt deutlich über dem Beschäftigten-
anteil liegt. Würde es den Mena-Ländern 
gelingen, diesen Bereich auszubauen und 
sich stärker an der globalen Fertigung von 
Produkten zu beteiligen, könnten viele neue 
Jobs entstehen, die in der Anfangsphase zwar 
nur geringe, aber mittelfristig wachsende 
Einkommen böten. Eine ökonomische Be-
sonderheit bedeuten die öl- und gasreichen 
Mena-Staaten: Sie erzielen mit dem Rohstoff-
verkauf zwar hohe Einkünfte, schaffen aber 
über Förderung und erste Weiterverarbeitung 
von Öl und Gas nur wenige Arbeitsplätze. 

Schwaches Wachstum 

Wirtschaftlich hinken die Mena-Länder anderen 
aufstrebenden Regionen deutlich hinterher. Beson-
ders schlecht sieht es in den instabileren Mena-
Staaten aus. Diese Länder haben sich zwischen 2010 
und 2014 schlechter entwickelt als die ökonomisch 
nur noch wenig wachsenden, jedoch hochentwickel-
ten OECD-Länder. 

Durchschnittliches jährliches Wachstum des Brutto-
inlandsprodukts in Prozent, 2010 bis 2014
(Datengrundlage: Weltbank46, eigene Berechnungen)
Da für Syrien und Jemen keine Daten vorliegen, 
fließen diese Länder nicht in die Aggregate für die 
Mena-Region ein. Restliche Aggregate: Angaben der 
Weltbank.
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Mehr Beschäftigung in einer 
 diversifizierten Wirtschaft

Damit die Privatwirtschaft zur politischen 
Stabilität in der Mena-Region beitragen kann, 
müsste sich deren Struktur von Grund auf 
wandeln. Nötig wäre ein Unternehmertum, 
das ausreichend bezahlte und sichere Arbeit 
schafft. Erfolgreiche, wettbewerbsfähige 
Unternehmen entstehen meist auf Basis von 
kreativen Ideen. Damit diese entstehen kön-
nen, ist es wichtig, junge Menschen in ihrer 
gesamten Bildungskarriere auf die Anforde-
rungen der Privatwirtschaft vorzubereiten. 
Nicht nur, wie es derzeit bereits geschieht, 
durch längere Ausbildungszeiten, sondern vor 
allem über moderne Lehrpläne, -methoden 
und -materialien. 

Mittlerweile sind die formalen Bildungs-
ergebnisse der Bevölkerung in vielen Mena-
Ländern recht hoch. Doch die Schulen und 
Universitäten entlassen ihre Absolventen 
häufig mit Kenntnissen und Fähigkeiten, die 
nicht den weltweiten Standards entsprechen. 
Dies führt dazu, dass existierende Firmen 
trotz eines Überangebots an Arbeitskräften 
kaum passendes Personal finden.

Der Personalmangel wird dadurch verstärkt, 
dass Frauen trotz formal häufig hohen Bil-
dungsniveaus nur selten beschäftigt sind. 
Bislang lassen sich viele Mena-Länder die 
Ausbildung ihrer Mädchen und Frauen Eini-
ges kosten, sie bieten ihnen aber selten die 
Möglichkeit, diese Investitionen in Erträge 
umzusetzen.*

* Die folgenden Textabschnitte tragen im Wesentlichen 
Informationen aus Analysen zur Mena-Region zusam-
men, welche ohne Berücksichtigung Israels erfolgt sind. 
Die Lage in Israel unterscheidet sich in vielerlei Hinsicht 
von der seiner Nachbarstaaten. Deshalb erfährt das Land 
auch hier nur am Rande Beachtung. Eine  detaillierte 
Beschreibung Israels findet sich im Länderkapitel auf 
Seite 69.

zeitgemäße, 
umfassende 

Bildung

Humanvermögen stärken

qualifizierte 
Erwerbs-

bevölkerung

Frauen 
stärken

Humanvermögen nutzen

Ideenreichtum 
und 

Innovationen

bezahlte,  
formelle 

Beschäftigungs-
möglichkeiten

politische 
Stabilität stärken

modernes, 
lebendiges 

Unternehmertum

wirtschaftlichen 
Rahmen verbessern, 

Stärken identifizieren

Durch Verbesserungen in den Bereichen 
Bildung und Unternehmertum sowie durch 
die stärkere Erwerbsbeteiligung von Frauen 
ließen sich in den Mena-Ländern wichtige 
Voraussetzungen für Wirtschaftswachstum 
und politische Stabilität schaffen. Diese Auf-
gaben richten sich an die Regierungen der 
jeweiligen Länder, an die Wirtschaft vor Ort 
und an ausländische Investoren, an Nicht-
regierungsorganisationen und die internatio-
nale  Zusammenarbeit.

Humanvermögen  stärken und nutzen

Um mehr politische Stabilität zu gewinnen, muss es den Mena-Ländern gelingen, ihr Humanvermögen besser zu nutzen. Dazu sind Veränderungen in drei Bereichen 
notwendig. Erstens müsste sich das Bildungswesen künftig stärker an den Bedürfnissen moderner Volkswirtschaft orientieren. Zweitens wären die Voraussetzungen für 
ein modernes Unternehmertum zu verbessern und drittens müsste es Frauen ermöglicht werden, ihren oft hohen Bildungsstand volkswirtschaftlich zu nutzen.
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Bildung 

In beinahe allen Regierungsstrategien der 
Mena-Region steht Bildung weit oben auf 
der politischen Agenda. Bisher jedoch sind 
deren Erfolge dürftig. Obwohl in Ländern 
wie  Tunesien, Marokko oder Saudi-Arabien 
jeweils rund ein Fünftel des Staatshaushalts 
in den Bildungsbereich fließen – und damit 
anteilig doppelt so viel wie in Deutschland 
oder den USA – ist das Bildungsniveau in die-
sen und anderen Mena-Ländern seit  Jahren 
niedrig.51,*

Schulbildung: Wenig mehr als 
 Basiskenntnisse

Seit Beginn der 2000er Jahre kritisieren die 
Vereinten Nationen wiederholt in verschie-
densten Berichten das Scheitern der Bil-
dungssysteme in der arabischen Welt. Zwar 
liegen die Alphabetisierungsraten der 15- bis 
24-Jährigen heute mit Ausnahme Jemens (88 
Prozent), Iraks (82 Prozent) und Marokkos 
(82 Prozent) bei über 90 Prozent und damit 
deutlich höher als noch in den 2000er Jah-
ren.53 Über die häufigere Vermittlung dieser 
Basiskenntnis hinaus hat sich allerdings 
wenig verändert. Die Mena-Länder erzielen 
in weltweiten Bildungsvergleichstests wie 
Timss, Pirls oder Pisa sehr schlechte Ergeb-
nisse – ganz gleich, ob es um Mathematik-, 

Lese- oder Problemlösungskompetenzen 
geht. Unter den darin untersuchten Mena-
Ländern liegt einzig Israel auf dem Niveau 
der westlichen Industriestaaten.54 Nicht 
nur sind in vielen Mena-Ländern die Lehrer 
häufig kaum oder schlecht ausgebildet, 
sondern auch die Lehrpläne setzen die fal-
schen Schwerpunkte.55 Technische  Fächer 
und Fremdsprachen, also gerade jene In-
halte, die junge Erwachsene international 
wett bewerbsfähig machen, nehmen in der 
Schulbildung kaum Raum ein.56 Dagegen 
spielt religiöser Unterricht oft eine große 
Rolle.57 Theoretische Wissensvermittlung 
und Frontal unterricht dominieren im Schul-
system, dagegen lernen die Schüler nicht, 
wie man im Team arbeitet oder Erlerntes 
 präsentiert.58 

Steigender Bildungsgrad

In Sachen Bildung hat sich in der Mena-Region in den 
letzten 25 Jahren viel getan: Während 1990 Mädchen 
und Frauen teilweise noch der Zugang zu Schulen 
und Universitäten verwehrt blieb, sind sie heute fast 
mit ihren männlichen Altersgenossen gleichgezogen. 
Unter den 20- bis 29-Jährigen verfügt heute mehr als 
die Hälfte aller Mena-Bewohner über eine höhere Se-
kundarschulbildung und beinahe ein Viertel hat sich 
danach weiterqualifiziert, zum Beispiel eine Hoch-
schule besucht. 1990 hatten noch etwa zwei Drittel 
aller erwachsenen Frauen und etwa die Hälfte aller 
Männer nicht einmal die Grundschule abgeschlossen 
und mussten ihr Leben als  Analphabeten gestalten. 

* Dies gilt nicht für Israel, welches im Länderkapitel 
gesondert behandelt wird.

Bevölkerungszusammensetzung der Mena-Region nach Altersgruppen und Bildungsgrad, 
in Prozent der Gesamtbevölkerung, 1990 und 2015
(Datengrundlage: Wittgenstein Centre52, eigene Berechnungen)

 HANDLUNGSBEREICHE5
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Bassant Helmi leitet das deutsche Ver-
bindungsbüro der Deutsch-Arabischen 
Industrie- und Handelskammer in Berlin. 
Die gebürtige Ägypterin ist gleichzeitig 
Geschäftsführerin des Vereins Global 
Project Partners. Dieser unterstützt 
durch eine Vielzahl von Projekten die 
Wirtschaft in Entwicklungsländern – 
 unter anderem durch Ausbildungs-
initiativen. In Deutschland kooperiert 
der Verein mit unterschiedlichen staat-
lichen und wirtschaftlichen Partnern – 
wie etwa der Außenhandelskammer, der 
Deutschen Gesellschaft für Internatio-
nale Zusammenarbeit oder dem Aus-
wärtigen Amt. Frau Helmi blickt auf ein 
mehr als 20-jähriges Engagement in der 
Region zurück.

Woran krankt der Bildungssektor in der 
Mena-Region?

In der Mena-Region haben viele Regierun-
gen total versagt, weil sie sich von den 
Investitionen in Bildung zurückgezogen 
haben. In Ägypten zum Beispiel haben nur 
jene Kinder einen Zugang zu besserer Bil-
dung, deren Eltern sich eine Privatschule 
leisten können. Bildung ist ein Geschäft. 

Was für Konsequenzen hat das?

Ich höre regelmäßig von multinationalen 
Konzernen, aber auch von ganz normalen 
mittelständischen Unternehmen in der 
Region, dass sie nicht genügend junge 
Leute finden, die ausreichend qualifiziert 
sind. Sie können also ihren Arbeitskräfte-
bedarf nicht decken. Gleichzeitig gibt es 
eine hohe Jugendarbeitslosigkeit. Viele 
junge Leute gehen deshalb in den informel-
len Sektor. Dort verkaufen sie irgendetwas 
oder sie transportieren mit einem Tuk-Tuk 
Waren und Passagiere. Sie sind nirgendwo 

registriert und haben keine Sozialversiche-
rung. Der informelle Sektor nimmt viele, 
aber längst nicht alle auf. Langfristig ist das 
keine Lösung. Andere Jugendliche versu-
chen, auszuwandern – in die Golfstaaten 
oder nach Saudi-Arabien, nach Jordanien 
oder Algerien. Das ist viel einfacher als 
nach Europa zu gehen. Sie denken: „Wenn 
ich auswandere, habe ich eine Lösung.“ 
Doch diese Einschätzung ist nicht realis-
tisch. Die Jugendlichen waren noch nie im 
Ausland und haben keine Vorstellung, was 
sie erwartet.

Was müsste passieren, um die Lage lang-
fristig zu verändern?

Meiner Ansicht nach funktioniert das Zu-
sammenspiel zwischen Wirtschaft, Politik 
und Zivilgesellschaft in Ägypten nicht 
richtig. Die Zivilgesellschaft ist marginali-
siert und kann nur wenig Druck ausüben, 
damit sich etwas verändert – geschweige 
denn, eigene Bildungsinitiativen starten.  
Die Unternehmer sind bislang kaum dafür 
sensibilisiert, dass sie selbst zur Förderung 
des Nachwuchses beitragen müssen. Es 
gibt 2.000 Berufsschulen in Ägypten, aber 
nur 40 Unternehmen, die eine eigene Be-
rufsschule aufgebaut haben. Das sollte man 
ausbauen und dafür braucht es die richti-
gen Anreize. Man könnte zum Beispiel 
Steuererleichterungen für Ausbildungsbe-
triebe einführen. Aber dafür mangelt es an 
politischem Willen. 

Selbst wenn die Betriebe ausbilden wollen, 
fehlt ihnen ein klarer rechtlicher Rahmen. 
Der Staat liefert diesen bislang nicht. Die 
Unternehmer wollen eine Checkliste. Sie 
möchten wissen, was sie als Ausbilder 
leisten sollen, welche Vorschriften sie 
beachten müssen und woher sie das Geld 
dafür bekommen.  Kurzzeitig sah es so aus, 
als würde sich Ägypten diesen Problemen 

annehmen. Es gab bis vor kurzem ein Mi-
nisterium für berufliche Bildung. Das hat 
kurzfristig die duale Berufsausbildung 
zurück auf die politische Agenda gebracht. 
Ich habe eng mit dem zuständigen Minister 
zusammengearbeitet. Wir wollten in 
 Kooperation mit den ägyptischen Unter-
nehmerverbänden den Grundstein für ein 
standardisiertes duales Bildungssystem 
legen. Doch von heute auf morgen wurde 
das Ministerium in das Bildungsministe-
rium integriert. Der Berufsbildungsminister 
ist verschwunden. Das ist natürlich auch 
ein politisches Signal.

Welche Initiativen könnten aus dem 
Ausland kommen, um die Arbeitnehmer 
fit für die Arbeitsmärkte zu machen?

Es gibt einzelne Initiativen von internatio-
nalen Konzernen. Wir von Global Project 
Partners haben in Zusammenarbeit mit 
dem Auswärtigen Amt ein Fachkräftepro-
gramm auf den Weg gebracht. Als einer 
unserer Partner hat Mercedes-Benz eine 
Mechatroniker-Akademie aufgebaut. Der 
erste Jahrgang mit 14 Studenten hat gerade 
die Abschlussprüfung bestanden. Darunter 
waren auch zwei Frauen. Das ist ein tolles 
Konzept. Obwohl ich glaube, dass die Groß-
konzerne noch viel mehr dergleichen tun 
könnten und sollten, bleiben solche Initiati-
ven Insellösungen. Ohne übergeordnete 
Strategien sind sie ein Tropfen auf dem 
heißen Stein. An der schlechten Ausbil-
dungs- und Beschäftigungslage kann sich 
nur etwas ändern, wenn alle relevanten 
Akteure, also Zivilgesellschaft, Wirtschaft 
und Politik, an einem Strang ziehen. Neben 
technischer Unterstützung kann die deut-
sche Außenpolitik beratend wirken, indem 
sie immer wieder unterstreicht, wie wichtig 
es für die Zukunft der Mena-Länder ist, die 
nachwachsenden Generationen mit jenen 
Fähigkeiten auszustatten, die Arbeitgeber 
auch tatsächlich einsetzen können.

INTERVIEW
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Berufliche Bildung: Ohne Ansehen  
und Standards

Nach der Schule entscheiden sich wenige 
junge Menschen für einen praxisorientier-
ten Bildungsweg. Im Jahr 2013 besuchte 
gerade einmal jeder zehnte Schüler im 
 Sekundarschulsystem der Mena-Länder eine 
berufsbildende Einrichtung. Zum Vergleich: 
In Frankreich und Deutschland galt dies für 
jeden Fünften. Nur in Iran (18 Prozent) und 
Israel (24 Prozent) lagen die Werte auf ähn-
lichem Niveau wie in diesen europäischen 
Ländern.59 Ausbildungsberufe genießen in 
der Mena-Region gegenüber Hochschul-
zertifikaten einen niedrigen gesellschaft-
lichen Stellenwert.60 Dazu trägt auch bei, 
dass es bislang keine länderübergreifenden, 
standardisierten Ausbildungssysteme gibt, 
wohl aber eine starke Arbeitsmigration zwi-
schen den Ländern. Arbeitgebern ist deshalb 
häufig nicht klar, welche Inhalte die Auszubil-
denden mitbekommen haben und was sich 
hinter ihren Abschlusszeugnissen verbirgt.61 
Bei den Ausbildungsprogrammen handelt es 
sich meistens um theoretische Kurse ohne 
wesentliche Anbindung an die Wirtschaft, 
auch, weil die lokalen Unternehmen bislang 
kaum Anstalten machen, Verantwortung für 
die Förderung des eigenen Nachwuchses zu 
übernehmen.62,63 Dies wäre aber sinnvoll. 
Denn auf diesem Wege könnten die Arbeit-
geber dazu beitragen, dass sich das Bildungs-
system stärker an ihren eigenen Bedürfnissen 
orientiert. In einer Umfrage unter 1.500 
Arbeitgebern in fünf arabischen Ländern 
gaben nur zwischen 10 und 41 Prozent der 
Arbeitgeber an, dass Ausbildungsabsolventen 
ihren Ansprüchen gerecht wurden. Es man-
gele ihnen sowohl an Fachwissen als auch an 
den sogenannten Soft Skills – also der Fähig-
keit, klar zu kommunizieren, kreative Ideen 
zu entwickeln oder mit anderen zusammen-
zuarbeiten. Mit den Kenntnissen der Hoch-
schulabsolventen in diesen Bereichen waren 
zwischen 22 und 51 Prozent der Arbeitgeber 
zufrieden.64

Seit 2013 leitet Bernd Sulz eine 
Mechatroniker-Akademie in Ägypten. 
Das in Zusammenarbeit mit dem Verein 
Global Project Partners, der Deutsch- 
Arabischen Industrie- und Handels-
kammer, dem Auswärtigen Amt und 
Mercedes-Benz entstandene Projekt 
hat bereits 20 Absolventen hervorge-
bracht. Weitere 40 studieren derzeit 
an der Akademie. Im Gespräch mit dem 
Berlin-Institut erklärt Bernd Sulz, wa-
rum  Mercedes-Benz sich als deutscher 
 Konzern für die Ausbildung der jungen 
Ägypter engagiert und welche Schwer-
punkte er dabei setzt.

Warum ist es für Mercedes sinnvoll, die 
Ausbildung der Arbeitskräfte im Unter-
nehmen zu übernehmen?

Zum einen aus sozialen Gründen. Wir 
wollen denjenigen eine Chance geben, die 
keine Möglichkeit haben, zu studieren. 
Außerdem gibt es ein klares Eigeninteres-
se. Durch bessere Arbeitskräfte steigern 
wir letztlich die Qualität und dadurch 
auch die Kundenzufriedenheit. In unseren 
Werkstätten haben wir zum Beispiel das 
Problem, dass die Mehrzahl der Techniker 
weder lesen noch schreiben, geschweige 
denn Englisch kann. Deshalb gibt es in der 
Werkstatt immer einen Ingenieur, der die 
englische Fachliteratur oder die Anweisun-
gen aus dem System ausliest und mündlich 
weitergibt. Das ist nicht effizient.

Welche Anforderungen stellen Sie an die 
Bewerber für Ihre Akademie?

Zunächst sollten die Bewerber zwischen 
18 und 22 Jahren alt sein. Sie sollten ein 
paar Worte Englisch sprechen, über Grund-
kenntnisse am PC verfügen und gerne mit 
den Händen arbeiten. Das polizeiliche 
Führungszeugnis muss sauber sein und sie 

sollten, wenn möglich, eine Fahrerlaubnis 
haben. Natürlich sollte auch die Persönlich-
keit stimmen.

Wie schwer fällt es Ihnen, geeignete 
Bewerber zu finden?

Das ist extrem schwierig. Die 40 Teilneh-
mer des aktuellen Jahrgangs haben wir ge-
rade so zusammenbekommen, obwohl wir 
250 Bewerber hatten. Während der Ausbil-
dungszeit unseres ersten Jahrgangs musste 
ich sogar acht Studenten entlassen, weil 
sie sich schlecht verhalten haben. Das war 
sehr problematisch. Die haben sich geprü-
gelt und keinerlei Regeln beachtet. Irgend-
wann habe ich eine Trainerin eingestellt, 
die dann aus Mangel an Respekt selbst 
das Handtuch geworfen hat. Das Verhalten 
gegenüber dieser Frau war schlimm.

Was sind die Schwerpunkte der 
 Ausbildung und wie kommen die 
 Fähigkeiten der Absolventen auf dem 
Arbeitsmarkt an?

Wir passen den Lehrplan ständig an. 
Insgesamt setzen wir stark auf Aspekte 
wie Sozialverhalten, Kommunikation und 
Teamspirit. Bei uns gibt es kaum Frontal-
unterricht. Stattdessen konfrontieren 
wir die Studenten mit Problemen, die sie 
selbst lösen müssen – indem sie Informa-
tionen suchen und die notwendigen Werk-
zeuge eigenständig einsetzen. Außerdem 
vermitteln wir vom ersten Tag an Englisch-
kenntnisse. Die Studenten des ersten Ab-
schlussjahrgangs haben sich während der 
18-monatigen Ausbildungszeit zu wahren 
Rohdiamanten entwickelt. Sie sind in der 
Lage, sich selbst zu helfen. Sie können 
den Computer bedienen, die Informati-
onen herausholen und letztlich auch das 
Fahrzeug programmieren. Entsprechend 
gut sind sie im ägyptischen Händlernetz 
aufgenommen worden. Alle haben nach 
Ausbildungsabschluss eine Weiterbeschäf-
tigung gefunden.
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Hochschulbildung: Wenig wirtschafts-
nahe  Forschung, falsche Fächer

Die Einschätzung der Arbeitgeber bestätigt 
eine Untersuchung der Bildungs- und Wissen-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen 
Unesco. Darin testete die Organisation die 
Fähigkeiten von rund 3.800 Studenten in 
vier arabischen Ländern und holte darüber 
hinaus Informationen über die Studien-
inhalte, die Unterrichtsgestaltung sowie das 
Hochschulleben ein. Die Teilnehmer zeigten 
erhebliche Schwächen, wenn es darum ging, 
in einer Fremdsprache und sogar in ihrer 
Mutter sprache schriftlich zu kommunizieren. 
Auch wurden die Studierenden durch ihre 
Dozenten nur selten dazu aufgefordert, Prä-
sentationen zu halten oder an Forschungs-
projekten teilzunehmen. Zum universitären 
Alltag gehörten stattdessen Frontalunterricht 
und Auswendiglernen.65 

Die jungen Leute sind sich der Bildungs-
Misere durchaus bewusst.67 Doch sie ziehen 
daraus kaum Konsequenzen. Im Gegenteil: 
Obwohl in den Mena-Ländern ein klarer Man-
gel an Ingenieuren und Technikern herrscht, 
entscheiden sich viele Jugendliche für ein 
Studium in Geistes- und Sozialwissenschaf-
ten – Bereiche, die von den Arbeitgebern 
in der freien Wirtschaft kaum nachgefragt 
werden.68 Die jungen Menschen erhoffen sich 
mit dieser Ausbildung eine Beschäftigung im 
öffentlichen Sektor, der aber immer weniger 
Jobs zu bieten hat. 

Selbst wenn die Studenten ein technisches 
Fach wählen, kommen sie selten in Kontakt 
mit wirtschaftsorientierter Forschung.69 Statt 
auf nützliche Erfindungen konzentrieren sich 
die ohnehin kleinen Forschungsbereiche 
der Hochschulen auf Veröffentlichungen in 
wissenschaftlichen Zeitschriften.70 Deren 
Ergebnisse tragen jedoch kaum dazu bei, 
die Wirtschaft voranzubringen und neue 
Märkte zu erschließen.71 Das drosselt das 
Innovations potenzial der Region und behin-
dert das Entstehen einer kreativen unterneh-
merischen Klasse.72

Die Mängel auf allen Ebenen des Bildungs-
systems sorgen für ein Paradox. Weil jährlich 
tausende Jugendliche auf die Arbeitsmärkte 
entlassen werden, die weder über einen 
ausreichenden englischen Wortschatz ver-
fügen, noch über die Kompetenz, komplexe 
Probleme zu lösen oder konstruktiv in einem 
Team zu arbeiten, mangelt es den Arbeit-
gebern an Fachkräften.73 Gleichzeitig aber 

steht eine ganze Schar formal gut qualifizier-
ter junger Menschen auf der Straße.74 Der 
Fachkräftemangel führt nicht zuletzt dazu, 
dass internationale Investoren vor der Region 
zurückschrecken. Dies bedeutet nicht nur 
wirtschaftliche Einbußen, sondern verhin-
dert auch, dass ausländische Unternehmen 
modernes Wissen in die Länder bringen 
und dazu beitragen, das Bildungsniveau der 
 Arbeitsbevölkerung anzuheben.75

Geisteswissenschaften hoch im Kurs

In vielen Ländern der Mena-Region sind Geistes-
wissenschaften ungewöhnlich beliebte Studien-
fächer. Ingenieure und Naturwissenschaftler 
werden dagegen viel zu selten ausgebildet. Weil 
ihre Fähigkeiten auf dem Arbeitsmarkt kaum 
gefragt sind, bleiben junge Menschen trotz eines 
Hochschulabschlusses oft arbeitslos. 

Verteilung der Studierenden nach Fächern, 
in Prozent, 2013 und 2014
(Datengrundlage: UNESCO66)
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Andreas König leitet in den Palästinen-
sischen Gebieten das Programm zur 
Förderung von Berufsbildung und 
 Arbeitsmarkt und für mehr Jobchancen 
für palästinensische Jugendliche für die 
Deutsche Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit (GIZ). 

Warum könnte berufliche Bildung zur 
Stabilität in der Mena-Region beitragen?

Qualifizierte, kompetente, motivierte, pro-
blemlösungsorientierte junge Menschen 
tragen zu einem Wirtschaftsaufschwung 
und zumindest zum graduellen Wachstum 
des Arbeitsmarkts bei. Investitionen in 
Berufsbildung sind kurz- und mittelfristig 
Investitionen in Stabilität und in die Re-
duktion von Konflikten und Krisen. Wenn 
wir dagegen weiterhin massenweise an den 
Universitäten ausbilden, dürfte das Gegen-
teil der Fall sein.

Welche Vorteile hat berufliche Bildung?

Man sagt, die Palästinenser hätten den 
besten Bildungsstand in der Region. For-
mal gesehen stimmt das. Doch 45 Prozent 
der Hochschulabsolventen können ihre 
Zertifikation nicht auf dem Arbeitsmarkt 
einbringen. Weil sie das Falsche studieren, 
aber auch, weil ihnen zentrale Fähigkeiten 
fehlen. Viele produzierende Gewerbe und 
Dienstleistungsunternehmen beschweren 
sich darüber, dass junge Leute zwar hohe 
Ansprüche an das Gehalt haben, aber nicht 
in der Lage sind, ein simples Telefonat zu 
führen oder einen rechten Winkel zu zeich-
nen. Sie haben kein Qualitätsverständnis 
für Produkte. Stattdessen müssen die Un-
ternehmen die Hochschulabsolventen zwei, 
drei Jahre anlernen. Wir versuchen, dies 
gemeinsam mit der Privatwirtschaft zu än-
dern und setzten dabei in zwei Bereichen 
an: Zum einen bei der eher traditionellen 
Berufsbildung. Zum anderen haben wir drei 

duale Pilotstudiengänge in den Bereichen 
Ingenieurwesen, Informatik und BWL ein-
geführt. Wir arbeiten eng mit den hiesigen 
Unternehmen zusammen, indem wir Curri-
cula in enger Abstimmung mit den Arbeits-
marktvertretern erarbeiten. Bisher verläuft 
diese Zusammenarbeit sehr erfolgreich. Die 
aktuellen Abgänger von unseren Berufsbil-
dungseinrichtungen sind nur zu rund einem 
Fünftel arbeitslos. Das ist zwar immer noch 
viel zu viel, doch eben deutlich weniger als 
bei den normalen Hochschulabsolventen. 

Doch die Akzeptanz beruflicher Bildungs-
programme ist dagegen gering. Wie kann 
man dies ändern?

Wir wollen eine bessere Wertschätzung von 
nachfrageorientierter und qualitätsvoller 
beruflicher Bildung erreichen. Das ist Teil 
unserer Aufgabe. Wir bauen auf Rollenbilder 
seitens der Wirtschaft und seitens unserer 
Absolventen. Beim dualen Studium haben 
vor allem die führenden Wirtschaftsunter-
nehmen im Land aus den Bereichen IT, 
Pharmazie und Kunststoffe mitgemacht. Sie 
haben gesagt: „Wir haben jahrelang darauf 
gewartet, dass sowas endlich kommt. Wir 
wissen, dass wir uns nur mithilfe qualifi-
zierter Fachkräfte auf den regionalen und 
internationalen Märkten am Leben halten 
können und wir sind bereit, in Ausbildung zu 
investieren.“ Sie geben Geld für die Auszu-
bildenden, schließen mit ihnen Verträge ab, 
stellen Leute bereit, die gemeinsam mit den 
Unis Lehrpläne entwickeln. Für uns sind die-
se Unternehmen wichtige Vorbilder, die den 
anderen zeigen, dass es sich lohnt, in Be-
rufsbildung zu investieren, um den Fachkräf-
tebedarf zu decken. Wichtige Rollen modelle 
sind natürlich auch die Ausbildungsab-
solventen. Wir brauchen junge Leute, die 
sich entgegen dem vorherrschenden Bild, 
einzig universitäre Bildung sei der richtige 
Weg, manchmal sogar gegen den Willen 
der Eltern, für eine Ausbildung entschieden 
haben, und heute sagen: „Es war eine super 
Entscheidung. Ich habe etwas Vernünftiges 

gelernt, ich verdiene ordentlich und kann 
meine Familie ernähren. Meine Klassen-
kameraden, die die Uni abgeschlossen 
haben, sind dagegen jetzt arbeitslos.“ Doch 
man kann Einstellungen und dominierende 
Bilder nicht von einem Moment auf den 
anderen verändern. Deshalb ist es wichtig 
und gut, dass unser Programm langfristig 
ausgelegt ist und nicht nach drei Jahren 
wieder vorbei ist.

Die meisten Arbeitsplätze entstehen in 
kleinen und mittelständischen Unterneh-
men. Wie binden sie diese ein?

Die meisten Berufsbildungseinrichtungen 
unterstehen in Palästina der Bezirksregie-
rung. In Absprache mit den Ministerien 
haben wir auf der Bezirksebene sogenann-
te Local Employment and Training Councils 
installiert. Das sind lokale Plattformen des 
sozialen Dialogs, die sich mit Ausbildungs- 
und Beschäftigungsfragen auseinander-
setzten. Da kommen öffentliche und Privat-
akteure zusammen sowie Wissenschaft 
und Zivilgesellschaft und diskutieren 
darüber, welche Bedarfe bestehen und wie 
sie gedeckt werden können.  Durch diese 
Plattform sprechen zum ersten Mal Leute 
und Strukturen miteinander, die vorher 
nicht miteinander gesprochen haben. Das 
hat zum Teil erstaunliche Wirkung. Die 
lokalen Kammern und Einzelunternehmer 
äußern zum Beispiel sehr klare Wünsche 
und Erwartungen. Viele von ihnen haben 
erkannt, dass gezielte Berufsbildung einen 
Mehrwert für sie erzeugen kann.  Zivil-
gesellschaft und Berufsschulen wiederum 
haben während dieser Dialoge die Mög-
lichkeit, Forderungen an die Wirtschaft 
zu stellen, zum Beispiel nach Praktikums-
plätzen, um damit den Berufsschülern zu 
ersten Erfahrungen auf dem Arbeitsmarkt 
zu verhelfen. Davon haben auch die Unter-
nehmen etwas. Denn sie können Einfluss 
auf die Ausbildung der Leute nehmen und 
sie sich ohne Risiko ansehen, bevor sie sie 
vielleicht später einmal einstellen.
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Handlungsempfehlungen

Grundsteine legen

 Universelle Bildung im Grund- und 
 Sekundarschulbereich für alle Jungen und 
Mädchen ermöglichen.

 Angemessene Bildungsqualität in 
 privaten und öffentlichen Schulen sichern 
und besonderen Fokus auf Problem-
lösungskompetenz, Eigenständigkeit und 
 Kreativität setzen.

 Technischen Fächern und Fremd-
sprachen in den Lehrplänen mehr Gewicht 
verleihen.

Auf den Arbeitsmarkt vorbereiten …

… durch Ausbildungsprogramme

 Ansehen beruflicher Bildung durch 
Kampagnen und Vorbilder sowie durch 
finanzielle Förderung von Auszubildenden 
stärken.

 Kooperation zwischen Wirtschaft, 
Zivilgesellschaft, Bildungsträgern und 
Politik bei der Konzeption und Durch-
führung schulischer und universitärer 
Ausbildungsprogramme fördern, etwa bei 
Lehrplänen, bei der Auswahl und Bereit-
stellung von Lehrpersonal und bei der 
Vermittlung von Praktika und Lehrstellen.

 Klare Standards und rechtliche Rahmen-
bedingungen für berufliche Bildung schaf-
fen und dabei Politik, Zivilgesellschaft und 
Privatwirtschaft einbeziehen. 

 Engagement von Ausbildungsbetrieben 
durch finanzielle Anreize fördern.

… an den Universitäten

 Praxisbezug von Universitäten 
stärken und finanzielle Förderung 
zukunfts weisender, anwendungsnaher 
Forschungs bereiche in Kooperation mit 
der Privatwirtschaft ausbauen.

 Attraktivität technischer und natur-
wissenschaftlicher Studiengänge durch 
Kampagnen und Stipendienprogramme 
steigern.

 Den internationalen Wissenstransfer 
durch Stipendien- und Austauschprogram-
me sowie die Zusammenarbeit mit aus-
ländischen Hochschulen und Investoren 
stärken.

Um das Bildungssystem zielgerichtet zu 
verbessern, sollten sich die Mena-Länder 
stärker an internationalen Vergleichstest 
beteiligen. Außerdem sollte der Zugang zu 
qualitativ hochwertigen Bildungseinrich-
tungen einzig aufgrund von Leistungen 
und unabhängig von Geschlecht, sozialer 
Herkunft und finanziellen Möglichkeiten 
garantiert werden. Familien sollten über 
Sinn und Zweck einer Schulbildung ihrer 
Kinder wie auch hinsichtlich der Entschei-
dungen zu Ausbildung und Berufswahl 
beraten werden, um langfristige Chancen 
am Arbeitsmarkt realistisch einschätzen 
zu können.

Unternehmertum 

Weltweit sind kleine und mittelständische 
Unternehmen (KMU) die Wachstumsmotoren 
der Wirtschaft und damit auch der Arbeits-
märkte. Zwar handelt es sich in weniger 
entwickelten Ländern bei KMU häufig um 
Kleinstunternehmen mit wenig Wachstums-
perspektive und kaum Personal. Aber unter 
allen Neugründungen finden sich in den 
meisten Ländern rund fünf Prozent Unterneh-
mer, welche innerhalb ihrer Gründungsphase 
für rund die Hälfte der entstehenden Jobs im 
Land sorgen.76 

Allerdings werden in der Mena-Region ins-
gesamt unterdurchschnittlich wenige Unter-
nehmen gegründet: Die Gründungsrate liegt 
niedriger als in jeder anderen Weltregion mit 
Ausnahme Subsahara-Afrikas. Dies gilt auch 
dann noch, wenn informelle Unternehmen – 
rund 80 Prozent aller KMU – mit berücksich-
tigt werden.77 Hinzu kommt, dass der Anteil 
der Unternehmen, die planen, zu wachsen 
und in den kommenden Jahren ihre Mitar-
beiterzahlen deutlich zu erhöhen, ebenfalls 
gering ist – ganz besonders in Nordafrika.78

Dazu tragen unterschiedliche Faktoren bei: 
Ein Großteil der Selbständigen in der Mena-
Region ist aus der Not heraus aktiv.79 Viele 
von ihnen bieten einfache Waren und Dienst-
leistungen an, für die sie keine relevanten 
Kenntnisse benötigen.80 Ein Unternehmer-
tum, das ähnlich dem deutschen Mittelstand 
weltweit gefragte Produkte fertigt, das viele 
Arbeitsplätze, damit Wohlstand und eine 
breite Mittelschicht schafft, gibt es bislang 
nicht. 

In der Region mangelt es an einer unterneh-
merischen Kultur. Unternehmerische Tätig-
keiten gelten in vielen arabischen Ländern 
nach wie vor als schlechtere Option gegen-
über einem Arbeitsplatz beim Staat.81 Da-
durch mangelt es an risikobereiten Gründern. 
Um dies zu verändern, müsste der Bildungs-
sektor stärker in eine Berufsvorbereitung 



Berlin-Institut  33

Sebastian Rubatscher hat im Jahr 2014 
den Verein enpact gegründet. Dieser 
organisiert unter anderem ein Mentoren-
programm, bei dem ägyptische, tune-
sische, jordanische und marokkanische 
mit österreichischen und deutschen 
Start-ups zusammenkommen. Enpact 
hat bereits 57 Teilnehmer begleitet, die 
zusammen mehr als 2.000 Arbeitsplätze 
geschaffen haben. 

Wie hat sich die Unternehmer-Land-
schaft gewandelt, seitdem Sie in der 
Region arbeiten?

Enorm. Heute redet man in den Ländern 
über Unternehmertum. Start-ups werden 
bekannter. Es gibt viele Konferenzen und 
Veranstaltungen, bei denen Start-ups re-
gelmäßig zusammenkommen. Das Schöne 
ist, dass es sich dabei um lokale Initiativen 
handelt, die von selbst entstanden sind. 
Auch in unseren Bewerberzahlen zeigt sich 
die gesteigerte Anziehungskraft von Unter-
nehmertum. 2014 zählten wir 300 Bewer-
ber. In diesem Jahr rechnen wir mit über 
500. Außerdem werden die Bewerbungen 
qualitativ besser. Gerade in Tunesien und 
Marokko, wo wir immer Sprachprobleme 
hatten, lernen die jungen Leute inzwischen 
teilweise wirklich gutes Englisch an den 
Unis. Auch die Geschäftsideen sind besser. 
80 Prozent der tunesischen Bewerbungen 
im ersten Jahr konnte man in die Tonne 
werfen, heute vielleicht noch 40 Prozent 
und der Rest ist häufig richtig gut.

Was ist aus den ganzen Unternehmen 
geworden, die Sie betreut haben?

80 bis 90 Prozent unserer Start-ups gibt es 
noch. Außerdem hat sich die Zahl der Be-
schäftigten deutlich erhöht. Besser noch: 

Die Start-ups sind alle gewachsen. Im Jahr 
2013 hatten sie im Schnitt 5,6 Mitarbeiter, 
ein Jahr darauf 9 und heute sind wir bei 
über 10. Und dabei entstehen keine Blue-
Collar-Jobs am Fließband, sondern Jobs für 
Akademiker. Das sind die Arbeitsplätze, die 
am Ende wirklich etwas bewirken.

Wo liegen die größten Probleme für das 
Unternehmertum?

Die kulturelle Akzeptanz von Unterneh-
mertum ist noch nicht wirklich da. Oft 
dürfen die Familien gar nicht wissen, dass 
ihre Kinder gründen. In der Oberschicht, 
aus der die meisten Gründer kommen, gilt 
weiterhin das Credo: „Du musst Arzt oder 
Anwalt werden, du musst in ein großes Un-
ternehmen oder in den öffentlichen Dienst 
gehen.“ Wenn die Kinder dieser Familien 
dann plötzlich Risiken eingehen, im Zwei-
felsfall sogar das Geld der eigenen Familie 
aufs Spiel setzen, kommt das nicht gut an. 
Manchen Eltern fällt es leichter, zu sagen, 
ihr Kind sei arbeitslos, als zu erzählen, die 
Tochter oder der Sohn habe ein Start-up 
gegründet. Ein weiteres großes Problem ist 
die Infrastruktur. Besonders in Tunesien 
ist das eine Katastrophe. Als wir dort an-
gefangen haben, gab es einen klitzekleinen 
Co-Working-Space, der 30 Quadratmeter 
groß war. Es gab Gründungszentren an 
Universitäten, die aussahen wie Kranken-
hauszimmer. Da will man nicht gründen. 
Viele unserer Gründer klagen auch über 
Bürokratie. Je nachdem, was sie auf den 
Markt bringen wollen, kann es extrem 
lange dauern, bis sie alle Genehmigungen 
für die Geschäftsgründung zusammen-
haben.  Nicht zuletzt ist die Finanzierung 
schwierig. Das Investitionsklima ist in den 
Ländern so schlimm, dass kaum jemand 
aus dem Westen in ein ägyptisches Start-
up investieren würde. Um das zu umgehen, 
registrieren viele ägyptische Start-ups ihre 
Firmen in Europa. 

Wie könnten internationale Geldgeber 
das Unternehmertum in diesen Ländern 
unterstützen?

Die Hilfe aus den Geberländern ist schlecht 
koordiniert, sowohl von deutscher, wie 
auch von europäischer Seite. Zurzeit flie-
ßen Millionen von Euro nach Tunesien. 
An sich ist das nicht schlecht. Doch keiner 
weiß, was wirklich benötigt wird: Brauchen 
die potenziellen Unternehmer Beratung, 
brauchen sie ein Gebäude, in dem sie ihre 
Ideen umsetzen können oder vielleicht 
etwas ganz anderes?

Was würde den Start-ups in diesen Län-
dern helfen, diese Hürden zu umgehen? 

Was die Finanzierung betrifft, wäre es gut, 
einen Fonds aufsetzen, der den Zugang zu 
Geld erleichtert. Die großen Familienunter-
nehmen übernehmen bislang kaum Ver-
antwortung für die nachwachsende Gene-
ration und stecken so gut wie kein Geld in 
Neugründungen. Es würde den Unterneh-
mern außerdem helfen, wenn unabhängige, 
nicht-staatliche Start-up-Verbände entste-
hen würden. Diese könnten über Unterneh-
mertum aufklären und zeigen, was man als 
Neugründer tun kann, wo Risiken lauern 
und wo es gute Anlaufstellen gibt. Was die 
Infrastruktur betrifft, braucht es ebenfalls 
Initiativen. Wir bauen in Tunesien gerade 
ein Start-up-Haus für 70 Gründer auf. Dort 
können sie sich untereinander austauschen 
und in Kontakt mit erfahrenen Personen 
und Organisationen kommen. Es wird 
unterschiedliche Treffen geben, bei denen 
zum Beispiel Leute von der Gesellschaft 
für Internationale Zusammenarbeit ihre 
Projekte vorstellen, Vertreter von Investiti-
onsbanken erklären, wie sich Start-ups auf 
Gelder bewerben können und so weiter.
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eingebunden werden. Unternehmerisches 
Wissen, das schon in der Schule vermittelt 
wird und erst recht an den Universitäten, 
könnte dazu beitragen, dass sich mehr junge 
Menschen in der Region für eine unternehme-
rische Tätigkeit interessieren, sich diese auch 
zutrauen und vor allem innovative Ideen mit 
Wachstumspotenzial entwickeln.82 

Darüber hinaus arbeiten Wissenschaft und 
Wirtschaft bislang kaum zusammen. Da-
durch können sich Wirtschaftsbereiche mit 
höherer Wertschöpfung kaum entwickeln.83 
Unternehmen, die auf den Weltmärkten 
mitspielen, gibt es in der Region selten, 
Hochtechnologieexporte machen bis heute 
einen Bruchteil der Gesamtausfuhren aus.84 
Auch in zukunftsweisenden Branchen des 
Dienstleistungssektors, etwa im Bereich 
Informations- und Kommunikationstechno-
logie, Beratung, Logistik, Finanzen und Per-
sonalwesen, sind die Mena-Länder bislang 
schlecht  aufgestellt.85 

Selbst wenn potenzielle Neugründer eine 
vielversprechende Idee haben, werden sie 
eher daran gehindert, diese umzusetzen. Ein 
wesentlicher Grund dafür ist die Vetternwirt-
schaft, Wasta genannt.86 Diese erleichtert 
es alteingesessenen Unternehmen auch mit 
kaum wettbewerbsfähigen Produkten zu 
überleben. Junge Firmen ohne entsprechende 
Netzwerke erhalten nur schwer Zugang zu 
Baugenehmigungen, müssen höhere Kosten 
für Transport, Kommunikation, Finanzdienst-
leistungen und Energie in Kauf nehmen und 
sind im Gegensatz zu ihren Konkurrenten 
häufig Ziel von Steuerüberprüfungen.87 

Zusätzlich zu diesen informell korrupten 
Praktiken stellen auch die offiziellen Rah-
menbedingungen Hürden für das Unterneh-
mertum: Dies geht aus dem Ease of Doing 
Business Index der Weltbank hervor. Dieser 
misst die strukturellen Existenzbedingungen 
für Unternehmen, von der Möglichkeit, eine 
Firma anzumelden bis zur Abwicklung von In-
solvenzen. 8 der 19 Mena-Länder schneiden 
darin im unteren Drittel von 189 Ländern ab, 
9 im Mittelfeld und nur zwei (die Vereinigten 
Arabischen Emirate und Israel) im oberen 
Drittel.88 

Damit Unternehmer überhaupt aktiv werden, 
benötigen sie vor allem die notwendigen Fi-
nanzmittel. Bislang ist es in der Mena-Region 
schwierig, Startfinanzierungen zu erlangen. 
Schätzungen zufolge verfügen gerade einmal 
20 Prozent aller KMU über Zugang zu Kredi-
ten – in Lateinamerika sind es 40 Prozent.89 
Viele Start-ups leben in der Gründungsphase 
von privaten Ersparnissen oder leihen sich 
Geld bei Freunden und Verwandten.90 

Nicht zuletzt sind viele Mena-Länder ge-
zeichnet durch eine marode Infrastruktur. 
Lang same Internetverbindungen, schlechte 
Straßen, überlastete Stromnetze und un-
zuverlässige Wasserversorgung hemmen 
insbesondere Unternehmen in Branchen am 
oberen Ende der Wertschöpfungskette.91

Die geringe Gründungsquote geht auch auf 
einen gesellschaftlichen Faktor zurück: In der 
überwiegenden Zahl der Mena-Länder spie-
len Frauen ökonomisch kaum eine Rolle.92 
Nicht nur sind sie seltener als Männer auf der 
Suche nach Arbeit oder als Angestellte be-
rufstätig, sie gründen auch deutlich seltener 
ein Unternehmen.93 

alle Länder

Mena-Länder

100 6020 7040

(Datengrundlage: Weltbank94)

30 8050

Zahl der  Stromausfälle pro Monat

Anteil der Firmen, die Zugang zu Finanzen als großes Hindernis erachten, in Prozent

Anteil der Firmen, von denen Geschenke erwartet wurden, um einen Vertrag 
mit der Regierung abschließen zu können, in Prozent

Anteil der Firmen, die via E-Mails mit Kunden und Zulieferern in Kontakt treten, in Prozent

Schlechte Voraussetzungen 

In einer globalen Umfrage fragt die Weltbank Unternehmer, wie sie die Geschäftsbedingungen in ihren Heimat-
ländern einschätzen. In der Mena-Region fallen die Antworten in vielerlei Hinsicht schlechter aus als im Rest 
der Welt. Das liegt unter anderem an der verbreiteten Korruption, an mangelhafter Infrastruktur und dem 
unzureichendem Zugang zu Risikokapital.
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Ansehen von Unternehmertum 
 stärken

 Unternehmertum als berufliche Möglich-
keit schon in der Schule bewerben.

 Erfolgreiche Gründer als Vorbilder 
 bekannter machen.

 Vorbehalte innerhalb der Familien gegen 
unternehmerische Interessen ihrer Kinder 
bekämpfen, etwa durch Aufklärungs-
kampagnen oder spezielle Kursangebote.

Unternehmerische Fähigkeiten und 
Ideenreichtum fördern

 Unternehmerisches Wissen in schu-
lischen und universitären Lehrplänen 
verankern.

 Bedarfsorientierte Mentorenprogramme 
für (potenzielle) Neugründer auflegen.

 Ausbildung an Universitäten stärker auf 
die Arbeit in KMU ausrichten.

 Vielversprechende unternehmerische 
Ideen fördern durch die heimische Wirt-
schaft, ausländische Investoren, sowie 
durch in- und ausländische, staatliche und 
zivilgesellschaftliche Programme.

Unternehmerisches Umfeld 
 verbessern

 Informationen über die Chancen des 
Unternehmertums verbreiten.

 Räume für Start-ups zur Verfügung 
stellen, etwa in öffentlichen und privaten 
Technologieparks und Gründerzentren.

Geschlechtergerechtigkeit

Alle Überlegungen dazu, wie es gelingen 
kann, die Mena-Länder zu stabilisieren, 
müssen die Lage von Frauen in der Region 
berücksichtigen. Denn sie werden in vielen 
Bereichen des öffentlichen und privaten 
Lebens marginalisiert und diskriminiert. 
In einer globalen Erhebung hat die Bera-
tungsfirma McKinsey die Lage von Frauen 
in unterschiedlichen Weltregionen nach 
zehn Kategorien untersucht. In sieben davon 
verzeichnen die Länder des Nahen Ostens 
und Nordafrikas eine hohe bis extrem hohe 
 Frauenbenachteiligung.95

Dabei hätten Frauen in diesen Ländern gute 
Chancen, sich beruflich zu entfalten. Denn 
im Vergleich zu Frauen in vielen anderen 
Entwicklungsländern sind sie in der Mena-
Region vergleichsweise gut ausgebildet. In 
den vergangenen Jahren haben beinahe alle 
Mena-Länder das Bildungsniveau von Frauen 
und Mädchen deutlich gesteigert. In der 
Gruppe der 20- bis 29-Jährigen unterscheidet 
sich der Bildungsgrad von Männern und Frau-
en kaum noch. Zwar bleibt einigen Mädchen 
nach wie vor der Weg in die Schule gänzlich 
verwehrt, doch inzwischen übersteigt der 
Anteil der jungen Frauen mit Abitur oder 
post sekundärer Bildung (59 Prozent) den der 
jungen Männer (56 Prozent).96 Das Bildungs-
system ist damit heute einer der wenigen 
Bereiche in der Mena-Region, der Frauen 
dieselben Freiheiten und Möglichkeiten ein-
räumt wie Männern.97 

Im weiteren Verlauf ihres Lebens werden 
Frauen allerdings immer noch an den Rand 
der Gesellschaft gedrängt. Anstatt die 
Bildungsinvestitionen in eine Rendite zu 
überführen, verzichten viele der arabischen 
Länder auf das Potenzial ihrer weiblichen 
Erwerbsbevölkerung.98 Nach Abschluss 
der Bildungslaufbahn steht nicht einmal 
jede dritte Frau zwischen 25 und 34 Jahren 
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung.99 Bei den 

 Finanzierungsinstrumente für Unterneh-
mer entwickeln, etwa durch Risikokapital-
Fonds, spezielle Kreditlinien oder För-
derprogramme. Bei der Förderung große 
Unternehmen der heimischen Wirtschaft, 
ausländische Investoren sowie staat-
liche und zivilgesellschaftliche Akteure 
 einbinden.

 Bürokratische Hürden abbauen und 
Rechtssicherheit stärken.

 Vetternwirtschaft und unfairen Wett-
bewerb verhindern.

 Infrastrukturelle Hindernisse abbauen, 
etwa durch bessere Stromversorgung, 
Internetverbindungen sowie Straßen und 
Zugverbindungen.

 Genügend Fachkräfte ausbilden, um 
die Unternehmen wettbewerbsfähig zu 
machen. 

Allen Maßnahmen sollte eine eingehende 
Bedarfsanalyse sowohl qualitativer wie 
auch quantitativer Art vorausgehen. 
Um den Aufbau neuer Unternehmen zu 
fördern, ist es wichtig, Parallelstrukturen 
zu vermeiden und die Aktivitäten unter-
schiedlicher Akteure abzustimmen. Un-
abhängige Unternehmerverbände können 
bei der Identifizierung von Bedürfnissen 
sowie der Bewältigung von Problemen 
eine wichtige Rolle spielen. Insbesondere 
Frauen sollten für das Unternehmertum 
gewonnen werden, weil sie bisher in 
diesem Bereich unterrepräsentiert sind 
und zudem als Rollenvorbilder für den 
weiblichen Nachwuchs wichtig sind. Beim 
Ausbau des Unternehmertums kann auch 
die Diaspora durch ihre Erfahrungen und 
Kapital eine wichtige Stütze sein.

Handlungsempfehlungen
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 Männern dieser Altersgruppe sind es über 
90 Prozent. Dies lässt sich nicht alleine damit 
begründen, dass junge Frauen zwischen 25 
und 34 Jahren sich mitten in der Familien-
gründungsphase befinden und damit für 
eine Weile auf dem Arbeitsmarkt pausieren. 
Zwar mangelt es in den Mena-Ländern 
an Kinderbetreuungseinrichtungen oder 
flexiblen Arbeitszeitmodellen, die Frauen 
eine Berufstätigkeit neben den familiären 
Aufgaben erleichtern würden.100 Aber derlei 
Probleme gibt es weltweit. Trotzdem liegt die 
Erwerbsquote junger Frauen außerhalb der 
Mena-Region um 33 Prozentpunkte höher.101 
Diejenigen Frauen, die arbeiten wollen, sind 
darüber hinaus wesentlich häufiger von Ar-
beitslosigkeit betroffen als Männer und wenn 
sie Arbeit finden, sind sie häufiger in infor-
mellen Verhältnissen beschäftigt, werden 
schlechter bezahlt und erreichen nur selten 
Führungspositionen.102,103,104 Die Ursachen 
für diese Unterschiede sind primär in der 
traditionellen Wertestruktur sowie in den Ge-
setzestexten vieler Mena-Länder zu finden. 

Keine freie Berufswahl

Häufig entscheidet die Familie – meistens 
der Vater oder Ehemann – darüber, ob eine 
Frau überhaupt einen Beruf ergreift und 
in welchem Bereich sie aktiv wird. Gegen 
eine Berufstätigkeit sprechen zum Beispiel 
Sicherheitserwägungen.105 Frauen dürfen 
sich in einigen Ländern nicht ohne männliche 
Begleitung in der Öffentlichkeit bewegen 
und können deshalb einen Arbeitsort kaum 
selbständig erreichen. Besonders schwierig 
ist das dort, wo es keinen oder kaum einen 
öffentlichen Personennahverkehr gibt, etwa 
in Saudi-Arabien.106 

Da der öffentliche Sektor klare Normen und 
Standards am Arbeitsplatz schafft, ziehen 
Frauen einen Job beim Staat einer Tätigkeit 
in der freien Wirtschaft vor.107 Sie arbeiten 
deshalb überdurchschnittlich häufig in 

klassischen weiblichen Berufen – etwa als 
Lehrerinnen oder Krankenschwestern.108 
Nicht zuletzt spielen ethisch-moralische 
Erwägungen eine große Rolle bei der Be-
rufswahl. Die Aufnahme einer Tätigkeit im 
Tourismusbereich etwa gilt vielen wegen 
des  Kundenkontakts als unangemessen.109 
Ein Job im IT-Bereich oder in der Fertigungs-
industrie ist dagegen eher akzeptabel.110

Einige Berufe bleiben Frauen nicht nur 
aufgrund mangelnder sozialer Akzeptanz, 
sondern auch aus offiziellen, rechtlichen 
Gründen verwehrt. So dürfen sie in manchen 
Mena-Ländern nicht als Anwältinnen oder im 
Bankensektor arbeiten.111 Andere Jobs blei-
ben ihnen verschlossen, weil für weibliche 
Angestellte teilweise kürzere Schichtlängen 
gelten, was für Arbeitgeber oft unattraktiv 

ist.112 Da das vorherrschende Familienbild die 
Aufgaben in der Erziehung und im Haushalt 
weiterhin überwiegend als weiblich verortet, 
ist für viele Mütter eine Berufstätigkeit keine 
Option, da es an Betreuungseinrichtungen 
mangelt.113 Spätestens die Familiengründung 
bedeutet für sie deshalb häufig den Abschied 
vom Arbeitsmarkt.

Auch das Unternehmertum ist unter arbei-
tenden Frauen kaum verbreitet. Dies liegt 
nicht nur an kulturellen Hindernissen. 
Gründerinnen fällt es noch schwerer als 
ihren männlichen Kollegen, das notwendige 
Startkapital aufzubringen, denn in vielen 
Ländern ist Frauen der Zugang zu Eigentum 
eingeschränkt. Sie verfügen deswegen über 
keinerlei Sicherheiten, die ihnen die Aufnah-
me eines Kredits erleichtern würden.114 

Hausfrau und Mutter

Gemäß dem dominanten Rollenbild in der Mena-Region sollten Frauen ihre beruflichen Ziele zugunsten der 
Familie zurückstellen und sich mit ihrer Rolle als Hausfrau zufrieden geben. Die Arbeitswelt dagegen gehört 
den Männern: Ihnen werden nicht nur größere Rechte auf einen Arbeitsplatz eingeräumt, sondern auch höhere 
Fähigkeiten im Berufsleben zugetraut. Zum Vergleich: In Deutschland hat sich die Einstellung der Menschen 
gegenüber berufstätigen Frauen gegenüber früher stark gewandelt. Weder gelten sie als schlechter geeignet 
für Führungspositionen, noch sollten sie gegenüber Männern das Nachsehen auf dem Arbeitsmarkt haben. 

* 13 Mena-Länder: Algerien, Ägypten, Bahrain, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Kuwait, Libanon, Libyen, 
Marokko, Palästinensische Gebiete, Tunesien

Zustimmung zu unterschiedlichen Aussagen, in Prozent, Erhebungswelle: 2010 bis 2014
(Datengrundlage: World Values Survey115)

Wenn Jobs rar 
sind, sollten Män-
ner ein größeres 
Recht auf einen 
Job haben.

Mena*

Deutschland

Insgesamt sind 
Männer bessere 
Führungskräfte 
in der Geschäfts-
welt als Frauen.

Insgesamt sind 
Männer bessere 
politische Ent-
scheidungsträ-
ger als Frauen.

Hausfrau zu 
sein ist genauso 
erfüllend wie für 
einen Lohn zu 
arbeiten.

Wenn Frauen 
einer bezahlten 
Tätigkeit nach-
gehen, leiden 
die Kinder.

stimme (stark) zu                stimme (überhaupt) nicht zu                weiß nicht/keine Antwort
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Nadia Bellal berät internationale Orga-
nisationen in Fragen der Geschlechter-
gerechtigkeit – darunter die Vereinten 
Nationen, die Europäische Kommission 
und die Deutsche Gesellschaft für In-
ternationale Zusammenarbeit. Als Teil 
dieser Arbeit erforscht sie die Lage von 
Frauen in unterschiedlichen Mena-Län-
dern. Hauptberuflich betreibt sie eine 
Akupunkturklinik in Algier. 

Frauen gehen in der Mena-Region selten 
einer bezahlten Arbeit nach, obwohl sie 
häufig sehr gut qualifiziert sind – manch-
mal sogar besser als Männer. Wie erklä-
ren Sie dieses Paradox?

Die Antwort auf diese Frage steht in engem 
Zusammenhang mit der Kultur in der Re-
gion. Die muslimische Tradition ist in der 
Mentalität der Menschen tief verankert. Die 
Tatsache, dass Frauen manchmal besser 
qualifiziert sind als Männer, kann als erster 
Triumph der Frauen begriffen werden. 
Doch leider strahlt dieser noch nicht in 
andere Bereiche aus. Es ist schwierig für 
Frauen, einen Arbeitsplatz zu finden – noch 
dazu einen in gehobener Position. Denn 
rein kulturell müssen Frauen nicht arbeiten 
gehen. Sie sollten heiraten und als Mütter 
zuhause bleiben. 

Glauben Sie, dass sich die Ansprüche 
junger Frauen in den vergangenen 10 bis 
15 Jahren verändert haben? 

Die wirtschaftliche Lage vieler Familien 
in der Region hat sich verschlechtert. 
Deshalb sind auch die sozialen Vorbehalte 
gegen Frauenerwerbstätigkeit kleiner 
geworden. Weiterhin arbeiten Frauen eher 
im Bildungs- und Gesundheitsbereich. 
Diese Berufswahl spiegelt die Mentalität 
der Gesellschaft wider. Wenn Frauen im 
Bildungs- oder Gesundheitssektor arbeiten, 

ist das akzeptabel, denn dies wird ihrem 
Bild als Mütter, also als Menschen, die sich 
um andere kümmern, gerecht.

Grundsätzlich konkurrieren in der Region 
zwei Strömungen, die sich auf die Vorstel-
lungen von Frauen auswirken: Die eine, 
eher moderne, gelangt über neue Kommu-
nikationsmittel aus Europa ins Land, die 
andere, konservative, aus den arabischen 
Ländern, insbesondere aus Katar. Insge-
samt ist es aber schwierig, einzuschätzen, 
ob die Ansprüche von Frauen sich gewan-
delt haben. Es mangelt an wissenschaft-
lichen Erkenntnissen darüber. 

Was müsste geschehen, um das Ansehen 
von Frauen in der Region zu verbessern?

Der Weg zu einem veränderten Frauenbild 
unterscheidet sich von Land zu Land, von 
Region zu Region und von Gemeinschaft 
zu Gemeinschaft. Grundsätzlich sind zwei 
Faktoren zentral: Zunächst müsste der 
rechtliche Rahmen so angepasst werden, 
dass Frauen gleichberechtigt ihre Ziele 
äußern können ohne dafür verurteilt zu 
werden. Doch das ist nicht genug. Vor al-
lem muss sich die Mentalität ändern – die 
Menschen müssen sich ändern. Das ist sehr 
kompliziert.
 
Wichtig sind dabei Erfolgsgeschichten von 
Frauen, die eine neue Rolle in der Gesell-
schaft einnehmen. Das würde das Bild von 
Frauen verändern und zu einem neuen 
Frauenmodell verhelfen. Dabei müssen 
wir aber vermeiden, zu stark in die Kultur 
einzugreifen. Denn die Menschen sind sehr 
stark in ihrer Kultur verwurzelt. Die Unter-
stützung von Schulen und Moscheen wäre 
deshalb besonders wichtig. 

Gibt es in der Region eine feministische 
Bewegung, die diese Entwicklung beför-
dern könnte?

Es gibt sehr aktive Frauen, die in NGOs ver-
suchen, die Mentalität religiöser Menschen 
zu verändern. Doch diese Frauen repräsen-
tieren nicht die Mehrheit in der Region: Sie 
sind modern, haben moderne Ideen und 
sie sind sehr aktiv. Die Bewegung spricht 
also nicht die breite Gesellschaft an. Es ist 
für die NGOs außerdem schwierig, dem 
Geschlechterthema einen hohen Stellen-
wert zu verleihen. Denn meistens hat die 
Armutsbekämpfung die oberste Priorität 
in der Region. Nur wenige ziehen die Ver-
bindung zwischen Demokratie, Armut und 
Gleichberechtigung. Trotzdem glaube ich, 
dass die NGOs helfen, die Lage der Frau-
en zu verbessen. Schon heute zeigt ihre 
Arbeit gute Ergebnisse. In einem Umfeld 
von geringem Fortschritt gibt es vereinzelt 
große Fortschritte. Frauen verlassen das 
Haus zwar im Hidschab, also mindestens in 
ein Kopftuch gehüllt, aber immerhin gehen 
sie aus. Sie gehen so zur Arbeit oder studie-
ren. Das ist sehr wichtig und ich bin sicher, 
dass es weiter vorwärts geht. Es wird Zeit 
brauchen. Seit dem Arabischen Frühling 
sind Frauen viel sichtbarer geworden und 
sie können ihrer Stimme besser Ausdruck 
verleihen, doch ob sie im anschließenden 
Demokratisierungsprozess wirklich reprä-
sentiert sind, bleibt fraglich.

Wie könnten internationale Akteure dazu 
beitragen, dass sich die Lage verbessert?

Die deutsche Gesellschaft für Internatio-
nale Zusammenarbeit (GIZ) könnte eine 
sehr wichtige Rolle einnehmen, denn sie 
arbeitet mit den Regierungen zusam-
men. Dadurch kann sie ganz unmittelbar 
Einfluss nehmen und das ist besonders 
in Fragen der Geschlechtergerechtigkeit 
wichtig. Die GIZ ist damit viel flexibler als 
multilaterale Organisationen mit großen 
 Verwaltungsapparaten.
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Entwicklungsexperten sehen in der wirt-
schaftlichen Stärkung von Frauen einen 
generellen Schlüssel für mehr Gleichbe-
rechtigung im privaten und öffentlichen 
Leben.116 Dass diese in den Mena-Ländern 
bislang kaum gelingt, hat zum einen erheb-
liche ökonomische Folgen: So schätzt das 
Beratungsunternehmen McKinsey, dass das 
Brutto inlandsprodukt der Mena-Region im 
Jahr 2025 um beinahe drei Billionen US-
Dollar über dem prognostizierten Niveau 
liegen könnte, wenn die heute bestehenden 
Geschlechterungleichheiten beseitigt wür-
den.117 Zum anderen hat die Marginalisierung 
der Frauen auch demografische Konsequen-
zen. Denn wo es Frauen an Perspektiven 
zur Selbstverwirklichung außerhalb des 
familiären Lebens mangelt, bekommen sie 
weltweit im Schnitt mehr Kinder. In der Hälf-
te aller Mena-Länder liegt die Fertilitätsrate 
bei 2,8 Kindern oder höher.118 Damit hält das 
Bevölkerungswachstum in der Region weiter 
an – und zwar gerade in jenen Ländern, die 
ihren wachsenden Anteil an jungen Men-
schen schon heute kaum versorgen können 
und deshalb als politisch instabil gelten.

Junge Frauen gestärkt

Obwohl die Entfaltungsmöglichkeiten für 
Frauen noch deutlich eingeschränkt sind, 
beginnt sich ihre Position in der Gesellschaft 
in den vergangenen Jahren grundlegend zu 
wandeln: Junge Frauen zeigen zunehmend 
größere Ambitionen, sich im Beruf zu ver-
wirklichen.119 Außerdem gibt es in beinahe 
allen Ländern politische Initiativen, die 
zumindest auf dem Papier die wirtschaftliche 
Einbindung von Frauen befördern sollen.120 

Die Fähigkeiten von Frauen zu nutzen könnte 
der Mena-Region also zu einem wirtschaft-
lichen Aufschwung verhelfen. Doch dieser 
Ansatz birgt zumindest kurzfristig auch 
Probleme, denn mehr erwerbstätige Frauen 
bedeuten auch mehr Konkurrenz auf einem 
angespannten Arbeitsmarkt. Derzeit wächst 
nicht nur die Zahl der Frauen im Erwerbsalter, 
sondern auch die Gruppe derer, die arbeiten 
geht. Waren im Jahr 1991 nur rund 7,5 Millio-
nen Arbeitsplätze in der Region durch Frauen 
besetzt, sind es heute über 20 Millionen. 
Wenn es also den vielen jungen Frauen ge-

lingt, ihre Bildungsergebnisse in produktive 
Arbeit zu überführen und damit zunehmend 
einen Normenwandel hin zu mehr Frauener-
werbstätigkeit einzuleiten, dann könnte dies 
einerseits die Wirtschaft ankurbeln. Anderer-
seits könnten sie aber auch gering qualifizier-
te Männer vom Arbeitsmarkt verdrängen und 
damit in dieser Gruppe für noch mehr Frus-
tration und soziale Konflikte sorgen. Nach 
Erfahrungen aus den Industrieländern erhö-
hen Frauen in Beschäftigung allerdings die 
Produktivität einer Gesellschaft und schaffen 
mehr Arbeitsplätze als sie selbst belegen.

Frauen häufiger erwerbstätig

In der Mena-Region gewinnt Frauenerwerbstätigkeit langsam an Akzeptanz. Im Jahr 1991 waren gerade einmal 
15 Prozent der Frauen über 25 Jahre, also jenseits des Ausbildungsalters, in einem Beschäftigungsverhältnis. 
Heute sind es 20 Prozent. Mit einem Niveau von über 50 Prozent außerhalb der Mena-Region können allerdings 
nur Israel und einige Golfstaaten mithalten. Doch der scheinbare Erfolg der ölreichen arabischen Länder in 
Sachen Frauen und Beruf ist mit Vorsicht zu genießen: Dort gibt es sehr viele Zuwanderinnen, die der Arbeit 
wegen ins Land gekommen sind. 

Erwerbstätige der über 25-jährigen Frauen, in Prozent der Altersgruppe, 1991–2016
(Datengrundlage: ILO121, eigene Berechnungen)
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Um die Fähigkeiten von Frauen in der 
Mena-Region für die gesamte Gesellschaft 
und die Volkswirtschaft zu nutzen, ist die 
Gleichstellung weiter voranzutreiben. Dazu 
bedarf es einer Vielzahl von Maßnahmen, 
die sich in anderen Ländern der Welt lange 
bewährt haben:

Gleichstellung im Privatleben

 Gewalt gegen Frauen durch Zivilgesell-
schaft, Medien und Politik ächten.

 Allen Frauen den Zugang zu medizini-
scher Betreuung und Beratung vor allem 
hinsichtlich Familienplanung und ihrer 
reproduktiven Rechte gewähren.

 Frauen gleichberechtigte Mitsprache-
rechte bei Eheschließung, Familien-
gründung und Scheidung geben.

Verstärkte Sichtbarkeit von Frauen 
und Vermittlung eines modernen 
Familienbilds

 Gleichberechtigte Rollenbilder von klein 
auf vermitteln, etwa durch die Begleitung 
und Betreuung von Familien bei der Kinder-
erziehung, durch den geschlechtergerech-
ten Zugang von Mädchen in Grund- und 
weiterführenden Schulen und deren För-
derung bei allen Schulfächern. Lehrbücher 
zugunsten der Vermittlung gleichberechtig-
ter Rollenbilder überarbeiten.

 In alle Bevölkerungskreise hineinreichen-
de staatliche und zivilgesellschaftliche 
Kampagnen lancieren, die ein modernes 
und gleichberechtigtes Frauen- und 
Familien bild propagieren, dabei Schulen 
und Moscheen einbinden.

 Das zivilgesellschaftliche Engagement 
von Frauen stärken.122

Gleichstellung in allen Bereichen des 
öffentlichen Lebens

 Rechtliche Gleichstellung von Frauen 
in allen gesellschaftlichen Bereichen be-
fördern. Dazu sind politische Strategien 
notwendig, deren Durchsetzung und Er-
folgsmessungen durch politische Institutio-
nen und Nichtregierungsorganisationen zu 
überwachen sind.123

 Gleichberechtigung von Frauen bei 
Wahlen und deren stärkere Repräsentanz 
in Parlament und Regierung durchset-
zen, etwa durch politische Bildung oder 
 Quotenregelungen.124

 Vertretung von Frauen im Rechtswesen 
als Richterinnen und Anwältinnen gewähr-
leisten.125

 Gleichstellung von Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt durch Zugang zu allen Berufen 
sowie uneingeschränkte Bewegungsfreiheit 
ermöglichen. Der Ausbau des öffentlichen 
Personennahverkehrs gilt als effektives 
Mittel, letzteres zu erreichen.

 Gesetzliche Regelungen zum Mutter-
schutz, flexiblen Arbeitszeitmodellen, breit-
flächigen Kinderbetreuungsangeboten und 
Kindergeld auf den Weg bringen.126, 127

 Frauen den Weg in die freie Wirtschaft 
und das Unternehmertum ebnen.128

 Gleichberechtigte Berufs- und Ausbil-
dungswahl für Frauen ermöglichen durch 
gezielte Programme in Schulen sowie Initia-
tiven von Betrieben oder Stiftungen. Beruf-
liche Bildung weiter für Frauen öffnen.

 Gleichberechtigten Zugang zu Krediten 
und Eigentum bei Unternehmensgründun-
gen ermöglichen. 

 Spezielle Mentorenprogramme für 
Unter nehmerinnen auflegen.  Frauen 
in Gründungs zentren besonders 
 berücksichtigen.

Die Umsetzung all dieser Maßnahmen 
erfordert erhebliche finanzielle Mittel, die 
jedoch langfristige Investitionen in das 
Wohlergehen der Staaten und ihrer Bewoh-
ner sind. Die Mittel sollten sowohl durch die 
Länder selbst als auch durch Stiftungen und 
Mittel der bilateralen und internationalen 
Entwicklungszusammenarbeit bereitgestellt 
werden. Damit die Maßnahmen die größt-
mögliche Wirkung erzielen, bedarf es drin-
gend detaillierter Daten zur Beteiligung von 
Frauen am Erwerbsleben sowie qualitativer 
Erhebungen.129,130

Handlungsempfehlungen
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NORD-
AFRIKA

DIE LÄNDER DER 
 MENA-REGION

Die nordafrikanischen Mena-Staaten, die 
etwas weniger als die Hälfte der Mena-Bevöl-
kerung stellen, gaben im Jahr 2010 die Initial-
zündung für die arabische Protestbewegung. 
Deren Folgen sind bis heute spürbar – vor 
allem dort, wo die Demonstrationen zu 
Regime wechseln führten, welche die Lage 
der Menschen aber nicht zwingend verbes-
sert haben. Während Marokko und Algerien 
von derlei fundamentalen Veränderungen 
verschont blieben, hat in Ägypten nach einem 
kurzen Kurswechsel in Richtung Demokratie 
eine Militärregierung die Geschäfte übernom-
men. In Libyen haben sich staatliche Struk-
turen weitgehend aufgelöst. Einzig in 
 Tunesien sind die Hoffnungen auf den Über-
gang in einen freiheitlich-demokratischen 
Staat noch groß. 

Alle Länder Nordafrikas zählen nach unserer 
Analyse zu den politisch instabileren der 
Mena-Region: Überall wächst der Anteil der 
Bevölkerung im Erwerbsalter zwischen 30 
und 64 Jahren stark. Gleichzeitig steigt das 
Bildungsniveau, weil besser qualifizierte 
Personen nachrücken. Doch gerade für diese 
Menschen mangelt es an Jobs. In der Vergan-
genheit haben diese Umstände in der Mena-
Region für wachsende Instabilität gesorgt. In 
Marokko und Ägypten, wo bis heute ver-
gleichsweise wenige Menschen in Städten 
leben, stellt die rasche Urbanisierung einen 
zusätzlichen Risikofaktor dar. Insgesamt aber 
bietet der anstehende Bevölkerungswandel 
Chancen auf eine Beruhigung der Lage: Der 
Anteil der potenziell protestbereiten jungen 
Bevölkerung zwischen 20 und 29 Jahren 
dürfte in Nordafrika aufgrund gesunkener 
Fertilitätsraten zügig zurückgehen.

Alle Mena-Länder stehen vor der Herausforderung, eine wachsende und zunehmend besser 
gebildete Bevölkerung mit Arbeit zu versorgen, um eine politische Destabilisierung zu vermei-
den. Zwar müssen sie alle dafür in denselben Handlungsbereichen, nämlich Bildung, Unterneh-
mertum und Geschlechtergerechtigkeit, aktiv werden. Doch die Maßnahmen dazu müssten 
den Ländern angepasst werden. Denn diese unterscheiden sich stark voneinander.

Folgende Texte portraitieren die 19 Länder im Nahen Osten und Nordafrika. Das Länderlexikon 
gibt Aufschluss über jüngste politische Ereignisse, die demografische und wirtschaftliche Lage 
sowie die Voraussetzungen in den drei Handlungsbereichen zur Stärkung der Stabilität.

Wasserreserven Internetnutzer

Top-Universitäten Mobilfunkverträge

jährliche erneuerbare Wasserressourcen pro Kopf  
in Kubikmetern

Kuwait   5

Israel   220,7

Irak   2.467

Kuwait   2,2

Jemen   0,7

Tunesien   1,3

Zahl der Internetnutzer pro 100 Einwohner

Irak   11

Katar   91

Marokko   57

(Datengrundlage: FAO1, Weltbank2, Quacquarelli Symonds3)
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Nach der Revolution im Jahr 2011 und dem 
Rücktritt des fast drei Jahrzehnte im Ausnah-
mezustand regierenden Präsidenten Husni 
Mubarak war in Ägypten die Hoffnung auf 
eine politische Liberalisierung groß. Aus den 
darauffolgenden Wahlen ging die Freiheits- 
und Gerechtigkeitspartei der Muslimbrüder 
als stärkste Kraft hervor und stellte mit 
 Mohammed Mursi den Präsidenten. Nachdem 
dieser die Kontrolle über die Justiz übernom-
men hatte und erneut öffentliche Proteste 
ausbrachen, putschten 2013 die Militärs und 
brachten Generaloberst Abdel Fattah al-Sisi 
an die Macht, der das Land seither mit harter 
Hand führt. Im Demokratisierungsindex des 
Center for Systemic Peace ist Ägypten auf 
ein niedrigeres Niveau gesunken als in den 
letzten Jahren Mubaraks.1 Menschenrechts-
organisationen kritisieren die massiven 
Einschränkungen der Versammlungs- und 
Pressefreiheit, politische Verfolgung und 
Massenhinrichtungen. 

Doch trotz dieser Verstöße gegen die Men-
schenrechte und freiheitliche Grundwerte 
fällt seitens der internationalen Geldgeber 
IWF und Weltbank die Leistungsbilanz des 
Staatspräsidenten al-Sisi positiv aus. Dank 
derzeitiger Reformprogramme könnte das 
Wirtschaftswachstum von aktuell 2 auf 5 
Prozent im Jahr 2018 steigen und die Arbeits-
losenquoten von beinahe 13 auf 10 Prozent 
sinken.2

Demografische Lage

Ägypten ist das einwohnerstärkste Land in 
der Mena-Region und dürfte es auf absehbare 
Zeit auch bleiben. Laut derzeitigen Progno-
sen wächst die ägyptische Bevölkerung bis 
ins Jahr 2030 um beinahe 20 Millionen auf 
dann 118 Millionen Menschen an. Trotz dieser 
rasanten Zunahme ist die demografische 
Ausgangsposition des Landes vorteilhaft: 
Das Verhältnis von Kindern und Jugendlichen, 
also von denjenigen, deren Ausbildung und 
Gesundheitskosten ohne Gegenleistungen 

15+ 15–24 15+ 15–24

2015

2015

2030

2030

89,1 Mio.

43 Prozent

117,9 Mio.

47 Prozent

3,5 71

0        US$ 140.000
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Seit 2011: Transformationspartnerschaft mit 
Ägypten für gesellschaftliche Modernisierung 
und demokratischen Wandel  
(Berliner Erklärung) 

Exporte
Kraftstoffe und Bergbauerzeugnisse, Textilien 
und Kleidung, chemische Erzeugnisse 
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Maschinen und Fahrzeuge 
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Seit 2004: Assoziationsabkommen (umfasst 
Freihandelszone für industrielle Produkte sowie 
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Seit 2010: Abkommen über die Liberalisierung 
des Handels mit Agrar- und Fischerei-
erzeugnissen
Ägypten ist Teil der Union für den 
 Mittelmeerraum (Euromed)
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2,9 Mrd. Euro
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finanziert werden müssen, zur Arbeitsbevöl-
kerung dürfte in den kommenden 15 Jahren 
sinken. Gleichzeitig dürfte der Anteil junger 
Erwerbsfähiger zwischen 20 und 29 Jahren 
insgesamt leicht zurückgehen, der Bildungs-
grad dieser Altersgruppe aber steigen. Der 
mit großen Risiken für die Stabilität behaftete 
Überhang von kaum auf dem Arbeitsmarkt 
vermittelbaren jungen Ägyptern könnte also 
durch eine neue und anteilig etwas kleinere 
Generation von formal besser gebildeten 
Berufseinsteigern abgelöst  werden.

Wirtschaft

In seinen letzten Amtsjahren hatte Präsident 
Mubarak ein industrielles Reformprogramm 
in die Wege geleitet und damit Auslands-
kapital angelockt, den Außenhandel gestärkt 
und die Konjunktur angekurbelt.3 An der 
prekären Lage vieler Ägypter änderte dies 
aber wenig: Die Armutsquote stieg von 
22 Prozent (2008) auf knapp über 25 Prozent 
(2010) und die Erwerbsquote blieb auf dem 
niedrigen  Niveau von gut 40 Prozent.4 Diese 
Umstände waren ein Grund für den Sturz von 
Präsident  Mubarak im Jahr 2011. 

Erst die umstrittene Machtübernahme al-Sisis 
im Jahr 2013 und dessen als eigenmächtig 
geltende Reformpolitik setzten einen Verän-
derungsprozess in Gang:5 Er reduzierte die 
aufwändigen Energiesubventionen und will 
die enormen Kosten des öffentlichen Sektors 
durch striktere Anstellungsregelungen und 
Gehaltsbeschränkungen senken.6 Steuer-
reformen sollen neue Einnahmequellen für 
den überschuldeten Staat schaffen.7 Gleich-
zeitig hat der neue Präsident eine Reihe von 
Großprojekten auf den Weg gebracht, für 
deren Finanzierung er im Jahr 2015 während 
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einer Konferenz mit Großkonzernen und 
politischen Entscheidungsträgern aus aller 
Welt Gelder im Umfang von umgerechnet 
55 Milliarden Euro sicherte.8 Zu diesem Zeit-
punkt war eines seiner Prestigeprojekte, die 
Erschließung einer zweiten Fahrrinne für den 
Suezkanals, schon beinahe abgeschlossen. 
Mit dem Ausbau der Hafen-, Transport- und 
Stromin frastruktur und dem Bau einer 
neuen Hauptstadt für bis zu fünf Millionen 
Einwohner auf halbem Wege zwischen 
Kairo und dem Kanal sowie ei ner Million 
neuer Wohneinheiten sollen nun weitere 
 Mega investiti onen folgen.9,10 

Die Ergebnisse des Bildungssystems sind 
erschütternd: Anstatt jungen Ägyptern 
mit höherer Bildung den Weg in eine gute 
 Position zu ebnen, steigt in Ägypten mit 
dem Bildungsgrad das Risiko, arbeitslos zu 
werden.17 Laut Einschätzung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation ILO ist ein Drittel 
der jungen Menschen, die einen Arbeitsplatz 
haben, nicht ausreichend für den Beruf 
ausgebildet.18 Diese Klassifizierung stimmt 
mit dem Ergebnis einer Erhebung des Welt-
wirtschaftsforums überein, in der Unterneh-
mer aus aller Welt der ägyptischen Bevölke-
rung in Sachen Mathematik, Naturwissen-
schaften und Geschäftsführungskenntnisse 
das schlechteste Zeugnis in der Mena-Region 
ausstellen.19,*

Die jetzige Regierung räumt der Bildung 
einen hohen Stellenwert ein. Die neue Verfas-
sung aus dem Jahr 2014 schreibt vor, jährlich 
vier Prozent des Bruttoinlandsproduktes für 
Grundschulbildung, zwei Prozent für höhere 
Bildung sowie ein Prozent für Forschung 
auszugeben.20 Im Haushaltsjahr 2014/2015 
überstiegen die Ausgaben für Bildung und 
Gesundheit zusammengenommen zum 
ersten Mal seit Jahren die Aufwendungen 
für Energiesubventionen.21 Jetzt gilt es, die 
Mittel an der richtigen Stelle einzusetzen 
und Schüler, Auszubildende und Studenten 
so praxisnah zu befähigen, dass sie den 
Bedürfnissen moderner Unternehmen nach-
kommen können. Dies entspräche auch den 
offiziellen Reformplänen der derzeitigen 
 Entscheidungsträger.22,**

* In die Erhebung flossen Syrien, Irak, Libyen, Jemen und 
die Palästinensischen Gebiete nicht ein.

** Die Glaubhaftigkeit der geplanten Reformprogramme 
ist umstritten. Siehe dazu das Interview mit Bassant 
Helmi von der deutsch-arabischen Außenhandels-
kammer auf Seite 28.

Angestrebte und ausge-
übte Tätigkeitsfelder 
von arbeitslosen und 
angestellten 15- bis 
29-jährigen Ägyptern, in 
Prozent, 2014
(Datengrundlage: ILO11)
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Bildung

Bildung ist in Ägypten ein Luxusgut. Während 
Kinder auf dem Land aus Kostengründen oft 
nur wenige Jahre zur Schule gehen, schicken 
zahlungskräftige Eltern in den Städten ihren 
Nachwuchs möglichst auf eine Privatschule 
oder engagieren teure Nachhilfelehrer.12,13 
Dies befördert ein Zwei-Klassen-System in 
einem Bildungsumfeld von ohnehin geringer 
Qualität, das über Jahre hinweg unter- und 
fehlfinanziert war.14 Derzeit noch fließen 
85 Prozent des Bildungsbudgets in Lehrer-
gehälter.15 In den meisten anderen Entwick-
lungs- und Schwellenländern ist dieser Anteil 
um 10 bis 40 Prozentpunkte geringer, dafür 
wird dort mehr in die Infrastruktur investiert. 
So verfügen gerade einmal 12 Prozent aller 
ägyptischen Grund- und 36 Prozent der 
weiterführenden Schulen über ein Computer-
labor – in Jordanien sind es 84 respektive 
97 Prozent.16

Enttäuschte Berufsvorstellungen

Angebot und Nachfrage klaffen auf dem ägyptischen 
Arbeitsmarkt für Berufseinsteiger stark auseinander. 
Dies zeigt ein Vergleich der 15- bis 29-Jährigen 
Arbeitslosen mit den Berufstätigen dieser Altersgrup-
pe: Erstere streben meistens eine höher qualifizierte 
Tätigkeit entsprechend ihres Bildungsniveaus als 
Sachbearbeiter, Techniker oder Fachkraft an. Doch in 
der Verteilung der beschäftigten Berufseinsteiger auf 
unterschiedliche Berufsfelder findet sich dieses 
Muster kaum wider. Die meisten von ihnen arbeiten 
in einfachen Berufen als Verkäufer, Handwerker oder 
in der Landwirtschaft.

Tätigkeitsfeld der 
ange stellten  
15- bis 29-Jährigen

angestrebtes Tätig-
keitsfeld arbeitsloser 
15- bis 29-Jähriger
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Rundum mangelhaft

Im weltweiten Entrepreneurship Index belegt 
Ägypten den letzten Platz unter allen berück-
sichtigten Mena-Staaten. In beinahe allen 
 Bereichen schneidet das Land deutlich schlechter 
ab als die Vereinigten Arabischen Emirate, der 
Spitzenreiter unter den Mena-Ländern. Nicht 
gerade gute, aber immerhin bessere Bedingungen 
finden Unternehmer in Tunesien, dem nach diesen 
Kriterien besten Land Nord afrikas. 

Unternehmertum

Unternehmer zu werden ist in Ägypten wenig 
attraktiv. Dennoch arbeiteten im Jahr 2011 
(letzte verfügbare Zahl) mangels anderer 
Perspektiven rund 75 Prozent aller Arbeit
nehmer in einem der 2,5 Millionen, meist un
bedeutenden, kleinen und mittelständischen 
Unternehmen beziehungsweise waren als 
Selbständige oder Familienunternehmer 
aktiv.23, 24 Schwierig ist es vor allem, größere 
Unternehmen aufzubauen, denn die System
umbrüche der vergangenen Jahre haben die 
Startbedingungen für Gründer erschwert und 
das Vertrauen von Investoren schwinden 
lassen.25 Darüber hinaus leiden Unternehmen 
unter hohen bürokratischen Hürden sowie 
Vetternwirtschaft.26,  27 Die Armee kontrol
liert nach Schätzungen rund 40 Prozent der 
 Wirtschaft.28

Um die Privatwirtschaft zu fördern, plant die 
Regierung neue Freihandelszonen, Mikro
kreditprogramme sowie lokale Förderinitiati
ven und prüft darüber hinaus die rechtlichen 
Rahmenbedingungen auf Verbesserungs
möglichkeiten.29 Inzwischen lassen sich poli
tische Entscheidungsträger auch von jungen, 
erfolgreichen Gründern beraten.30

Geschlechtergerechtigkeit

Im Global Gender Gap Index des Weltwirt
schaftsforums belegt Ägypten Platz 136 von 
145 Ländern und liegt damit in etwa gleichauf 
mit Oman (Platz 135) und SaudiArabien (Platz 
134). Wie für Nordafrika typisch, gehen auch 
in Ägypten Frauen wesentlich seltener einer 
bezahlten Beschäftigung nach als Männer. Sie 
suchen seltener nach Arbeit und sind dann 
häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen. Frauen 
steigen kaum in höhere Positionen auf.32 Die
ses Muster gilt auch in der jüngeren Arbeitneh
mergeneration: Über ein Drittel aller 15 bis 
29jährigen Frauen sind weder in Ausbildung 
noch berufstätig.33 Als eine der Hauptursachen 
dafür gelten familiäre Verpflichtungen.34 

Doch während des Arabischen Frühlings tru
gen auch Ägypterinnen den Protest auf die 
Straße und zeigten damit den Wunsch nach 
Mitsprache in der Gesellschaft. Für sie war 
das Aufbegehren allerdings besonders riskant, 
denn damals wie heute gehören sexuelle 
Übergriffe in der Öffentlichkeit zum Alltag. 
Häufig werden diese sogar gezielt organi
siert.35,36 Die rechtlichen Möglichkeiten zur 
Verfolgung dieser Delikte sind bislang überaus 
beschränkt.37

Risikolage

Nach der Absetzung von Mohammed Mursi 
hat die ägyptische Regierung die Muslim
bruderschaft als extremistisch eingestuft und 
verboten. Ihre Angehörigen werden verfolgt, 
inhaftiert und teilweise hingerichtet. Viele 
Muslimbrüder sind deshalb wie schon unter 
Mubarak untergetaucht und werden teilweise 
in die Hände von Terrorgruppen wie dem 
„Islamischen Staat“ getrieben. Im nördlichen 
Sinai haben dessen Kämpfer bereits eine 
Reihe von Anschlägen verübt. Die Regierung 
hat über diesen Landesteil den Notstand 
verhängt.38 Doch im Gegensatz zu vielen 
anderen Ländern in der Region unterhält 
Ägypten mit der größten Armee der ara
bischen Welt einen potenten Militärapparat 
und ist im Kampf gegen den IS gut gerüstet.39 
Die Bereitschaft, die Militärs auch einzuset
zen, zeigt sich etwa in Luftschlägen gegen 
ISStellungen in Libyen als Reaktion auf die 
Ermordung koptischer Christen aus Ägypten, 
aber auch gegen schiitische HuthiRebellen 
in Jemen.40, 41

Abschneiden im Global Entrepreneurship Index, Skala von 0 (schlecht) bis 1 (gut), 2016
(Datengrundlage: Global Entrepreneurship Index31)
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Zu Beginn des Jahres 2011 trieb auch die 
Algerier die Sehnsucht nach Veränderung 
auf die Straßen. Doch im Gegensatz zu den 
Protestbewegungen in den Nachbarländern 
Libyen, Tunesien oder Ägypten verliefen 
die Demonstrationen in Algerien gemäßigt. 
Dies geht vor allem auf die Erfahrungen aus 
dem algerischen Bürgerkrieg zurück, der das 
Land von 1991 bis zu Beginn der 2000er 
Jahre in Atem hielt und nach Schätzungen bis 
zu 150.000 Opfer forderte.1 Im Arabischen 
Frühling schreckten die Algerier davor zu-
rück, den hart erkämpften Frieden wieder 
aufs Spiel zu setzen. Auch die Regierung 
zeigte sich rasch zu umfassenden Zugeständ-
nissen bereit, von Verfassungsänderungen 
über die Erhöhung von Gehältern in Staats-
betrieben bis hin zur Bereitstellung neuer 
Jobs.2 

Ob das Land stabil bleibt, hängt jedoch 
wesentlich davon ab, ob es der Regie-
rung gelingt, ein wirtschaftliches Umfeld 
zu schaffen, das der stetig wachsenden 
Erwerbs bevölkerung ausreichend auskömm-
liche Arbeit bietet. Derzeit haben nur etwa 
36 Prozent der Algerier im Erwerbsalter 
einen Arbeitsplatz.3 Ein großer Teil davon 
ist in der Schattenwirtschaft tätig und er-
wirbt damit keinerlei Sozialversicherungs-
ansprüche.4 In einer Umfrage aus dem Jahr 
2013 hielt nur jeder dritte Befragte sich und 
seine Familie für ausreichend abgesichert. 
Ebenfalls jeder dritte dachte darüber nach, 
das Land zu verlassen – rund die Hälfte von 
ihnen aus wirtschaftlichen Gründen.5 Zwar 
hat sich die Stimmung im Vergleich zu frühe-
ren Umfragen verbessert, nichtsdestotrotz 
sprechen die Ergebnisse für ein weiterhin 
hohes  Frustrationsniveau. Dieses äußert sich 
auch in wiederholten Demonstrationen und 
Streiks, welche häufig durch die Sicherheits-
kräfte aufgelöst  werden.6,7

Demografische Lage

Der Fläche nach ist Algerien beinahe sieben-
mal so groß wie Deutschland und damit das 
zehntgrößte Land der Erde und das größte 
Afrikas. Bei einer Einwohnerzahl von knapp 
40 Millionen leben hier im Schnitt nicht 
einmal 17 Menschen auf einem Quadrat-
kilometer.8,9 Da der Großteil der algerischen 
Landfläche von Wüste bedeckt ist, siedelt die 
Bevölkerungsmehrheit im mittelmeernahen 
und klimatisch günstigeren Norden des Lan-
des.10 Seit seiner Unabhängigkeit von Frank-
reich im Jahr 1962 erlebt Algerien eine rapide 
Verstädterung. Lebten 1990 nur knapp über 
die Hälfte der Algerier in Städten, sind es 
heute schon mehr als zwei Drittel. Im selben 
Zeitraum ist die Zahl der Städter um 15 Milli-
onen gestiegen. Die Zahl der Großstädte mit 
300.000 und mehr Einwohnern hat sich von 
vier auf sieben erhöht. Bis ins Jahr 2030 dürf-
ten weitere sechs Städte zu so großen Agglo-
merationen heranwachsen.11 Angesichts der 
steigenden Einwohnerzahlen stehen die alge-
rischen Zentren vor der großen Herausforde-
rung, ausreichend Wohnungen, Gesundheits-
dienstleistungen, Schulen und ein modernes 
Verkehrssystem bereitzustellen. Dies gelingt 
nicht immer und so kommt es aufgrund einer 
unzureichenden Versorgungslage  häufig zu 
Protesten.12 Der jahrelang verzeichnete Trend 
hin zu einer niedrigeren Fertilitätsrate hat 
sich mittlerweile umgekehrt. Seit kurzem 
bekommen Algerierinnen im Schnitt wieder 
drei Kinder, während die durchschnittliche 
Kinderzahl je Frau vorübergehend einmal 
unter diesen Wert gesunken war. Die Zahl neu 
geschlossener Ehen hat seit Beginn des Jahr-
tausends deutlich zugenommen.13 Diese Ent-
wicklungen sind ein Zeichen dafür, dass sich 
junge Algerier wieder stärker auf traditionelle 
Werte besinnen – wohl auch aus Mangel an 
Alternativen in der Gesellschaft. Das hohe 
Bevölkerungswachstum lässt sich aber auch 
durch die Altersstruktur erklären, denn ein 
großer Teil der Algerierinnen befindet sich 
derzeit im typischen Familiengründungsalter 
zwischen 20 und 40 Jahren.14
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Wirtschaft

Im Jahr 2013 machten Öl- und Gasausfuhren 
98 Prozent aller Exporte Algeriens aus. Mit 
rund 28 Prozent Anteil am Bruttoinlands-
produkt tragen die beiden Rohstoffe zusam-
men fast ebenso stark zur Wirtschaft bei 
wie in manchen Golfstaaten.15 Schätzungen 
zufolge dürften die Ölreserven aber bereits in 
den 2030er Jahren versiegen und die Gasvor-
räte rund 20 Jahre später.16 Der momentane 
Ölpreiseinbruch liefert einen Vorgeschmack 
darauf, was dies für das Land bedeuten 
könnte: 2015 riss dieser ein so großes Defizit 
in den Staatshaushalt, dass die Regierung 
einige großangelegte Investitionsprogramme 
vorerst verschieben musste.17 

Doch diese wären dringend nötig, um die 
Wirtschaft aus der Abhängigkeit von den 
Rohstoffverkäufen zu befreien und zukunfts-
fest zu machen. Potenzial hätte Algerien etwa 
im Handel über das Mittelmeer, im Tourismus 
oder in der Landwirtschaft, jeweils Bereiche, 
die nicht annähernd das leisten, was möglich 
wäre.18 Das Land beherbergt gerade einmal 
jeden zehnten Touristen in den nordafrika-
nischen Mena-Staaten und ist trotz seiner 
landwirtschaftlichen Möglichkeiten auf 
Lebensmittelimporte angewiesen.19,20, 21 Ein 
großes Entwicklungshemmnis ist die Trans-
portinfrastruktur, welche als die schlechteste 
der Region gilt.22

Bildung

Obwohl der formale Bildungsgrad der 20- 
bis 29-jährigen Algerier sich mit anderen 
Mena-Ländern messen kann, genießt die 
Ausbildung der algerischen Bevölkerung 
einen besonders schlechten Ruf:23 Im Global 
Competitiveness Index, welcher auf Basis 
statistischer Erhebungen und Umfragen 
unter führenden Wirtschaftsvertretern die 
Wettbewerbsfähigkeit von Volkswirtschaf-

ten weltweit untersucht, landet Algerien in 
Sachen Bildungsqualität auf Platz 110 von 
insgesamt 140 Ländern. Im Mena-Vergleich 
steht nur Ägypten noch schlechter da.24 Da-
mit algerische Absolventen sich künftig er-
folgreich auf dem Arbeitsmarkt einsetzen und 
die Wirtschaft vorantreiben können, mahnen 
internationale Organisationen eine bessere 
Verknüpfung zwischen Privatwirtschaft und 
Bildungssystem an.25 Erste Ansätze, um die 
Berufsbildung im Land zu stärken, gibt es 
bereits.26 Dies gilt auch für den bislang kaum 
entwickelten Forschungsbereich.27 In den 
2010er Jahren hat Algerien eine Vielzahl von 
Forschungsprojekten auf den Weg gebracht 
sowie Innovations- und Technologiezentren 
gegründet.28 Über das gesamte Land verteilt 
sind Wettbewerbs- und Exzellenzzentren 
entstanden, welche die Weiterentwicklung 
unterschiedlicher Wirtschaftssektoren von 
Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien über Kunststoffverarbeitung bis hin zu 
Medizin vorantreiben sollen.29

Unternehmertum

Im Gegensatz zu vielen anderen Ländern 
vermitteln algerische Schulen bislang noch 
keine unternehmerischen Fähigkeiten. In 
internationalen Vergleichsuntersuchungen 
schneidet Algerien auch gegenüber anderen 
Mena-Staaten schlecht ab, wenn es darum 
geht, wettbewerbsfähige Geschäftsideen zu 
entwickeln und umzusetzen.31 Gemessen 
an der Gesamtbevölkerung ist die Zahl der 
 Unternehmensgründungen sehr niedrig.32

Zwar hat die algerische Regierung in den 
vergangenen Jahren mehrere Programme 
zur Förderung von Gründern aufgelegt und 
damit die Zahl der heimischen Unternehmen 
erhöht. Doch bei den Neugründungen handelt 
es sich bislang überwiegend um Kleinst-
unternehmen, die kaum Mitarbeiter be-
schäftigen.33 Für größere Firmen, die höhere 
Risiken eingehen, sind die Startbedingungen 
ausgesprochen schlecht.34 Sowohl der Steu-
ersatz als auch der bürokratische Aufwand, 
überhaupt Steuern abführen zu können, sind 
laut Doing Business Report der Weltbank 
überdurchschnittlich hoch. Ein Unternehmen 
zu registrieren ist kostspielig und langwierig. 
Eine marode Infrastruktur, eine Vielzahl 
von notwendigen Dokumenten sowie hohe 
Abgaben erschweren den inter nationalen 
Handel.35

Schlechte Qualität

Erhebungen zufolge schneidet Algerien in Sachen 
Bildungsqualität nach Ägypten am zweitschlechtesten 
unter den untersuchten Mena-Ländern ab. Das Land 
liegt in allen vier untersuchten Dimensionen deutlich 
unter dem Mena-Durchschnitt.

Einschätzung der Bildungsqualität in 
unterschiedlichen Kategorien im Global 
 Competitiveness Index, Skala von  
1 (schlecht) bis 7 (gut), 2015-2016
(Datengrundlage: World Economic 
Forum30)
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Geschlechtergerechtigkeit

Die gesellschaftliche Position algerischer 
Frauen hat sich durch den Arabischen Früh-
ling stark verbessert. Als eines der Zuge-
ständnisse an die Demonstranten bestimmte 
die Regierung eine Frauenquote von 30 
Prozent der Sitze im Parlament.36 Derzeit 
stellen Algerierinnen sogar 32 Prozent der 
Mandatsträger – ähnlich viele Frauen sitzen 
im 18. Deutschen Bundestag (36 Prozent).37 
Jeder fünfte Ministerposten ist in Algerien 
durch eine Frau besetzt, im Kabinett Merkel 
ist es jeder dritte.38 Dieses vergleichsweise 
große politische Gewicht könnte einen Wan-
del hin zu mehr Geschlechtergerechtigkeit in 
anderen Bereichen einleiten. Dieser wäre vor 
allem auf dem Arbeitsmarkt geboten. Aus-
gerechnet in Algerien, dem Mena-Land mit 
dem höchsten Frauenanteil an Universitäten, 
gehen Frauen besonders selten einer bezahl-
ten Beschäftigung nach.39 Gerade einmal 
15 Prozent aller Frauen über 25 Jahre sind 
erwerbstätig – Männer kommen auf 76 Pro-
zent. Nur in Syrien ist die Erwerbsquote von 
Frauen noch niedriger und der Unterschied 
zwischen den Geschlechtern größer.40 In-
nerhalb der Unternehmerprogramme fördert 
Algerien Gründerinnen besonders stark.41 
Mehr Initiativen wie diese sind notwendig, 
um das Potenzial der Algerierinnen zu nutzen 
und die für sie getätigten Bildungsausgaben 
in Gewinne umzumünzen.

Risikolage

Für Europa ist Algerien ein schwieriger, 
jedoch unverzichtbarer Partner, wenn es 
darum geht, die Region zu stabilisieren. Unter 
anderem, weil das Land durch die jahrelan-
gen Auseinandersetzungen mit militanten 
 Dschihadistengruppen während des Bürger-
kriegs weitreichende Erfahrung im Umgang 
mit Extremisten gesammelt hat.42 Dies hat 
sich nicht zuletzt in der Mali-Krise bewährt, 
bei der Algerien zwischen den unterschied-
lichen Parteien vermitteln konnte.43 

Als Anrainer einer ganzen Reihe von Krisen-
staaten, darunter neben Mali auch Libyen, 
muss Algerien innerhalb des Landes eine 
stark angespannte Sicherheitslage verkraf-
ten. Große Teile der beinahe 7.000 Kilometer 
langen Landgrenze verlaufen durch die 
Sahara und sind damit kaum kontrollierbar. 
Wie groß die Gefahr durch terroristische 
Übergriffe aus dem Ausland ist, zeigte sich im 
Jahr 2013, als libysche Dschihadisten in einer 
algerischen Gasförderanlage 800 Geiseln in 
ihre Gewalt nahmen.44 Das Land hat seither 
seinen Grenzschutz ausgebaut und seine 
Militärausgaben zwischen 2010 und 2015 
beinahe verdoppelt.45,46

Ein bald anstehender Wechsel an der Staats-
spitze könnte die Spannungen in dem Land 
weiter erhöhen. Der seit 1999 amtierende 
Präsident Bouteflika gilt als schwer erkrankt 
und hat sich seit zwei Jahren nicht in der 
Öffentlichkeit gezeigt.47

Eine weitere Bedrohung ist der Wasserman-
gel, der sich durch den Klimawandel weiter 
verschärfen wird. Der Zugang zu Trinkwasser 
ist nicht flächendeckend gesichert. Weitere 
Umwelt-Probleme entstehen durch den 
hohen Ölverbrauch und den damit verbun-
denen CO2-Ausstoß. Landwirtschaftlich 
nutzbare Flächen sind durch Straßen- und 
Siedlungsbau, sowie durch eine Übernutzung 
durch Weidetiere gefährdet.48,49 Unterstützt 
durch internationale Entwicklungsorgani-
sationen, etwa die GIZ, arbeitet Algerien 
daran, diese Probleme zu lösen. Außerdem 
will das Land in Zusammenarbeit mit der EU 
sein großes Potenzial im Bereich erneuer-
barer Energien künftig besser ausschöpfen. 
Bis 2030 will  Algerien 40 Prozent seines 
wachsenden  Energiebedarfs aus solchen 
Quellen  decken.50 Um dieses Ziel zu errei-
chen, müssten allerdings umgehend massive 
 Investitionen in den Bau von Solar- und 
Windfarmen gesteckt werden.
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Erdöl und Erdölprodukte 
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Im Rahmen eines Kooperationsprogramms hat 
die EU 30 Millionen Euro für unterschiedliche 
Handlungsbereiche vom Verfassungsgebungspro-
zess und Wahlen über Migration und Grenzsiche-
rung bis hin zu Medien und Zivilbevölkerung 
bereitgestellt.
Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen 
ruhen derzeit. Libyen ist Teil der Union 
für den Mittelmeerraum (Euromed).
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Nach der Protestwelle des Jahres 2011 spal-
tete sich die im Sozialismus künstlich geeinte 
libysche Gesellschaft entlang regionaler, 
 ethnischer, familiärer, Stammes- und reli-
giöser Linien und versank in einem Bürger-
krieg. Dessen Ende ist trotz internationaler 
Bemühungen bislang nicht absehbar. Im Zuge 
der Gefechte sind die Öl-Einnahmen weg-
gebrochen und dem Land droht der Bankrott. 
Die Konsequenzen wären verheerend, denn 
Libyen kann seine Bevölkerung nur mithilfe 
von Nahrungsmittelimporten versorgen und 
die Einfuhren womöglich bald nicht mehr 
bezahlen.1 Um eine Ernährungskrise zu ver-
meiden, benötigt Libyen schnellstmöglich 
Stabilität. 

Demografische Lage

Bevölkerungsdaten zum Bürgerkriegsland 
Libyen sind mit Vorsicht zu genießen. Seit 
Ausbruch der Gefechte haben viele Libyer 
das Land verlassen, ebenso die meisten der 
schätzungsweise 1,5 bis 2 Millionen Zuwan-
derer, die als Gastarbeiter überwiegend aus 
Ägypten, Tunesien und Algerien dort gelebt 
haben. Diese Abwanderungen, tausende 
Kriegsopfer aber auch der Zustrom von 
Flüchtlingen aus anderen Ländern  Afrikas, 
die Libyen als Durchgangsland sehen, ha-
ben schwer zu beziffernde Spuren in der 
Bevölkerungsstruktur hinterlassen. Die hier 
präsentierten Daten bilden diese jüngsten 
Entwicklungen noch nicht ab. 

Prinzipiell steht Libyen vor dem Übergang in 
eine Phase mit demografischem Bonus, also 
hin zu einer Bevölkerungsstruktur mit einem 
überproportional hohen Anteil von Menschen 
im Erwerbsalter. Weil das Regime Muammar 
al-Gaddafis seit der Machtübernahme im Jahr 
1969 in Frauenbildung und den Gesundheits-
sektor investiert hat, ist die Fertilitätsrate 
libyscher Frauen seit Jahren vergleichsweise 
niedrig, ebenso die Mütter- und Kindersterb-
lichkeit. Das Verhältnis der zu versorgenden 
Kinder und Jugendlichen bis 19 Jahre gegen-
über den Personen im Erwerbsalter zwischen 
20 und 64 Jahren liegt bei rund zwei zu 
drei und wird weiter fallen.2 Dem Staat und 
den Bürgern bleiben damit mehr Mittel für 
Investitionen und Konsum. Dies könnte 
 theoretisch einen wirtschaftlichen Auf-
schwung auslösen – vorausgesetzt, das Land 
findet seinen Frieden und die wachsende 
Zahl an Erwerbsfähigen eine Beschäftigung. 
Im schlimmsten Fall aber wird das demogra-
fische Potenzial verpuffen und den Konflikt 
weiter anheizen.

Wirtschaft

Zum Zeitpunkt des Arabischen Frühlings galt 
Libyen als eine der am wenigsten diversifi-
zierten Volkswirtschaften der Welt.3 Der Öl- 
und Gassektor machte im Jahr 2010 beinahe 
60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts aus.4 
Der Staat versorgte seine Bevölkerung nicht 
nur mit Jobs, sondern auch mit günstigen 
Nahrungsmitteln, Benzin und Strom.5 Gegen 
Ende der Regierungszeit Gaddafis ging die-
ses Modell nicht mehr auf: Ende 2010 war 
mehr als jeder zehnte Libyer arbeitslos, die 
Jugendarbeitslosenquote lag bei 25 bis 30 
Prozent und es kam zum Aufstand gegen den 
Diktator.6

Zwar hatte Gaddafi mit Beginn der 2000er 
Jahre das bis dato abgekühlte Verhältnis zum 
Westen wieder aufgewärmt und in diesem 
Zuge einen Reformkurs angekündigt, welcher 
wirtschaftliche Diversifizierung, die Privati-
sierung hunderter Unternehmen sowie den 
Abbau von Handelshemmnissen gegenüber 

Öleinkünfte brechen weg

In Libyen reklamieren unterschiedliche Gruppierungen die Regierungsverantwortung sowie die Besitzrechte an 
Zentralbank, Ölwirtschaft und Entwicklungsfonds für sich. Doch in der jüngsten Vergangenheit kamen die 
Ölgeschäfte fast vollständig zum Erliegen. Das Land steht vor dem finanziellen Ruin, weil es überwiegend von 
Einnahmen aus Rohstoffverkäufen abhängt.

Volumen der Rohöl-
exporte, in Prozent des 
Jahres 2010, 2010 bis 
2014
(Datengrundlage: Opec7, 
eigene Berechnungen)
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den Weltmärkten vorsah. Doch der Versuch 
scheiterte, weil über Jahrzehnte kaum Geld 
in die freie Wirtschaft geflossen war.8,9 Die 
marode Infrastruktur hemmte, gekoppelt 
mit komplizierten rechtlichen Rahmen-
bedingungen, das Interesse ausländischer 
Investoren.10 Einheimische Unternehmer 
wurden meist in der Schattenwirtschaft tätig, 
die zuletzt für rund ein Drittel der libyschen 
Wirtschaftsleistung sorgte.11 Im Fall einer Be-
friedung müsste Libyen mit diesen Strukturen 
brechen und die Einkünfte aus Rohstoff-
verkäufen dafür nutzen, andere Wirtschafts-
bereiche aufzubauen und damit Arbeitsplätze 
zu schaffen. 

Bildung

In der über 40-jährigen Regierungszeit 
Gaddafis erlebte der libysche Bildungssektor 
auf den ersten Blick einen rasanten Auf-
schwung. Alleine zwischen 1984 (dem ersten 
Berichtsjahr) und 2015 stieg die Alphabe-
tisierungsrate der Gesamtbevölkerung von 
60 auf 90 Prozent.12 Beinahe die Hälfte der 
heute 20- bis 29-Jährigen hat die Oberstufe 
besucht oder danach eine Ausbildung oder 
gar ein Studium verfolgt, aber nicht notwen-
digerweise abgeschlossen.13 Doch wie in 
vielen anderen Ländern der Region mangelt 
es an der Bildungsqualität.14 Dies liegt auch 
daran, dass Wissenschaft und Forschung un-
ter Gaddafi kaum eine Rolle spielten. Selbst 
im Vergleich zu anderen Mena-Ländern 
rangierte Libyen auf niedrigem Niveau, was 
die Zahl der Wissenschaftler oder der wissen-
schaftlichen Publikationen betraf.15 Für eine 
innovative Volkswirtschaft ist Libyen damit 
denkbar schlecht aufgestellt.

Unternehmertum

Derzeit zählt Libyen zu den unattraktivsten 
Wirtschaftsstandorten weltweit. Im Ease of 
Doing Business Index der Weltbank belegt 
das Land vor Eritrea den vorletzten Platz von 
189 Ländern.16 Der Index misst die Rahmen-
bedingungen für Geschäftstätigkeiten – etwa, 
wie schnell es geht, ein Gewerbe anzumel-
den, eine Baugenehmigung zu erhalten oder 
einen Kredit aufzunehmen. Heute kommt 
erschwerend hinzu, dass Teile der Infrastruk-
tur durch den Bürgerkrieg zerstört sind. Die 
in den späten Gaddafi-Jahren auf den Weg 
gebrachten Großprojekte, etwa der Bau hun-
derter Kilometer neuer Eisenbahnstrecken, 
sind vor ihrer Fertigstellung zum Erliegen 
gekommen.

Potenziell könnte ein Wiederaufbau nach 
dem Bürgerkrieg für einen Wirtschaftsboom 
sorgen. Libyen liegt strategisch günstig als 
Handelsknoten zwischen Europa, den nörd-
lichen Mittelmeeranrainern und Subsahara-
Afrika und ist geografischer Mittelpunkt 
Nordafrikas. Auch der Tourismus böte viel-
versprechende Möglichkeiten.17 Bei einem 
Neustart der Wirtschaft könnte die libysche 
Diaspora unterstützend beiseite stehen.18 
Im Land selbst wären allerdings erhebliche 
Bildungsinvestitionen nötig, vor allem für 
Qualifikationen im technisch-naturwissen-
schaftlichen Bereich, die sich praktisch 
 nutzen lassen. 

Geschlechtergerechtigkeit

Gaddafi legte zumindest formal viel Wert auf 
die Gleichstellung von Frauen und Männern. 
Offiziell war die gleichberechtigte Beteili-
gung von Frauen in allen gesellschaftlichen 
Bereichen von Politik über Wirtschaft bis hin 
zu Militär, Bildung und Gesundheitssektor 
gewünscht – auch wenn sie in vollem Umfang 
niemals erreicht wurde.19 Trotzdem können 
nur rund 85 Prozent aller libyschen Frauen le-
sen und schreiben – etwa 10 Prozent weniger 
als Männer. Bei jungen Frauen und Männern 
zwischen 15 und 24 Jahren liegt die Alpha-
betisierungsrate geschlechtsunabhängig bei 
100 Prozent.20 Mit knapp über 20 Prozent 
gingen in Libyen kurz vor der Revolution 
mehr Frauen im Erwerbsalter einer bezahlten 
Arbeit nach als in vielen anderen Ländern der 
Region, etwa in Algerien (12 Prozent) oder 
Ägypten (18 Prozent).21, 22 

Seit dem Sturz Gaddafis hat sich die recht-
liche Lage von Frauen verschlechtert. So er-
hielten im Jahr 2014 Männer das Recht, ohne 
Einwilligung ihrer Ehefrau weitere Frauen zu 
heiraten. Frauen wurde es verboten, Ehen 
mit ausländischen Männern einzugehen.23 Im 
derzeitigen verfassungsgebenden Prozess 
sind Frauen kaum repräsentiert.24

Risikolage

Die Sicherheitslage in Libyen ist so schlecht, 
dass viele Botschaften und internationale 
Organisationen ihr Personal aus dem Land 
abgezogen haben. Seit dem Sturz Gaddafis 
haben sich nach Schätzungen bis zu 1.700 
verschiedene bewaffnete Gruppen und 
Milizen herausgebildet, welche die unter-
schiedlichsten kommerziellen, politischen, 
 terroristischen oder religiösen Ziele verfol-
gen.25 Libyen gelingt es kaum, seine insge-
samt rund 4.500 Kilometer lange Grenze zu 
sichern – weder nach Süden gen Subsahara-
Afrika noch zu den Nachbarländern Tunesien 
und Ägypten. Das gleiche gilt für die 1.770 
Kilometer lange Küste am Mittelmeer. Das 
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Exporte
Textilien und Bekleidung, Nahrungsmittel, Elek-
trotechnik, chemische Erzeugnisse, Rohstoffe
Importe 
KFZ und -Teile,  Maschinen, chemische Erzeug-
nisse, Elektrotechnik, Nahrungsmittel, Elektronik 
Investitionen: 199 Mio. Euro
Entwicklungsgelder: 312,6 Mio. Euro

Seit 1974: Doppel besteuerungsabkommen 
Seit 2008: Investitionsschutzabkommen 
2013: Erklärung von Rabat über die 
 Weiter entwicklung der Beziehungen 
zwischen  Deutschland und Marokko 

Exporte
Maschinen und Fahrzeuge, Treib stoffe und 
Metalle
Importe
Maschinen und Fahrzeuge, Textilien und Beklei-
dung, landwirtschaftliche Produkte
Investitionen: 17,3 Mrd. Euro

Seit 2000: Assoziationsabkommen 
Seit 2013: Mobilitätspartnerschaft 
Marokko ist Teil der Union für den  
Mittelmeerraum (Euromed)

2005-10
+3,7 +3,1

2005-14
+2,4

2010-14

10,1 Mrd. Euro

117,3 Mrd. Euro

Land gilt als Umschlagplatz für Menschen 
und Drogen und als Eldorado terroristischer 
Vereinigungen. Etwa 140.000 der 170.000 
auf Lampedusa gestrandeten Mittelmeer-
flüchtlinge des Jahres 2014 haben ihre Über-
fahrt in Libyen begonnen.26

Während die Fluchtroute tausender auslän-
discher Migranten aus Syrien, Eritrea sowie 
aus den Ländern Subsahara-Afrikas durch 
Libyen führt, hat der Bürgerkrieg viele Libyer 
selbst zu Flüchtlingen gemacht. Knapp eine 
halbe Million Menschen wurde innerhalb 
der Grenzen vertrieben, etwa 10.000 Libyer 
sind im Ausland als Flüchtlinge oder Asyl-
suchende registriert.27

Besondern bedrohlich ist die Ausbreitung des 
„Islamischen Staates“. Sie wird erleichtert 
durch das Machtvakuum während des seit 
zwei Jahren herrschenden Bürgerkriegs und 
dadurch, dass sich viele IS-Kämpfer aufgrund 
der internationalen Luftangriffe aus Syrien 
und Irak zurückziehen. Die Mehrheit der 
Kämpfer stammt nicht aus Libyen.28 Der IS 
hat sich in der strategisch wichtigen Regi-
on von Syrte festgesetzt, dem Geburtsort 
Gaddafis, von wo sich die Verbindung zwi-
schen den wichtigsten Städten Tripolis und 
Bengasi kontrollieren lässt. Anschläge auf 
diese Städte sowie auf die Ölinfrastruktur ha-
ben die Industrie des Landes weiter zerstört 
und die Exporte nochmals sinken  lassen.29

Anfang 2016 ist es nach monatelanger 
UN-Vermittlung unter Leitung des deut-
schen  Diplomaten Martin Kobler immerhin 
gelungen, die seit etwa anderthalb Jahren 
herrschenden zwei widerstreitenden Regie-
rungen Libyens an einen Tisch zu bringen 
– den Nationalen Generalkongress, der in der 
Hauptstadt Tripolis arbeitet und das inter-
national anerkannte Repräsentantenhaus in 
der Stadt Tobruk, die nahe der ägyptischen 
Grenze liegt. Beide Parteien sollen sich jetzt 
auf eine Einheitsregierung verständigen, 
die Terrormiliz „Islamischer Staat“ zurück-
drängen und das Land gegen alle Widerstän-
de befrieden.

Spätestens seit 2011 gilt das Königreich 
Marokko als einer der wenigen Hoffnungs-
träger der Mena-Region. Damals gelang König 
Mohammed VI. woran andere Autokraten 
von Gaddafi bis Mubarak scheiterten: Als die 
arabische Protestwelle auch sein Land ergriff, 
leitete der König schleunigst Reformen ein. 
Zumindest auf dem Papier stärkte er demo-
kratische Verfassungselemente, garantierte 
umfassende politische Freiheiten und erhob 
Tamazight, die Sprache der seit Jahrzehnten 
marginalisierten marokkanischen Berber, ne-
ben Arabisch und Französisch zur offiziellen 
Amtssprache. Seither herrscht weitgehende 
Ruhe. 

Demografische Lage 

In den kommenden 15 Jahren wird die marok-
kanische Bevölkerung kaum noch wachsen 
und der Druck auf Infrastruktur und Arbeits-
markt eher gering ausfallen. Besorgnis-
erregend ist das niedrige Bildungsniveau der 
Gesamtbevölkerung. Nirgendwo in der Mena-
Region haben anteilig weniger Menschen 
eine höhere Sekundarschulbildung erreicht 
als in Marokko.1 Ironischerweise bedeutet 
dies zumindest kurzfristig einen Stabilisie-
rungsfaktor, denn vorerst ist nicht mit einer 
hohen Zahl frustrierter und protestbereiter 
Hochschulabsolventen zu rechnen. Um der 
großen Zahl junger Erwachsener trotzdem 
eine Perspektive zu bieten, muss das Land 
dringend Jobs im Niedriglohnsektor schaffen. 
Gleichzeitig müssen die kleiner werdenden 
Nachwuchsjahrgänge deutlich bessere Bil-
dungschancen erhalten, damit sie den Um-
bau von Marokkos Volkswirtschaft zu einer 
Wissensökonomie mit hoher Wertschöpfung 
befördern. Nur so kann das Land internatio-
nal wettbewerbsfähig werden. 

Wirtschaft 

Die marokkanische Wirtschaft krankt an 
den für die Mena-Region typischen Proble-
men: Die Arbeitslosigkeit ist hoch und wird 

MAROKKO
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zumindest vorübergehend für viele Jobs im 
Bausektor gesorgt und die Nachfrage nach 
Dienstleistungen in anderen Wirtschafts-
bereichen gesteigert. Damit die Anlage auch 
langfristig Arbeitsplätze schafft, investiert 
Marokko gezielt in Forschung und Entwick-
lung sowie in betriebliche und universitäre 
Ausbildungsprogramme im Bereich erneuer-
barer Energien.7

Bildung 

Marokko benötigt dringend qualifizierte 
Arbeitskräfte. Der Bildungsstand der Bevöl-
kerung gehört zu den niedrigsten der Region. 
Unter den 20- bis 29-jährigen  Marokkanern 
hat rund jeder Dritte nicht einmal die 
Grundschule abgeschlossen und kaum jeder 
Zweite eine weiterführende Schule besucht.8 
Im Jahr 2011 konnte jede vierte junge Frau 
zwischen 15 und 24 Jahren nicht lesen und 
schreiben. Nirgendwo in Mena sind die Bil-
dungsergebnisse der Frauen so schlecht.9 
Bei ihren männlichen Altersgenossen sieht 
es nicht viel besser aus. Knapp jeder zehnte 
Mann in diesem Alter ist Analphabet.10 Im-
merhin haben sich die Bildungswerte in der 
nachwachsenden Bevölkerung gegenüber 
früheren Jahren deutlich verbessert. Seit 
der Jahrhundertwende hat die Regierung 
insbesondere in ländlicheren Gebieten die 
Bildungsinfrastruktur ausgebaut und sich 
darum bemüht, auch Mädchen den Weg in 
die Schulen zu erleichtern. Inzwischen be-
sucht offiziell jedes marokkanische Kind eine 
Grundschule – 1999 waren es gerade ein-
mal 71 Prozent. Zudem schaffen insgesamt 
deutlich mehr Jugendliche den Übergang zur 
weiterführenden Schule.11 

Inhaltlich wird den Schülern allerdings wei-
terhin sehr wenig geboten. In den internatio-
nalen Vergleichserhebungen Timss und Pirls, 
welche die Mathematik- sowie Lesefähigkeit 
von Schülern unterschiedlicher Altersklassen 
in jeweils rund 50 Ländern untersuchen, 

landen marokkanische Viert- und Achtkläss-
ler unter den drei letztplatzierten Ländern 
und scheitern teilweise an den einfachsten 
Aufgaben.12,13 

Um Kosten zu sparen, setzt die Regierung 
vermehrt auf private Bildungsträger, welche 
sie mit großzügigen Steuererleichterungen 
beim Aufbau von Schulen unterstützt. Bis 
2020 sollen 20 Prozent aller Grund- und wei-
terführenden Schulen in privater Hand sein.14 
Weil diese bislang hohe Gebühren verlangen 
und sich vornehmlich auf die urbanen Zen-
tren konzentrieren, führt dies zunehmend zu 
einem Zwei-Klassen-System, bei dem ärmere 
Familien und die Landbevölkerung auf der 
Strecke bleiben.15

Unternehmertum 

Der Bildungsmangel zeigt sich nicht zuletzt 
in den fehlenden unternehmerischen Fähig-
keiten und in der geringen Innovationskraft 
der marokkanischen Wirtschaft: Innerhalb 
der Mena-Region belegt Marokko den dritt-
letzten Platz im Global Entrepreneurship 
Index. Trotzdem verzeichnet das Land im re-
gionalen Vergleich eher viele Unternehmens-
neugründungen.16 Zudem ist die Regierung 
bemüht, das Unternehmertum zu stärken. 
Sie hat 2009 insgesamt 14 Städte definiert, 
die zu Innovationszentren ausgebaut werden 
sollen. Ziel ist, ab 2014 jährlich 100 Startup-
Unternehmen zu gründen und die Zahl neuer 
Patente von einem Niveau von 316 im Jahr 
2013 auf jährlich 1.000 zu steigern.17,18 

Geschlechtergerechtigkeit 

Wie in beinahe allen Ländern der Mena-
Region sind auch in Marokko Frauen deutlich 
benachteiligt. Im Global Gender Gap Report 
des World Economic Forum belegt das Land 
Platz 139 unter 145 Staaten. Immerhin: Das 
Königreich schneidet damit besser ab als 
Jordanien (140), Iran (141), Syrien (143) und 
Jemen (145).19

 dominiert von wenig produktiven Dienst-
leistungs- und Landwirtschaftssektoren. Die 
Industrie spielt bislang eine geringe Rolle. 
Das soll sich jetzt ändern.  

Geht es nach der Regierung, werden bis 
2020 rund 500.000 neue Arbeitsplätze in 
der industriellen Fertigung entstehen und 
deren Anteil an der Volkswirtschaft von 
heute 11 auf dann 23 Prozent steigen.2,3 Als 
vielversprechend gelten die Automobil- und 
Elektronikbranche, Zuliefererbetriebe für 
Luft- und Raumfahrtunternehmen sowie die 
Nahrungsmittel- und Textilindustrie. Weil 
französischsprachige Konzerne aus Kosten-
gründen Teile ihrer Büroorganisation von der 
Software betreuung bis hin zur Buchhaltung 
nach Marokko verlagern, erhofft sich das 
Land darüber hinaus viele neue Jobs im 
 Dienstleistungssektor.4

Doch für jedweden wirtschaftlichen Fort-
schritt benötigt Marokko vor allem eines: 
Energie. Bislang importiert das Land 
96 Prozent seiner Primärenergie. Die Regie-
rung will deshalb bis 2020 42 Prozent der 
Strom versorgung aus inländischen Quellen 
 decken.5 Dieses Ziel kann nur über regene-
rative Quellen erreicht werden, denn im Ge-
gensatz zu anderen Ländern der Region sind 
die nachgewiesenen Erdölvorräte in Marokko 
gering. Auch wenn der Zeithorizont für die 
Erschließung einer sauberen Energieversor-
gung überaus kurz erscheint, so könnte dies 
langfristig gelingen. Immerhin gilt Marokko 
als einer der weltweit besten Standorte für 
Solar- und Windenergie. 

Das Land betreibt den größten Windpark 
in ganz Afrika und unweit der kleinen Stadt 
Ouarzazate zwischen Hohem Atlas und Anti-
atlas entsteht derzeit das bei Fertigstellung 
vermutlich weltweit größte solarthermische 
Kraftwerk.6 Weitere Großprojekte sind in 
Planung und werden von internationalen 
Organisationen finanziell unterstützt. Mit 
seinen Energieprojekten geht es Marokko 
auch um die Schaffung von Arbeitsplätzen. 
Analysen zufolge hat der Solarpark Noor 
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Exporte
Elektrotechnik, Textilien und Bekleidung, Erdöl
Importe 
Elektrotechnik, KFZ und -Teile, Maschinen, 
 chemische Erzeugnisse 
Investitionen: 235 Mio. Euro
Entwicklungsgelder: 40,1 Mio. Euro

Seit 1966: Investitionsschutzvertrag
Seit 1976: Doppelbesteuerungsabkommen 
Seit 2012: Transformationspartnerschaft zur 
Förderung von Rechtsstaat und guter Regie-
rungsführung, Beschäftigung und dualer 
 Ausbildung, Zivilgesellschaft  
und professioneller Medien 

Exporte
Maschinen und Transportausrüstung, Textilien u. 
Kleidung, Kraftstoffe und Baustofferzeugnisse
Importe
Maschinen und Transportausrüstung, Textilien u. 
Kleidung, Kraftstoffe und Baustofferzeugnisse
Seit 1998: Assoziationsabkommen 
Seit 2008: Freihandelsabkommen für Industrie-
produkte
Seit 2012: privilegierte Partnerschaft mit EU
Seit 2014: Mobilitätsabkommen
Seit 2015: Verhandlungen über vertieftes und 
umfassendes Freihandelsabkommen
Tunesien ist Teil der Union für den 
Mittelmeerraum (Euromed)

2005-10
+3,5 +2,3

2005-14
+0,86

2010-14

9,4 Mrd. Euro

11 Mrd. Euro

1,6 Mrd. Euro

1,3 Mrd. Euro

In der marokkanischen Gesellschaft domi-
niert ein patriarchalisches Frauenbild. Väter 
und Ehemänner verfügen über die Entschei-
dungsgewalt beim Schulbesuch von Mädchen 
und bei der Berufstätigkeit von Frauen. Bis 
heute ist gerade einmal jede vierte Frau im 
Erwerbsalter überhaupt auf dem Arbeits-
markt aktiv.20 Während in den vergangenen 
Jahren in den meisten Ländern der Mena- 
Region die Erwerbsquote von Frauen gestie-
gen ist, geht sie in Marokko zurück.21

Paradoxerweise ist der Grund hierfür in der 
allmählich greifenden Gleichstellungspolitik 
zu finden. Diese ermöglicht einem wach-
senden Anteil von Mädchen den Zugang 
zu Sekundarbildung. Was allerdings fehlt, 
sind Arbeitsplätze, die den Qualifikationen 
der jungen Frauen entsprechen und zu-
gleich im Einklang mit den dominierenden 
Rollenbildern stehen. So ist in vielen musli-
mischen Gesellschaften die gesellschaftliche 
 Akzeptanz für die Berufstätigkeit von Frauen 
im industriellen Sektor sehr hoch. Weil die-
ser allerdings bislang kaum Arbeitsplätze 
schafft und es in anderen Bereichen wenige 
gesellschaftlich angesehene Beschäftigungs-
möglichkeiten gibt, finden die Schulabgän-
gerinnen selten einen adäquaten Job und 
ziehen sich oft völlig aus dem Arbeitsmarkt 
zurück.22 Wer als Frau in einem formellen Ar-
beitsverhältnis steht, erhält auch bei gleicher 
Qualifikation ein deutlich niedrigeres Gehalt 
als männliche Kollegen.23 Wollen Frauen gar 
selbst unternehmerisch aktiv werden, haben 
sie es schwer, ein Konto zu eröffnen und an 
die notwendigen Kredite zu gelangen.24

Trotz aller Probleme: Die marokkanische 
Regierung hat in den vergangenen Jahren 
zumindest formal viele Schritte in Richtung 
Geschlechtergerechtigkeit unternommen. 
Laut Verfassungsänderung aus dem Jahr 2011 
sind Frauen Männern gleichgestellt und Mei-
nungsumfragen weisen darauf hin, dass sich 
die Rollenbilder zumindest in den jüngeren 
Generationen wandeln.25

Risikolage 

In allen arbeitsmarktrelevanten Bereichen 
hat Marokko in den vergangenen Jahren 
Fortschritte gemacht. Trotzdem bieten sich 
der marokkanischen Bevölkerung zu wenige 
wirtschaftliche Perspektiven. Das zeigt nicht 
zuletzt die seit Jahren hohe Zahl von Auswan-
derern. 4,5 Millionen Marokkaner leben in 
der Diaspora. Flüchtlinge und Asylbewerber 
nicht mit einbezogen stellte Marokko in 
den vergangenen Jahren eine der größten 
Zuwanderungsgruppen in die Europäische 
Union.26 Im Inland treibt der Mangel an Ent-
faltungsmöglichkeiten vor allem arbeitslose, 
städtische Jugendliche in die Hände von 
Extremisten.27 Rund 1.500 sollen sich bereits 
dem „Islamischen Staat“ als Kämpfer ver-
schrieben haben.28

Indes berauben auf dem Land ökologische 
Veränderungen viele Familien ihrer Lebens-
grundlage. Wegen Übernutzung und immer 
längerer Dürreperioden können die Bauern 
einst fruchtbare Landstriche vielerorts nicht 
mehr bewirtschaften. Wasserverschmutzung 
und Überfischung sorgen für fallende Erträ-
ge in der Fischerei.29 Zumindest gelingt es 
Marokko, seinen Nahrungsmittelbedarf über 
Importe zu decken – im Gegensatz zu seinen 
wesentlich ärmeren und bevölkerungsmäßig 
stark wachsenden südlichen Anrainern.30 
Dort verschärft sich zusehends die Versor-
gungs- und auch die politische Lage. Dies 
führt zu Migration aus Ländern wie Nigeria, 
Mali oder Elfenbeinküste nach Marokko. Auch 
wenn viele der Flüchtenden letztlich den Weg 
nach Europa suchen, scheitern die meisten 
an der gut geschützten Grenze zwischen 
 Marokko und der EU. Laut Schätzungen des 
marokkanischen Innenministeriums hielten 
sich im Jahr 2013 zwischen 25.000 und 
40.000 irreguläre Migranten im Land auf.31 
Um der unübersichtlichen Lage Herr zu wer-
den, ist das Land inzwischen bemüht, den 
Zuwanderern einen legalen Status zu garan-
tieren. Seit September 2013 erhielten knapp 
18.000 zuvor irreguläre Migranten einen 
regulären  Aufenthaltsstatus.32

10.910
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In Tunesien nahm der sogenannte Arabische 
Frühling Ende 2010 seinen Beginn. Tunesien 
ist auch das einzige Land der Mena-Region, 
in dem die Revolutionen in eine liberale 
 Demokratie mündeten. So zumindest nennt 
der Freedom in the World Report 2015 die 
tunesische Regierungsform.1 Es ist das erste 
Mal überhaupt, dass der Bericht einem nord-
afrikanischen Land dieses Zeugnis ausstellt. 
Tatsächlich kann sich Tunesien einer neuen, 
modernen Verfassung sowie eines fried-
lichen, von Wahlen hervorgerufenen Regie-
rungswechsels im Jahr 2014 rühmen. Die 
Regierung bildet nun eine Koalition aus der 
säkularen Nidaa Tounes Partei und der vor-
mals regierenden, gemäßigt islamischen 
Partei Ennahda. Das sogenannte nationale 
Dialogquartett, ein Bündnis verschiedener 
zivilgesellschaftlicher Dachorganisationen, 
erhielt für seine vermittelnde Arbeit im 
 Demokratisierungsprozess 2015 sogar den 
Friedensnobelpreis. 

Gleichwohl erschüttern das Land zunehmend 
Unruhen, welche jenen Ende 2010 ähneln. 
Denn der Lebensstandard der Menschen hat 
sich kaum gebessert und Wirtschafts-
reformen lassen weiter auf sich warten. 
Durch die Politik verhängte Ausgangssperren 
sind zur Normalität geworden und wieder-
holte islamistische Terroranschläge haben 
die Unsicherheit gesteigert. 

Demografische Lage

Mit seinen elf Millionen Einwohnern ist 
 Tunesien nach Libyen das zweitkleinste nord-
afrikanische Land und gleichzeitig das am 
langsamsten wachsende. Bis 2050 dürfte die 
Bevölkerung um lediglich 12 Prozent oder 
1,3 Millionen Menschen zulegen.2 Der Haupt-
grund hierfür sind die vergleichsweise nied-
rigen Kinderzahlen je Frau. Mit einer Ziffer 
von durchschnittlich 2,1 erreicht Tunesien 

etwa das Fertilitätsniveau, das ohne Zuwan-
derung für eine langfristig stabile Bevölke-
rungszahl notwendig ist.3 Weil die Fertilitäts-
rate schon vor etwa 15 Jahren auf das aktu-
elle Niveau gefallen ist, verfügt Tunesien 
zudem über eine vergleichsweise alte Bevöl-
kerung mit einem geringen Anteil von unter 
19-Jährigen, der bei 30 Prozent liegt. Die 
Nachbarn Algerien und Libyen weisen Werte 
von 34 respektive 38 Prozent auf.4 Die „reife“ 
Altersstruktur Tunesiens mit einem Durch-
schnittsalter von über 30 Jahren könnte vor-
teilhaft dafür sein, die Demokratie zu 
 festigen. Unter allen Staaten, die jemals vom 
Freedom in the World Report als „frei“ einge-

stuft worden sind, verloren nur wenige mit 
dieser Altersstruktur diese Zuschreibung 
wieder – ganz im Gegensatz zu jenen mit 
jüngeren Bevölkerungen.5

Wirtschaft

Die wirtschaftlichen Wachstumsraten 
 Tunesiens von weniger als drei Prozent pro 
Jahr sind deutlich niedriger als vor der Revo-
lution.6 Das geringe Wachstum ist die größte 
Gefahr für die tunesische Demokratie, denn 
so entstehen kaum neue Arbeitsplätze, und 
die Unzufriedenheit in großen Teilen der 
Bevölkerung bleibt. Überfällige Reformen, 

Sensibler Sektor

Als sich im Dezember des Jahres 2010 der tunesische Straßenhändler Mohammed Bouazizi im Alter von 26 
Jahren in Flammen setzte, löste er damit eine Protestbewegung aus, die das ganze Land ergriff. Aus Angst vor 
Gewalt kamen im Revolutionsjahr 2011 rund ein Drittel weniger Touristen. Nach und nach erholte sich das Gast-
gewerbe aber wieder. Doch als im Jahr 2015 islamistische Terroranschläge das Land aufs Neue erschütterten, 
verlor Tunesien als Reiseziel abermals an Attraktivität. So entgehen dem Land Einnahmen in Millionenhöhe.

Zahl der ankommen-
den Reisenden an der 
tunesischen Grenze, 
in Millionen Per-
sonen, 2010-2015
(Datengrundlage: 
Tunesisches Touris-
musministerium7)
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13. März 2015:  
Überfall auf das National-
museum in Tunis

17. Dezember 2010: 
Beginn des Arabischen 
Frühlings
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welche Korruption und exzessive Bürokratie 
bekämpfen würden, bleiben aber bislang 
weitgehend aus.8 So ist die Wirtschaft nach 
wie vor wenig diversifiziert und die Exporte 
sind vor allem abhängig vom Phosphatabbau. 
Die Förderung dieses als Düngemittel ge-
nutzten Minerals aber wurde seit der Revolu-
tion durch Streiks und Proteste wiederholt 
lahmgelegt und musste starke Einbußen 
hinnehmen. Durch die gestiegene Terror-
gefahr ist darüber hinaus der Tourismus-
sektor in eine schwere Krise geraten.9

Bildung

Sowohl was die Qualität der Bildung als auch 
den Bildungsstand der Bevölkerung angeht, 
befindet sich Tunesien im Mena-Vergleich in 
der unteren Hälfte. Gerade die Staaten des 
Nahen Ostens schneiden deutlich besser ab. 
Im Vergleich mit den anderen nordafrika-
nischen Staaten steht das Land dagegen nicht 
schlecht da: Im Global Competitiveness 
 Index landet Tunesien in Sachen Bildungs-
qualität auf Rang 84 von 140 Ländern und ist 
das einzige Land in Nordafrika unter den 
ersten 100.10 Unter den Jüngeren ist der Bil-
dungsstand inzwischen selbst im gesamten 
Mena-Vergleich gut.11 Eine große Herausfor-
derung bleibt eine bessere Verzahnung von 
Ausbildung und Beruf. Als Hauptbaustellen 
im System der Berufsbildung identifiziert die 
OECD die mit einer niedrigen Ausbildungs-
qualität verbundene fehlende Attraktivität 
beruflicher Ausbildungen sowie die mangeln-
de Ausrichtung darauf, welche Berufsgrup-
pen von der Wirtschaft nachgefragt werden.12

Unternehmertum

Wie in vielen Mena-Ländern steht auch in 
Tunesien der aufgeblähte Staatsapparat einer 
dynamischen Wirtschaftsentwicklung im 
Weg.* Notwendige Liberalisierungen, etwa 
im Bankensektor, lassen weiter auf sich war-
ten13 –  auch weil die regierende Nidaa 
Tounes Partei eine Art Auffangbecken für 
Personen ist, die bereits im alten System 
wichtige Funktionen bekleidet haben. Die 
Rahmenbedingungen für den Start neuer 
Unternehmen sind im Mena-Vergleich durch-
schnittlich. Tunesien lag 2015 im Ease of 
Doing Business Index der Weltbank auf Rang 
74 und damit 14 Plätze schlechter als im Jahr 
zuvor. Damit liegt es zwar deutlich hinter Län-
dern wie den Vereinigten Arabischen Emi-
raten oder Israel, lässt seine nordafrika-
nischen Nachbarn aber noch immer klar 
hinter sich. Lediglich bei der Frage, wie ein-
fach der Zugang zu Krediten ist, schneidet 
Tunesien – wie die meisten Mena-Länder – 
schlecht ab.14

Geschlechtergerechtigkeit

Tunesien gilt in der arabischen Welt als vor-
bildlich in Bezug auf Frauenrechte. Abtrei-
bung ist seit Langem erlaubt und auch der 
Zugang zu modernen Mitteln der Familien-
planung unstrittig. Mit der neuen Verfassung 
aus dem Jahr 2014 sind Frauen nun auch 
rechtlich in allen Bereichen Männern gleich-
gestellt. Letzteres ist der Einmischung von 
Frauen in den politischen Prozess zu verdan-
ken. Sie protestierten öffentlich dagegen, 
dass sie gemäß dem ersten Verfassungs-
entwurf lediglich als „komplementär“ zu 
Männern angesehen werden sollten. Die 
vergleichsweise starke Rolle von Frauen in 
der Politik hatte sich bereits vor der Revolu-

* Weiterführende Informationen zu den Vorausset-
zungen für Unternehmertum in Tunesien finden Sie im 
Interview mit Sebastian Rubatscher von enpact auf 
Seite 33.

tion gezeigt. Ihr Anteil von 28 Prozent aller 
Abgeordneten nach den Wahlen von 2009 
war der höchste in der Mena-Region.15 Den-
noch warnen Beobachter, dass die gesell-
schaftliche Praxis nicht immer den fort-
schrittlichen Gesetzen entspreche und es ein 
starkes Gefälle innerhalb des Landes gebe. 
Gerade in ländlich geprägten Gegenden seien 
Frauen noch immer häufig Opfer von Gewalt 
und Ausbeutung.16 Und auch bei der Erwerbs-
tätigkeit hängen die Frauen in Tunesien wie 
in allen nordafrikanischen Staaten weit hinter 
den Männern zurück.17

Risikolage

Als einziges demokratisches Land Nord-
afrikas übt Tunesien eine hohe Symbolwir-
kung aus. Fällt auch hier das demokratische 
System, müsste der sogenannte Arabische 
Frühling als gescheitert erachtet werden. Das 
Risiko dafür besteht. Denn die Ursache der 
Revolution, die hohe Arbeits- und Perspektiv-
losigkeit junger Menschen mit teilweise guter 
Ausbildung ist noch immer vorhanden. 
Gleichzeitig versuchen islamistische Extre-
misten – häufig aus dem benachbarten Aus-
land – über gezielte Anschläge auf den Tou-
rismussektor das Land weiter zu schwächen. 
Doch der Extremismus ist keinesfalls nur ein 
ausländisches Problem. Gerade in den struk-
turschwachen ländlichen Räumen suchen 
viele junge Leute die Lösung für ihre Pro-
bleme im Dschihad. Neuesten Erkenntnissen 
zufolge hat der IS in Syrien und Irak aus 
keinem anderen Land so viel Zulauf an Kämp-
fern wie aus Tunesien.18 N
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KLEINE, ROH-
STOFFREICHE 
GOLFSTAATEN

Unter den Staaten am Golf findet sich eine 
Gruppe kleinerer Länder, die mit rund 
22 Millionen Einwohnern insgesamt weniger 
Einwohner zählen als ihre Nachbarländer 
Jemen (26,7 Millionen) und Saudi-Arabien 
(31,6  Millionen). Die Vereinigten Arabischen 
Emirate (VAE) bilden das größte dieser 
Länder (9,6 Millionen), in großem Abstand 
gefolgt von Oman (4,2 Millionen) und Kuwait 
(3,8 Millionen). In Katar und Bahrain leben 
mit 2,4 respektive 1,4 Millionen Einwohnern 
zusammen etwa so viele Menschen wie in 
Berlin. Den Prognosen zufolge werden diese 
Länder bis 2030 deutlich an Bevölkerung 
hinzugewinnen – manche bis zu einem Drittel 
ihres heutigen Wertes. Doch am Golf sind 
derlei Voraussagen mit Vorsicht zu genießen, 
denn mehr als die Geburtenrate bestimmt 
dort die Zuwanderung über die Einwohner-
zahl und die Migration ist geprägt von politi-
schen Erwägungen.

Mit Ausnahme des Sultanats Oman, welches 
niemals unter europäischer Kolonialherr-
schaft stand, erlangten die kleinen Golf-
staaten in den 1960er und -70er Jahren suk-
zessive ihre Unabhängigkeit. Damit erhielten 
sie auch die volle Kontrolle über ihre Ressour-
cen. Binnen kürzester Zeit spülten Verkäufe 
von Öl und Gas Milliardengewinne in die 
Kassen. Die Länder wurden zu sogenannten 
Rentierstaaten: Ohne großes Zutun kamen 
von nun an dauerhaft hohe Erträge ins Land, 

NAHOST

Männerüberschuss

Mit 43 Prozent fällt in Oman der Anteil der Zuwande-
rer für die regionalen Verhältnisse moderat aus. Die 
Migranten, meist junge Männer, die mit ihrem Ver-
dienst ihre Familien in der Heimat versorgen, arbei-
ten häufig auf dem Bau und reisen nach einigen 
Jahren wieder zurück. Männer zwischen 20 und 34 
Jahren machen mit 47 Prozent beinahe die Hälfte aller 
Zuwanderer in Oman aus. In der einheimischen 
Bevölkerung liegt der Anteil dieser Altersgruppe bei 
15 Prozent.

welche die Könige, Sultane und Emire der 
Region bis heute sowohl für den eigenen Kon-
sum als auch für ihren Machterhalt einsetzen. 
Dafür unterhalten sie nicht nur aufwändige 
Militärapparate, sondern lassen auch ihre 
Bevölkerungen in vielfältiger Form am Reich-
tum teilhaben. Sie brachten groß angelegte 
Infrastrukturprojekte auf den Weg, für deren 
Umsetzung sie in großen Zahlen Zuwanderer 
aus dem Ausland, vornehmlich aus Asien, 
anheuerten. Damit trieben sie die Einwohner-
zahlen in die Höhe: Zwischen 1970 und 2015 
hat sich in allen dieser Länder die Bevölke-
rung mindestens vervierfacht, die von Katar 
verzwanzigfacht und die der  Vereinigten 

Bevölkerungszusammensetzung von Oman nach 
Altersgruppen, Geschlecht und Herkunft, 2014
(Datengrundlage: Sultanate of Oman, National Centre 
for Statistics and Information1)
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In den 14 Ländern des Nahen Ostens lebt 
über eine Viertelmilliarde Menschen. Mit 
Syrien, Jemen, Irak, den Palästinensischen 
Gebieten und Libanon zählen einige von 
ihnen zu den weltweit 35 instabilsten Län-
dern. In diesen Kriegs- und Krisenstaaten 
steht der demografische und gesellschaft-
liche Wandel hin zu einer älteren und qualifi-
zierteren Bevölkerung noch aus. Stattdessen 
wächst die Zahl der Kinder, die mit geringen 
Perspektiven auf ein sicheres Leben im Krieg 
oder unter sehr schwierigen Bedingungen 
groß werden. Damit sinken die Entwicklungs-
chancen und die Hoffnung auf ein Ende der 
Hass- und Gewaltspirale. 

Mit Bahrain, Israel, Kuwait, Katar, Saudi-
Arabien und den Vereinigten Arabischen 
Emiraten finden sich im Nahen Osten aber 
auch alle tendenziell stabilen Mena-Länder. 
Während in Israel eine verhältnismäßig jun-
ge, qualifizierte und technikaffine Bevölke-
rung die Wirtschaft antreibt, bilden in den 
reichen Golfstaaten Einnahmen aus Rohstoff-
verkäufen die Grundlage der Stabilität. Diese 
Länder bieten vielen ihrer Bürger einen Ar-
beitsplatz im öffentlichen Sektor und halten 
die Lebenshaltungskosten durch großzügige 
Subventionen niedrig. 

Im gesellschaftlichen Wandel hin zu nied-
rigeren Fertilitätsraten und höherer Bildung 
sind die Golfstaaten teilweise schon fortge-
schritten und verfügen über eine wachsende 
Gruppe junger, hochqualifizierter Erwerbs-
fähiger. Diese Menschen hatten bislang die 
Erwartung, später vom Staat mit einem Ar-
beitsplatz versorgt zu werden. Doch weil die 
Kosten für Beamtengehälter inzwischen 
große Teile der Budgets verzehren, die durch 
den gesunkenen Ölpreis ohnehin unter Druck 
stehen, benötigen diese Länder dringend ein 
neues Wirtschaftsmodell.
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Arabischen Emirate sogar vervierzigfacht.2 In 
manchen der Staaten kommen neun von zehn 
Bewohnern aus dem Ausland.

Aus den einstigen Wüstenstädtchen der 
 Region sind in kurzer Zeit glitzernde Metro-
polen geworden, aus den nomadisch ge-
prägten Stammesgesellschaften Vielvölker-
staaten. Heute attestiert der Human Develop-
ment Index, welcher den Entwicklungsstand 
von Ländern in Sachen Wirtschaft, Bildung 
und Gesundheit misst, allen Golfstaaten 
einen hohen bis sehr hohen Entwicklungs-
stand.3 Die einheimische Bevölkerung musste 
zu dieser Wohlstandsmehrung kaum beitra-
gen: Der Ölreichtum sicherte ihnen meist 
hoch bezahlte Positionen in den künstlich 
aufgeblähten Verwaltungsapparaten.

Doch dieses Beschäftigungsmodell steht 
zunehmend in Frage: Der niedrige Ölpreis, 
die drastisch gestiegenen Militärausgaben 
und nicht zuletzt das anhaltende Wachstum 
der einheimischen Bevölkerung setzen die 
Staatshaushalte zunehmend unter Druck.4 
Im Frühjahr 2016 stufte die Ratingagentur 
Moody’s die Kreditwürdigkeit von Bahrain 
und Oman herunter.5 Langfristig dürfte es 
den Ländern kaum noch möglich sein, für die 
Gehaltszahlungen einer zunehmenden Zahl 
wenig produktiver Beamter aufzukommen. 

Laut Schätzungen des Internationalen 
Währungsfonds könnte sich die Erwerbs-
bevölkerung alleine bis 2018 um 1,2 bis 
1,6 Millionen Köpfe vergrößern – auch weil 
die Frauenerwerbstätigkeit zunehmend zur 
Normalität werden dürfte.6 Fällt aber der 
Staat als Hauptarbeitgeber aus, drohen die 
Arbeitslosenquoten stark zu steigen.7 Die jun-
gen einheimischen Berufseinsteiger können 
deshalb kaum einen Lebensstandard er-
warten, wie sie ihn von ihren Eltern kennen, 
zumindest solange es außerhalb des staat-
lichen Sektors kaum Alternativen für eine gut 
bezahlte Beschäftigung gibt. 

Wirtschaft

Nach wie vor dominieren Einkünfte aus Öl- 
und Gasverkäufen die Wirtschaft. Je nach 
Land sorgen derzeit die Exporte der Energie-
träger für etwa ein Viertel (Bahrain und VAE) 
bis beinahe zwei Drittel (Kuwait) des Brutto-
inlandsprodukts.9 Mit Ausnahme der VAE und 
Bahrains, wo der Tourismus und das Finanz-
wesen zu wichtigen wirtschaftlichen Stützen 
geworden sind, konnten sich in den anderen 
Golfländern neben dem Rohstoffsektor keine 
weiteren Branchen durchsetzen.

Dabei verfolgen alle Regierungen der Region 
offiziell das Ziel, ihre Länder zu Wissens-
ökonomien zu reformieren, also Unterneh-
men aufzubauen, die eine hohe Wertschöp-
fung aus Forschungs- und Entwicklungstätig-
keiten beziehen.10 

Körperliche Arbeit für Zuwanderer, Verwaltungsjobs für einheimische Kataris

Verwaltungs-, Bildungs- und Gesundheitssektor sind für die einheimischen Bevölkerungen in den Golfländern 
die Hauptarbeitgeber, hier gezeigt am Beispiel Katars. Insgesamt kommen dort mehr als drei Viertel der einhei-
mischen Arbeitnehmer beim Staat oder bei einem staatlichen Unternehmen unter. Zuwanderer übernehmen 
dagegen meistens einfache Tätigkeiten im Privatsektor oder als Haushaltshilfen. Neun von zehn Arbeitnehmern 
in der Wirtschaft stammen aus dem Ausland.

Bildung

Beinahe jeder Einheimische im Alter zwi-
schen 20 und 29 Jahren hat eine höhere 
Sekundarschulbildung und über die Hälfte 
hat sogar daran anschließend eine Ausbil-
dung fortgesetzt. Alternativ zum universi-
tären System gibt es für die jungen Menschen 
bislang kaum Ausbildungsmöglichkeiten. 
Betriebliche Bildung hat wenig Tradition 
und genießt einen niedrigen Stellenwert.11 
Studenten wählen meist Fächer, die sie für 
Verwaltungstätigkeiten qualifizieren, nicht 
aber für die Bedürfnisse einer innovativen 
Wissensökonomie.12 Im Schnitt der kleineren 
Golfländer entscheiden sich 59 Prozent aller 
Studenten für ein Lehramtsstudium, eine 
Geistes- oder Sozialwissenschaft, dagegen 
nur 28 Prozent für eine Naturwissenschaft 
oder Ingenieurwesen. Zum Vergleich: In 
Deutschland studieren über 35 Prozent ein 

Katarer
(82.813 

 Personen)

Verteilung der 
erwerbstätigen 
Bevölkerung 
Katars nach 
Sektor und 
Herkunft, in 
Prozent, 2012
(Datengrund-
lage: Katar 
 Information 
 Exchange8)

Regierung

staatliche Unternehmen

Privatsektor

Privathaushalte
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naturwissenschaftliches oder technisches 
Fach und nur knapp die Hälfte ein human- 
oder  sozialwissenschaftliches.14 Außerdem 
mangelt es den jungen Golfbewohnern an 
praktischen Fähigkeiten. Während ihres 
Studiums sammeln die wenigsten von ih-
nen durch Nebenjobs oder Praktika erste 
Arbeits erfahrungen.15 Bei den internationalen 
Konzernen sind sie als Arbeitnehmer deshalb 
wenig gefragt.  Der Übergang in den Job fällt 
Hochschulabsolventen schwer und sie sind 
überdurchschnittlich lang arbeitslos.16 Um 
ihre Perspektiven auf höhere Positionen 
zu verbessern, gibt es am Golf Quotenrege-
lungen und Lohnzuzahlungen für Einheimi-
sche im Privatsektor.

Um ihren Bildungs- und Forschungsrückstand 
zu kompensieren, investieren viele der Län-
der in den Aufbau hochmoderner Eliteuniver-
sitäten. Aber auch diese Praxis beruht eher 
in dem „Einkauf“ von Wissen und hochkarä-
tigen Lehrkräften als in Eigenleistung. 

Unternehmertum

Die wesentliche Schwäche der Golfländer 
im Global Entrepreneurship Index liegt in 
der mangelnden Innovationsfähigkeit der 
dortigen Unternehmen: Mit Ausnahme Katars 
und der VAE sind Unternehmen am Golf nicht 
auf dem neuesten Stand der Technik und 
gelten als wenig innovativ.17 

Trotzdem erreichen alle Länder der Gruppe 
einen Platz im vorderen Drittel des Global 
 Entrepreneurship Index – überwiegend, weil 
die Wahrscheinlichkeit als hoch gilt, dass die 
vorhandenen Unternehmen künftig wachsen, 
mehr Arbeitsplätze schaffen werden und weil 
Risikokapital bereit steht.18 Letzteres dürfte 
sich möglicherweise ändern: Angesichts 
schwindender Einnahmen wird es für Neu-
gründer zunehmend schwieriger, einen Kredit 
aufzunehmen.19 Außerdem haben die Staaten 
als Hauptgeldgeber für Neugründungen kaum 
langfristige Strategien im Blick: Sie investie-
ren weniger in eine wirtschaftliche Diver-

sifizierung, sondern eher in groß angelegte 
Bauprojekte, die wenig Mehrwert oder kaum 
eine langfristige Nutzung versprechen. So 
steckt Katar umgerechnet 3,5 Milliarden Euro 
in den Bau von zwölf Stadien für die Fußball-
weltmeisterschaft, die anschließend kaum 
eine Verwendung finden werden.20, 21

Geschlechtergerechtigkeit

Noch spielen Frauen auf den Arbeitsmärkten 
eine untergeordnete Rolle. Gerade einmal ein 
Drittel der einheimischen weiblichen Bevöl-
kerung im Erwerbsalter geht einer bezahlten 
Arbeit nach oder ist auf der Suche nach einer 
Beschäftigung. Mehr Frauen in Lohn und Brot 
zu bringen steht deshalb weit oben auf den 
offiziellen Regierungsagenden dieser Län-
der.22 Mit einigem Erfolg: In den Golfländern 
werden Araberinnen zunehmend selbstbe-
wusster, wenn es darum geht, ihre Kenntnisse 
produktiv auf dem Arbeitsmarkt einzubrin-
gen: 1990 waren in der Region knapp über 
40 Prozent aller jungen Frauen zwischen 25 
und 34 Jahren beschäftigt oder auf der Suche 
nach Arbeit. Heute sind es beinahe 60 Pro-
zent.23 Dies ist ein positives Zeichen für die 
Geschlechtergerechtigkeit. Doch solange 
die Privatwirtschaft nicht für Arbeitsplätze 
außerhalb des öffentlichen Dienstes sorgt, 
dürfte die erhöhte Frauenerwerbsquote die 
Krise auf dem Arbeitsmarkt weiter verschär-
fen – denn auch die Frauen konkurrieren mit 
den ohnehin unterbeschäftigten Männern um 
begrenzte Beschäftigungsmöglichkeiten.

Am Tropf vom Öl

Seit Jahrzehnten bemühen sich die Golfstaaten um eine Wirtschaftsdiversifizierung. Wie stark das Öl bis heute 
die Ökonomie bestimmt, zeigt das Beispiel Kuwait. Auch wenn sich die Wirtschaft außerhalb des Ölsektors 
phasenweise gut entwickelt hat, ist sie zu unbedeutend, um einen erkennbaren Einfluss auf die Wirtschafts-
leistung zu zeigen. Leidet dagegen der Ölsektor, wie derzeit durch den Preisverfall, ist eine Rezession unver-
meidbar. Der seit 2014 auf rund ein Drittel gesunkene Ölpreis ist in dieser Grafik noch nicht abgebildet. 

Wachstum des 
 kuwaitischen Brutto-
inlandsprodukts,  
des Ölsektors sowie  
der Wirtschaft außer-
halb des Ölsektors, 
2004 bis 2014 
(Datengrundage: IWF13)
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Aufrüstung

Als Reaktion auf den Arabischen Frühling steigerten beinahe alle Länder in der Region ihre Militärausgaben. In 
Oman lagen sie im Jahr 2012 sogar bei über 250 Prozent des Niveaus von 2010. Zwar waren die Aufwendungen 
für den Verteidigungsapparat auch in den Vorjahren kontinuierlich gewachsen, doch in beinahe allen Ländern 
bedeutete die Protestbewegung eine deutliche Beschleunigung der Investitionen.

Risikolage

Die Proteste des Arabischen Frühlings mach-
ten auch vor den kleinen Golfstaaten nicht 
Halt. Besonders deutlich traten sie in Bahrain 
und Oman zutage, auch in Kuwait gab es Un-
ruhen. Im Rahmen des Golf-Kooperationsrats 
griffen die Vereinigten Arabischen Emirate 
und Saudi-Arabien aktiv in die Konflikte 
ein. Noch stärker als bisher investierten alle 
Länder in den Folgejahren in ihre Militär-
apparate. Mit Ausnahme von Oman haben 
sich alle kleinen Golfländer einer saudischen 
Allianz angeschlossen und Truppen in den 
 jemenitischen Bürgerkrieg entsandt. 

Die wachsende Zahl von Flüchtlingen in der 
Region hat die kleinen Golfstaaten bislang 
weitestgehend unberührt gelassen. An der 
Aufnahme syrischer Flüchtlinge haben sich 
die Länder kaum beteiligt.24, 25 Was ihre Hal-
tung zu terroristischen Vereinigungen be-
trifft, unterscheiden sich die Länder am Golf 
teilweise deutlich voneinander. So steht Katar 
in der Kritik, mit Terrorgruppen gemeinsame 

Sache zu machen, andere Länder wiederum, 
etwa die Vereinigten Arabischen Emirate, 
haben ihre Gesetzgebungen seit dem 
 Arabischen Frühling verschärft und gehen 
repressiv gegen Extremisten vor.26, 27

Eine weitere Herausforderung ergibt sich 
durch die Versorgung mit Wasser und sogar 
mit Energie.28 Durch das Bevölkerungs-
wachstum der kommenden Jahre dürfte 
die Nachfrage nach diesen Gütern deutlich 
steigen. Der Energiebedarf in der Golf-
region ist bereits heute ungewöhnlich hoch, 
unter anderem, weil die Regierungen ihren 
Bevölkerungen Strom und Benzin deutlich 
unterhalb des Marktpreises garantieren. Dies 
führt zu verschwenderischem Verbrauch, der 
mit steigender Einwohnerzahl den Bedarf 
an Öl und Gas weiter erhöhen dürfte. Damit 
stoßen selbst die rohstoffreichen Länder an 
ihre Grenzen, zumal auch die Entsalzung von 
Meerwasser viel Energie verschlingt. Ge-
messen an ihrer Einwohnerzahl gehören alle 
kleineren Golfstaaten zu den zehn größten 
Kohlendioxid-Emittenten der Welt.29
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Handelsbeziehungen

Bahrain
Exporte: 34,8 Mio. Euro (Buntmetalle, KFZ und 
-Teile, Rohstoffe, nichtmetallische  Mineralien, 
Textilien und Bekleidung)
Importe: 374,3 Mio. Euro (KFZ und -Teile, Ma-
schinen, chemische Erzeugnisse, Elektrotechnik, 
 Nahrungsmittel, Mess- und Regeltechnik)

Katar
Exporte: 0,7 Mrd. Euro (Gas, Erdöl,  chemische 
Erzeugnisse, Maschinen)
Importe: 2,1 Mrd. Euro (Maschinen, KFZ und 
 -Teile, chemische Erzeugnisse, Elektro technik, 
Metallwaren, Mess- und Regeltechnik), 
 Sonstiges (40 Prozent)

Kuwait
Exporte: 356,5 Mio. Euro (Erdöl, Maschinen, 
chemische Erzeugnisse, Rohstoffe, Mess- und 
Regeltechnik)
Importe: 1,32 Mrd. Euro (KFZ und -Teile, Maschi-
nen, chemische Erzeugnisse, Elektrotechnik, 
Mess- und Regeltechnik, Nahrungsmittel)

Oman
Exporte: 67,1 Mio. Euro (chemische Erzeugnisse, 
KFZ und -Teile, Maschinen, Buntmetalle, nicht-
metallische Mineralien)
Importe: 692,8 Mio. Euro (KFZ und-Teile, Ma-
schinen, chemische Erzeugnisse, Elektrotechnik, 
Mess- und Regeltechnik, Metallwaren)

Vereinigte Arabische Emirate
Exporte: 0,8 Mrd. Euro (Buntmetalle, Erdöl, che-
mische Erzeugnisse, Maschinen, Elektrotechnik) 
Importe: 9,9 Mrd. Euro (KFZ und -Teile, Maschi-
nen, chemische Erzeugnisse, Elektronik, Elektro-
technik, Mess- und Regeltechnik)

Bahrain 
Exporte: 0,9 Mrd. Euro | Importe: 1,8 Mrd. Euro

Katar 
Exporte: 7,5 Mrd. Euro | Importe: 8,4 Mrd. Euro

Kuwait 
Exporte: 6,3 Mrd. Euro | Importe: 5,3 Mrd. Euro

Oman 
Exporte: 0,7 Mrd. Euro | Importe: 3,7 Mrd. Euro

Vereinigte Arabische Emirate 
Exporte: 9,2 Mrd. Euro | Importe: 44,7 Mrd. Euro

Militär aus-
gaben im 
Verhältnis zum 
Jahr 2010
(Datengrund-
lage: SIPRI30, 
eigene 
 Berechnungen)

2015
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rung selbst witterten die befreundeten Nach-
barstaaten den Einfluss des verfeindeten 
schiitischen Iran hinter den Demonstrationen 
und instrumentalisierten den schwelenden 
Konfessions konflikt für ihre eigenen Zwe-
cke.12 Die Vereinigten Staaten und die Euro-
päischen Union äußerten sich zu diesen Er-
eignissen nur verhalten – wohl auch, weil sich 
mit der Marinebasis in Manama eine der stra-
tegisch wichtigsten US-Militäreinrichtungen 
in der Region befindet.13 Die Lage in Bahrain 
hat sich seither nicht beruhigt. Nach wie vor 
gibt es Demonstrationen und mehrfach war 
das Land Ziel terroristischer Anschläge – so-
wohl von hisbollahnahen, also schiitischen 
Organisationen als auch durch den sunnitisch 
geprägten „Islamischen Staat“.

das politische und wirtschaftliche Leben 
des Landes dominieren, sind die Schiiten 
Diskriminierungen ausgesetzt. Höhere 
Positionen in der Verwaltung und beim Mili-
tär bleiben ihnen verwehrt und sie sind häu-
figer als andere bahrainische Staatsbürger 
von Armut betroffen.5,6

Dieses Ungleichgewicht hat in der Geschichte 
des Landes wiederholt zu Unruhen bis hin zur 
sogenannten bahrainischen Intifada in den 
1990er Jahren geführt, die erst 1999 mit dem 
Tod des langjährigen Emirs Isa bin Salman 
und der anschließenden Machtübernahme 
durch seinen Sohn Hamad bin Isa endete. 
Der neue Regent versprach umfassende 
Reformen, die der einheimischen Bevölke-
rung mehr Mitspracherechte einräumen und 
die Diskriminierung der Schiiten beenden 
sollten.7 Doch die Reformen erwiesen sich 
als Lippenbekenntnisse. Im Jahr 2002 führte 
Hamad bin Isa im Rahmen einer Verfassungs-
änderung zwar eine gewählte Parlaments-
kammer ein, doch diese blieb ohne nen-
nenswerte Rechte. Denn bin Isa sicherte 
sich gleichzeitig umfassende Vetorechte im 
Gesetzgebungsprozess und ernannte sich 
in diesem Zuge vom Emir zum König. In den 
Folgejahren kam es wiederholt zu Aufruhr in 
der Bevölkerung.8 

Die Protestbewegungen des Arabischen 
Frühlings im Jahr 2011 waren für das Land 
damit keine grundsätzlich neue Erfahrung. An 
dem Ruf nach besseren Lebensbedingungen, 
mehr Arbeitsplätzen, Mitspracherechten 
und politischer Transparenz beteiligte sich 
die  bahrainische Bevölkerung über kon-
fessionelle Linien hinaus.9 In keinem Land 
der  Region nahmen anteilmäßig so viele 
Menschen an den Protesten des Arabischen 
Frühlings teil wie in Bahrain.10 Die Regierung 
reagierte mit gewaltsamer Repression und 
wurde dabei durch den Golfkooperationsrat 
mit Sicherheitskräften aus den Vereinigten 
Arabischen Emiraten und Saudi-Arabien 
unterstützt, welche seither in dem Land sta-
tioniert sind.11 Wie die bahrainische Regie-

Das Emirat Katar befindet sich in einem ra-
santen Wandlungsprozess. Dies zeigt sich be-
sonders in der demografischen Entwicklung: 
Mit jährlich zehn Prozent erreichte Katar zwi-
schen 2004 und 2014 das weltweit  stärkste 
jemals gemessene Bevölkerungswachstum.1 

KATAR

134.182

Bahrain gehört zu den erfolgreicheren Län-
dern am Golf, wenn es um die wirtschaftliche 
Diversifizierung geht und ist am weitesten in 
einer postfossilen Wirtschaftsstruktur fort-
geschritten. Neben dem Verkauf von Erdöl 
haben sich der Finanz- und Tourismussektor 
als feste wirtschaftliche Standbeine etabliert 
und die Aluminiumindustrie fährt ebenfalls 
hohe Gewinne ein.1,2 Da diese Wirtschafts-
bereiche bislang aber nur wenige Arbeits-
plätze für Einheimische schaffen, kämpft das 
Land mit denselben Problemen wie seine 
Nachbarstaaten. Arbeitskräfte im eigent-
lichen Sinne sind überwiegend zugewanderte 
Ausländer, die mehr als die Hälfte der Bevöl-
kerung  ausmachen.

Unter den Golfstaaten gilt Bahrain als ver-
gleichsweise instabil, was einer besonderen 
gesellschaftlichen Konstellation geschuldet 
ist: Seit Jahrhunderten liegt die Regierungs-
gewalt in den Händen der sunnitischen Herr-
scherfamilie Al Khalifa – obwohl bis zu 70 
Prozent der einheimischen Bevölkerung zu 
den Schiiten zählen.3,4 Während die Sunniten 
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Organisationen Beratung eingeholt.7 Das 
Land hat nicht nur massiv in den Ausbau von 
Schulen investiert und deren Lehrpläne inter-
nationalisiert, sondern auch sein Hochschul-
wesen deutlich ausgebaut.8 Mit dem Ziel, in 
unterschiedlichen Disziplinen die weltweit 
jeweils führenden Programme ins Land zu 
holen, kaufte sich die Qatar Foundation unter 
Leitung von Mozah Bint Nasser al Missned, 
der dritten Ehefrau des 2013 abgetretenen 
Emirs, bei amerikanischen und europäischen 
Eliteuniversitäten ein. Auf dem Campus 
der sogenannten Education City am Rande 
 Dohas, der flächenmäßig größten Hochschule 
der Welt, haben Dependancen der Washing-
toner Georgetown University, der Pariser 
École des Hautes Études Commerciales oder 
des Londoner University College ihre Pforten 
geöffnet. 

Die wissenschaftlichen Lehrkräfte haben die 
Auslandsuniversitäten selbst mitgebracht. 
Doch die Studentenschaft setzt sich zu etwa 
gleichen Teilen aus katarischen und inter-
nationalen Studenten zusammen.9 Spezielle 
Vorbereitungskurse im Anschluss an die 
Schule sorgen dafür, dass genügend einhei-
mische Schüler die strikten Aufnahmebedin-
gungen meistern.10 Für alle Studenten gibt 
es entweder Vollstipendien oder zinsfreie 
Darlehen. Letztere können die Kreditnehmer 
zu günstigen Bedingungen abbezahlen, wenn 
sie einmal mit dem Studium fertig sind und 
in Katar berufstätig werden. Dadurch will die 
Regierung das Humanvermögen möglichst 
lang im Land behalten.11 Von dem Ausbau der 
Universitäten verspricht sich das Land aber 
nicht nur hochqualifizierte Arbeitskräfte, 
sondern auch einen Wissensvorsprung und 
Innovationskraft. Katar verzeichnet mena-
weit die höchste Zahl wissenschaftlicher 
 Publikationen pro Einwohner und konnte 
die Gesamtzahl der Aufsätze zwischen 
2004 und 2014 von 109 auf 1.242 mehr als 
verzehnfachen.12 Die meisten dieser Veröf-
fentlichungen sind jedoch auf die Aktivitäten 
der ausländischen Forscher zurückzuführen, 
denn im Land selbst ist bislang kaum wissen-

schaftliches Personal herangewachsen.13 Die 
Forschungsleistungen nützen dem Land trotz-
dem, denn der katarische Forschungsfonds 
behält sich die alleinigen Rechte und Patente 
an den geförderten Projekten vor.14

Das Land ist stark darum bemüht, die For-
schungsergebnisse für seine wirtschaftliche 
Diversifizierung zu nutzen. Die weltweite 
Zahl katarischer Patentbewerbungen hat sich 
zwischen 2012 und 2014 von 61 auf 482 ver-
achtfacht. Zum Vergleich: Im deutlich bevöl-
kerungsstärkeren Saudi-Arabien liegt sie bei 
787 und hat sich seit 2011 sogar verringert.15 
In einem an die Education City angebun-
denen Wissenschafts- und Technologiepark 
will Katar eine kreative Unternehmerszene 
ansiedeln und fördert dort Jungunternehmer 
in den vier Bereichen Energie, Umwelt, Ge-
sundheitsforschung und Informationstechno-
logien. Um ausländisches Kapital anzulocken, 
erlaubt das Land Investoren seit 2010 die 
volle Eigentümerschaft für in Katar ansässige 
Unternehmen und verspricht ihnen darüber 
hinaus Steuererleichterungen.16 

Doch trotz all dieser Fortschritte zeigt das 
Land weiterhin die golftypischen Probleme 
bei der Beschäftigung. Durch den massen-
weisen Zuzug Niedrigqualifizierter in den 
vergangenen Jahren ist das Land längst 
von seinen Plänen abgekommen, den Ar-
beitsmarkt zugunsten der Einheimischen 
umzustrukturieren. Der schnelle Bevöl-
kerungszuwachs ließ darüber hinaus die 
Nachfrage nach billigen Wohnungen, Schulen 
und medizinischer Versorgung explodieren, 
Leistungen, für die wiederum Arbeitskräfte 
aus dem Ausland nötig werden. Schlussend-
lich drosseln die zahlreichen hoch dotierten 
Jobs im öffentlichen Sektor nach wie vor die 
Motivation junger Katarer, Gebrauch von den 
verbesserten Bildungsangeboten zu machen 
und sich in das Abenteuer des Unternehmer-
tums zu stürzen.17,18

In dieser Zeit erhöhte sich die Einwohner-
schaft des Landes von nicht einmal einer auf 
über zwei Millionen.2 Die Zahl der Einheimi-
schen, die mit knapp 300.000 Menschen 
einen Bevölkerungsanteil von gerade einmal 
12 Prozent stellen, änderte sich jedoch 
kaum.3 Stattdessen kamen hunderttausen-
de Gastarbeiter ins Land, die seither unter 
regelmäßig kritisierten Bedingungen daran 
arbeiten, gigantische Infrastrukturprojekte 
von Flug- und Seehäfen über Autobahnen, 
Krankenhäuser und Schulen bis hin zu den 
Stadien für die Fußball-WM aus dem Wüsten-
sand zu stampfen.4 Über die Veranstaltung 
globaler Sportereignisse hinaus ist das Land 
mit seiner Hauptstadt Doha zum beliebten 
Gastgeber internationaler Konferenzen und 
Gipfelveranstaltungen geworden.

Katar unterhält diplomatische und wirt-
schaftliche Beziehungen zu einer Reihe 
konkurrierender Akteure – zum Iran wie zu 
Saudi-Arabien, zu Israel wie zur Hamas, zu 
den Vereinigten Staaten wie zu den Taliban – 
und hat sich dadurch eine Mittlerfunktion in 
der Region verschafft.5 Auch geostrategisch 
spielt das Land eine große Rolle. Denn das 
Emirat ist der viertgrößte Gasexporteur der 
Welt und produziert dabei ein Viertel des 
weltweiten Flüssiggases. Das macht das Land 
auch in Krisenzeiten zu einem verlässlichen 
Lieferanten.6 Um seine Position über das Öl- 
und Gaszeitalter hinaus zu stärken, verfolgt 
Katar seit 2008 eine umfassende Entwick-
lungsstrategie – die Vision 2030. Ähnlich wie 
andere Golfländer hat sich das Land zum Ziel 
gesetzt, zu einer modernen Wissensökono-
mie zu werden.

Dabei geht Katar allerdings deutlich ambiti-
onierter vor als seine Nachbarn. Im Zentrum 
der Modernisierungsstrategie steht der Aus-
bau von Bildung und Forschung. In diesem 
Bereich hat Katar große Reformen auf den 
Weg gebracht und sich bei internationalen 
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Wegen der golftypischen Beschäftigungs-
struktur verzehren die Lohnzahlungen im 
öffentlichen Sektor Kuwaits bereits heute 
zwölf Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
– der höchste Wert unter den Golfstaaten.3 
Behält der Staat seine derzeitigen Einstel-
lungsquoten bei, dürfte das anstehende 
Bevölkerungswachstum die Kosten binnen 
kurzer Zeit weiter in die Höhe treiben.4 

Die eigentlich notwendige und offiziell an-
gestrebte wirtschaftliche Diversifizierung 
kommt indes kaum voran. Milliardenschwere 
Infrastrukturprojekte wie die Erweiterung 
des Eisen- und U-Bahnnetzes, des kuwai-
tischen Flughafens und der Bau eines neuen 
Handelshafens auf der Insel Bubiyan hinken 
weit hinter den ursprünglichen Zeitplänen 
her.5 Mit 59 Prozent machen Öl- und Gas-
exporte den Bärenanteil des BIPs aus – der 
höchste Wert unter den Rohstoffnationen 
am Golf.6 Laut dem jüngst verabschiedeten 
Fünfjahresplan 2015-2020 will die Regierung 
das Land in den wichtigsten Handelsknoten-
punkt der Region und darüber hinaus in 
einen attrak tiven Finanzstandort verwan-
deln.7 Damit dies gelingen kann, will sie einen 
strukturellen Wandel vorantreiben.8 

Bislang attestieren internationale Gutachten 
dem Land gravierende Mängel, wenn es da-
rum geht, ein Geschäft anzumelden, Handel 
zu betreiben oder eine Baugenehmigung zu 
erhalten.9 Auch Vetternwirtschaft und Kor-
ruption – in den meisten anderen Ölnationen 
am Golf kaum ein Problem – sind in Kuwait 
weit verbreitet.10 Ändert sich daran nichts, 
dürfte es schwierig bleiben, ausländische 
Kapitalgeber anzulocken und den avisierten 
Rückzug des Staates aus der Wirtschaft 
einzuleiten.11 Heute jedenfalls weist Kuwait 
zusammen mit Katar das niedrigste Niveau 
ausländischer Direktinvestitionen unter den 
Ländern im Golfkooperationsrat auf.12 

In einem Punkt allerdings sind die Kuwaiter 
den meisten anderen Mena-Ländern voraus: 
Im Global Gender Gap Index belegt das 
Land Platz 117 von 145 Ländern.13 Das ist im 

Im unübersichtlichen Interessengeflecht des 
Nahen Ostens kommt dem Sultanat Oman 
eine wichtige Rolle als neutraler Vermittler 
zu: Zum einen pflegt das Land gute Bezie-
hungen zum Westen und hat im Laufe seiner 
Geschichte mehrfach die Stationierung ame-
rikanischer und britischer Streitkräfte auf 
seinem Gebiet ermöglicht.1 Zum anderen 
genießt Oman das Vertrauen sowohl der 
arabischen Golfstaaten wie auch des Iran. 
Die Mehrheit der Omaner gehört der modera-
ten islamischen Strömung des Ibadismus an. 
Aus dem dominanten Konfessionskonflikt 
zwischen Sunniten noch Schiiten kann sich 
Oman damit heraushalten und kommt in den 

internationalen Vergleich zwar ein schlechtes 
Ergebnis, bedeutet aber für den Mena-Raum 
in Sachen Geschlechtergerechtigkeit nach 
Israel den zweitbesten Wert. Kuwait  nutzt 
somit das wirtschaftliche Potenzial der weib-
lichen Bevölkerung besser aus als die ande-
ren Länder der Region.14

OMAN

36.855

20–24

15+ 15–24 15+ 15–24

2015

2015

2030

2030

3,8 Mio.

98 Prozent

5,0 Mio.

99 Prozent

2,3 74

0        US$ 140.000
BIP

2005-10
–4,8 –3,2

2005-14
–1,3

2010-14

XOIX IOIXXI!

69.878

Kuwait gilt als das politisch und wirtschaft-
lich trägste Land in der Gruppe der kleinen, 
wohlhabenderen Staaten am Golf.1 Eine 
Ursache dafür ist sein vergleichsweise of-
fenes politisches System. Die amerikanische 
Denkfabrik Freedom House stuft das Land als 
„teilweise frei“ ein und nach Israel, Tunesien, 
Libanon und Marokko als das fünftdemo-
kratischste der Mena-Region.2 Als erster der 
 arabischen Golfstaaten hat das Emirat bereits 
im Jahr 1963 ein Parlament eingeführt. Die-
ses verfügt über weitreichende Rechte im Ge-
setzgebungsprozess und in der Kontrolle der 
Regierung. Die Wahl des Premierministers 
und des Kabinetts erfolgt jedoch nicht durch 
die Bevölkerung, sondern durch den Emir. 
Der Exekutive mangelt es deshalb häufig an 
der Unterstützung durch das Parlament. Zwi-
schen beiden Seiten kommt es regelmäßig 
zu Streitereien, die den politischen Reform-
prozess bremsen. Dieser aber wäre notwen-
dig, um das Land zukunftsfest zu machen.

KUWAIT
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Genuss einer Mitgliedschaft im sunnitischen 
Golf-Kooperationsrat bei gleichzeitig enger 
wirtschaftlicher und sicherheitspolitischer 
Zusammenarbeit mit dem schiitischen Iran.2,3 
Zusätzliche Bedeutung gewinnt Oman durch 
seine geostrategisch wichtige Lage an der 
Straße von Hormus. Über diesen Seeweg 
wickelt die Golfregion 90 Prozent ihrer Ex-
porte ab – und damit rund 35 Prozent aller 
globalen Öltransporte auf See.4

Seinen Aufstieg zum zentralen Ansprechpart-
ner in der Region verdankt das Land seinem 
Sultan Qaboos bin Said al Bou Said. Als die-
ser im Jahr 1970 durch einen Staatsstreich 
gegen seinen Vater an die Macht gelangte, 
war das Land international isoliert und wirt-
schaftlich deutlich schwächer als seine Nach-
barländer. Zudem wütete in der südlichen 
Provinz Dhofar ein ethnisch-religiöser Kon-
flikt, an dem viele Staaten aus der Region 
aktiv teilnahmen. Binnen weniger Jahre ge-
lang es dem jungen Sultan, den Aufstand 
beizulegen und sämtliche ethnischen und 
religiösen Gruppen, Stammesführer und 
einflussreiche Familien sowie das Militär 
hinter sich zu vereinen.5 Gleichzeitig brachte 
er das Sultanat auf einen Modernisierungs-
kurs, der ihm den stärksten jemals verzeich-
neten Aufstieg im Human-Development-
Index der Vereinten Nationen bescherte und 
der als „omanische Renaissance“ in die Ge-
schichte des Landes einging.6 Der Sultan 
investierte massiv in die Infrastruktur, baute 
Straßen- und Stromnetz sowie das Bildungs-
system aus, schuf eine Vielzahl von Jobs im 
öffentlichen Sektor und brachte sogar einige 
Industrieprojekte auf den Weg.7 Diese Ver-
besserungen zeigten Wirkung: Die Lebenser-
wartung stieg zwischen 1970 und heute von 
nicht einmal 50 auf 77 Jahre an und liegt 
damit höher als in Saudi-Arabien oder Jorda-
nien (jeweils 74).8,9 Mit 169 verstorbenen 
unter Fünfjährigen pro 1.000 Geburten lag 
die Kindersterblichkeit Omans im Jahr 1970 
um rund 100 Fälle höher als in allen anderen 
ölreichen Golfnationen und überstieg sogar 

Als die Proteste des Arabischen Frühlings die 
unmittelbare Nachbarschaft der Vereinigten 
Arabischen Emirate (VAE) ergriffen, mehrten 
sich in den dortigen Herrscherfamilien die 
Sorgen, dass auch das eigene bis dato stabile 
Staatengemäuer Risse bekommen könnte. 

das heutige Niveau Subsahara-Afrikas (99).10 
Heute liegt die Kindersterblichkeitsrate bei 
9.11 Der rasche Ausbau der Infrastruktur 
bedeutete auch, dass Oman mit den anderen 
Ländern der Region hinsichtlich elementarer 
Bildung beinahe aufschließen konnte: 89 
Prozent aller erwachsenen Frauen und 95 
Prozent aller Männer können lesen und 
schreiben. In den Nachbarländern liegen die 
Quoten nur knapp darüber.12 

Wie alle Herrscher der Golf-Region setzte 
dabei auch der omanische Sultan auf Roh-
stoffverkäufe und Arbeitskräfte aus dem 
Ausland. Ursprünglich sollte es sich dabei um 
eine Übergangsstrategie handeln. Bereits der 
erste Fünfjahresplan des Landes aus dem 
Jahr 1976 sah vor, die Zahl der Zuwanderer 
deutlich zu reduzieren und in den folgenden 
Entwicklungsplänen war eine wirtschaftliche 
Diversifizierung geplant.13 Rund vierzig Jahre 
danach ist keines dieser Ziele erreicht. So 
steht Oman vor denselben Herausforde-
rungen wie seine Nachbarstaaten – mit weni-
gen angemessenen Jobs für Einheimische im 
privaten Sektor, hohen Arbeitslosenquoten 
und einem überdehnten Staatsapparat.14 
Durch den niedrigen Ölpreis steckt das Land 
zudem in einer tiefen Rezession. Im Gegen-
satz zu anderen Staaten am Golf kämpft 
Oman darüber hinaus mit einer großen Kluft 
zwischen Arm und Reich und mit starken 
Stadt-Land-Unterschieden.15 So überrascht 
es nicht, dass die Proteste des Arabischen 
Frühlings im Jahr 2011 auch Oman erfassten.

Der Sultan reagierte mit einer Mischung aus 
Repression und Großzügigkeit. Er dämmte 
die Proteste einerseits gewaltsam ein, ver-
schärfte die Gesetze zu Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit, machte die führenden 
Köpfe der Demonstrationen dingfest und 
steigerte die ohnehin schon hohen Militär-
ausgaben um über 80 Prozent.16,17 Anderer-
seits tauschte er Kabinettsmitglieder aus, 
erweiterte die Mitspracherechte der Bevölke-
rung, schuf 50.000 Arbeitsplätze im öffent-
lichen Sektor und erhöhte den privaten Min-
destlohn wie auch die Sozialleistungen.18 
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Diese Maßnahmen konnten die Bevölkerung 
erst einmal ruhig stellen. Der gesellschaft-
liche Zusammenhalt steht jedoch auf wacke-
ligen Beinen. Dies gilt umso mehr, als dass 
der Sultan als dienstältester Staatsführer im 
Mittleren Osten schwer erkrankt ist und das 
Land über kurz oder lang seine zentrale Iden-
tifikationsfigur verlieren dürfte.19 Oman steht 
damit vor einer weiteren Zerreißprobe, deren 
Ausgang für die Region von großer Bedeu-
tung sein wird.
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Denn obwohl es in den VAE keine Demons-
trationen gab, blieb die Föderation nicht 
frei von offener Kritik. Junge Emiratis taten 
ihre Sympathien für die Arabellionen in den 
sozialen Netzwerken kund und entwickelten 
sogar eine Liste von Forderungen an die 
Regierung.1 An deren Formulierung war auch 
die Muslimbruderschaft beteiligt, von der 
zunächst einige Angehörige verhaftet wurden 
und die später im Zuge verschärfter Gesetz-
gebungen als terroristische Vereinigung gänz-
lich verboten wurde.2 Die kritischen Stimmen 
sind seither nicht verhallt. 

Für zunehmende Konflikte sorgt vor allem die 
große Zuwandererzahl. Unter den 9,6 Millio-
nen Einwohnern halten nur 15 Prozent die 
einheimische Staatsbürgerschaft (2010, 
letzte verfügbare Zahl) – ein auch für Golf-
Verhältnisse niedriger Anteil.3 Viele Einheimi-
sche empfinden diese zahlenmäßige Domi-
nanz der Zuwanderer als Bedrohung für ihre 
kulturelle Identität.4 Die Migranten wiederum 
treten immer selbstbewusster auf und setzen 
sich mittlerweile auch in Streiks für bessere 
Arbeits- und Lebensbedingungen ein.5

Angesichts dieser Konfliktlinien besteht eines 
der wichtigsten Regierungsziele der VAE 
darin, unter den Einheimischen ein natio-
nales Einheitsgefühl zu schaffen.6 Dies wird 
jedoch dadurch erschwert, dass zwischen 
den sieben Mitgliedern des Staatenbundes 
große Unterschiede bestehen:7 Während in 
den extrem reichen Emiraten Abu-Dhabi und 
Dubai hochmoderne Metropolen entstanden 
sind, leiden die nördlichen, zum Teil sehr 
kleinen Emirate unter immer häufigeren 
Stromausfällen.8 Infrastrukturprogramme zur 
Entwicklung des Nordens, dem durchweg die 
Ölvorräte fehlen, sollen zwar helfen, diese 
Unterschiede beizulegen.9 Doch auch wenn 
die Stromkapazitäten durch den massiven 

Ausbau von erneuerbaren Energien und 
Atomkraft wachsen dürften, werden diese 
kaum mit dem steigenden Energiebedarf der 
stark wachsenden Bevölkerung mithalten 
können – und damit die Verteilungsprobleme 
im Land verschärfen.10 

Dem Streben nach einer gesellschafts-
umfassenden emiratischen Identität steht 
allerdings der erklärte Übergang zu einer 
global wettbewerbsfähigen, diversifizierten 
Marktwirtschaft im Wege. Um diesen zu 
erreichen, setzt die Regierung auf ein inter-
nationales Bildungswesen mit Englisch an-
statt Arabisch als Hauptunterrichtssprache.11 
Das Hochschulwesen dominieren inzwischen 
amerikanische und europäische Universi-
täten, welche in den Emiraten Außenstellen 
eröffnet haben. Die Regierung erhofft sich 
dadurch den wachsenden Bedarf an hoch-
qualifizierten Arbeitskräften decken zu 
können.12 Doch die Mehrheit der Universitäts-
absolventen kommt aus dem Ausland.13 Da-
mit werden die Zuwanderer auch künftig eine 
zentrale Rolle für die Privatwirtschaft spie-
len, während es dem Staat kaum gelingt, der 
wachsenden Zahl junger Emirater einen Job 
im öffentlichen Dienst in Aussicht zu stellen.14 

Die Emirate, allen voran Abu Dhabi und 
 Dubai, sind bei der Diversifizierung ihrer 
Wirtschaft im Gegensatz zu vielen Ländern 
in der Nachbarschaft sehr erfolgreich.15 Zu 
Zeiten der Ölkrise Ende der 1970er Jahre 
machten Einkünfte aus Öl- und Gasverkäufen 
über 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
aus. Im Jahr 2013, also noch vor dem rapiden 
Preiseinbruch auf dem Ölmarkt, waren es 
gerade einmal 24 Prozent, in Oman dagegen 
39 und in Kuwait beinahe 60 Prozent.16 Mit 
Platz 31 von weltweit 189 Ländern im Ease 
of Doing Business Index sind die Emirate 
Spitzenreiter in der Mena-Region, was 
rechtliche und administrative Rahmenbedin-
gungen für die Abwicklung von Geschäften 
betrifft.17 Dank dieser guten Voraussetzungen 
konnte sich das Land zu einem beliebten 
internationalen Handels- und Finanzstandort 

entwickeln.18 Weil die Emirate außerdem 
als eines der wenigen sicheren Reiseziele 
in der Region gelten, profitiert der ohnehin 
gut ausgebaute Tourismussektor von der 
instabilen Lage in den Nachbarstaaten.19 
Erfolge schreibt auch der Luftfahrtbereich. 
Emiratische  Unternehmen produzieren Flug-
zeugteile, der Flug hafen Dubai fertigt jährlich 
78 Millionen Passagiere ab und die beiden 
heimischen Airlines  Emirates und Etihad 
Airways beförderten im Jahr 2015 zusam-
men beinahe 69 Millionen Gäste.20, 21, 22 Die 
deutsche  Lufthansa, mit all ihren Töchtern 
eines der größten Flugunternehmen weltweit, 
transportierte mit 108 Millionen Menschen 
nur rund die Hälfte mehr.23 Der Moderni-
sierungs- und Internationalisierungskurs 
hat auch der Baubranche zu einem Boom 
verholfen. Sie bildet neben dem Finanz- und 
Ölsektor eines der wichtigsten Standbeine 
der emiratischen Wirtschaft.24 Weil durch das 
Bevölkerungswachstum die Nachfrage nach 
Energie steigen wird, die sich kaum dauerhaft 
über Öl und Gas wird decken lassen, setzt 
das Land langfristig auf Alternativen wie 
Kernkraft und erneuerbare Energie.25 

Eine erfolgreiche wirtschaftliche Diversifi-
zierung könnte eine Grundlage für ein neues 
Gesellschaftsmodell am Golf bieten: Weg 
von einer Rohstoffabhängigkeit, die es in 
der Vergangenheit zwar ermöglicht hat, der 
einheimischen Bevölkerung ein Auskommen 
ohne allzu große Anstrengungen zu sichern, 
hin zu einer modernen Volkswirtschaft, in der 
die Bewohner den Wohlstand durch eigene 
Wertschöpfung erarbeiten.
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Als Saddam Hussein im Juli 1979 zum Staats-
präsidenten ernannt wurde, befand sich Irak 
auf der Überholspur. Die Vorgängerregierung 
unter Präsident Ahmad Hasan al-Bakr hatte 
die westlichen Ölfirmen verstaatlicht, mit 
den enormen Einnahmen massiv in den 
Ausbau des Gesundheits- und Bildungs-
systems  investiert und die Industrialisierung 
von der Nahrungsmittelverarbeitung bis 
zur Rüstungsindustrie vorangetrieben.1,2 
Binnen zehn Jahren war 1980 die Kinder-
sterblichkeit, ein wichtiger Entwicklungs-
indikator, von zuvor 104 Todesfällen pro 
1.000 Lebend geburten auf 59 gesunken.3 
Dank der Bildungs offensive besuchte jedes 
irakische Kind eine Grundschule und der 
Anteil der Analphabeten unter den Erwach-
senen erlebte zwischen 1970 und 1985 den 
damals schnellsten gemessenen Rückgang 
weltweit.4,5 

Die Folgejahre machten diese Fortschritte 
wieder zunichte. Der achtjährige Krieg gegen 
Iran (1980-1988) und die zurückgeschlagene 
Invasion in Kuwait (1991) warfen das Land 
zurück und die anschließenden internati-
onalen Wirtschaftssanktionen legten die 
irakische Wirtschaft bis zum Beginn des 
Dritten Golfkriegs im Jahr 2003 lahm. Laut 
der Nichtregierungsorganisation Iraq Body 
Count sind seit dem Truppeneinmarsch der 
Amerikaner im März 2003 mehr als 170.000 
Zivilisten der Gewalt im Land zum Opfer 
gefallen. Anderen Schätzungen zufolge haben 
über 800.000 irakische Kinder einen oder 
beide Elternteile verloren. Und da die unter 
15-Jährigen mehr als 40 Prozent der Bevöl-
kerung ausmachen, hat fast die Hälfte aller 
Iraker ihr gesamtes Leben in einem Kriegs-
land verbracht.6,7 Jeder fünfte ist von Hunger 
bedroht. Viele Schulen sind geschlossen oder 
zerstört, die Alphabetisierungsrate ist seit 
1985 um zehn Prozentpunkte gesunken.8,9,10 
Hunderttausende haben keinen Zugang zu 
sauberem Trinkwasser, Abwasserentsorgung, 
zu Ärzten und Medizin. Infektionskrankheiten 
breiten sich aus – wie etwa die Cholera im 
Jahr 2015. Gerade einmal jeder Dritte hat 

offiziell einen Job – unter jungen Menschen 
zwischen 15 und 24 Jahren sogar nur jeder 
Fünfte. Sollte irgendwann Frieden einkehren, 
müsste das Land vollkommen neu aufgebaut 
werden, um den Anschluss an das 21. Jahr-
hundert zu finden.

Demografische Lage

Schon die Bevölkerungsdaten geben einen 
deutlichen Eindruck vom Entwicklungsstand 
von Irak: Die mittlere Lebenserwartung liegt 
bei lediglich 69 Jahren. Das ist nach Jemen 
der zweitschlechteste Wert der Mena-Region. 
In Israel leben die Menschen 13 Jahre län-
ger. Irakische Frauen bekommen im Schnitt 
über vier Kinder und damit ungefähr so viele 
wie die Frauen in den 48 „LDCs“, den am 
wenigsten entwickelten Ländern der Welt. 
Die Bevölkerung des Irak ist seit dem Jahr 
2000 um mehr als zehn Millionen Menschen 
auf heute 37 Millionen angewachsen und 
dürfte bis 2030 um abermals 16 Millionen 
zunehmen. Bis 2050 ist fast eine Verdopp-
lung zu erwarten.11 Hinzu kommen erhebliche 
Brüche in der Zusammensetzung der Einwoh-
nerschaft: Als in den Folgejahren der US-
geführten Militärintervention im Jahr 2003 
entlang konfessioneller Grenzen ein blutiger 
Bürgerkrieg um die politische Vormachtstel-
lung im Land entflammte, stieg zwischen 
2005 und 2008 die Zahl der Binnenvertrie-
benen von 1,2 auf 2,6 Millionen.12,13 Weitere 
2 Millionen flohen ins Ausland.14 Danach 
beruhigte sich die Lage für kurze Zeit und 
viele der einstigen Flüchtlinge kehrten in ihre 
Heimat zurück. Doch bereits im Jahr 2014 
trat der Eroberungszug des sogenannten 
Islamischen Staates eine erneute Flücht-
lingswelle los. Heute sind rund 3,3 Millionen 
Menschen innerhalb des Landes auf der 
Flucht und auch die Zahl der Flüchtlinge ins 
Ausland ist wieder gestiegen.15  Umgekehrt 
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brachten die anhaltenden Gefechte im be-
nachbarten Syrien rund eine Viertelmillion 
Schutzsuchende nach Irak. Laut Angaben der 
Vereinten Nationen sind derzeit 10 Millionen 
Menschen auf humanitäre Hilfe angewiesen, 
also über ein Viertel aller Bewohner.16

Wirtschaft

Finanzierbar wäre ein wirtschaftlicher Neu-
start des Irak, denn das Land zählt zu den 
zehn größten Ölexporteuren der Welt und 
verfügt über die fünftgrößten Reserven.17 
Bisher jedoch hindert eine schlechte Verar-
beitungs- und Exportinfrastruktur Irak daran, 
dieses Potenzial voll auszuschöpfen. Zudem 
konzentriert sich ein wesentlicher Teil der Öl-
förderung auf die vergleichsweise gut entwi-
ckelte und konfliktärmere autonome Region 
Kurdistan, wo in der Nähe der Millionenstadt 
Kirkuk eines der größten Ölfelder der Welt 
liegt. Der Rest des Landes profitiert wenig 
von den Einnahmen aus dem kurdischen Roh-
stoffgeschäft.18 Der derzeit niedrige Ölpreis 
schränkt das Budget des Staates weiter ein.

Um von derlei Schwankungen auf dem 
Rohstoffmarkt künftig unabhängig zu wer-
den, müsste das Land seine wirtschaftliche 
Basis auf andere Bereiche ausweiten. Dies 
wäre allein schon notwendig, um die demo-
grafisch bedingte, wachsende Nachfrage 
nach Arbeitsplätzen zu bewältigen. Doch 
inter nationale Organisationen bemängeln 
regelmäßig den Nachholbedarf des Landes 
in Sachen wirtschaftlicher Diversifizierung.19 
Eine Antwort darauf, in welchen Wirtschafts-
bereichen sich angesichts der Sicherheitslage 
und der weiträumig mangelhaften Infrastruk-
tur dafür überhaupt ernsthafte Möglichkeiten 
auftun könnten, geben sie allerdings nicht. 

Ausgebremst
 
Bis zur Machtübernahme Saddam Husseins Ende der 1970er Jahre hat Irak größere Entwicklungsfortschritte als 
viele andere Länder der Mena-Region gemacht. Hatte das Land im Jahr 1950 noch die fünfthöchste Kinder-
sterblichkeit unter den 19 Mena-Staaten verzeichnet, verbesserte sich die Lage danach deutlich. Doch damit 
war es ab Beginn der 1990er Jahre schon wieder vorbei. Heute sterben in Irak fast doppelt so viele Kinder wie 
im Durchschnitt der Region. Mit 38 Sterbefällen pro 1.000 Einwohner meldet das Land nach Jemen (72) mena-
weit die zweitgrößte Kindersterblichkeit.

Bildung

Laut Schätzungen der Weltbank hatte im Jahr 
2012 jedes fünfte irakische Kind zwischen 
12 und 16 Jahren nicht die Grundschule 
beendet.* Beinahe die Hälfte der 7- bis 
25-Jährigen, welche vorzeitig aus dem Bil-
dungssystem ausgeschieden sind, tat dies 
auf eigenen Wunsch.21 Dies liegt vermutlich 
daran, dass die Familien den Nutzen von 
Schulbildung als gering einstufen – auch aus 
Mangel an Qualität: Jeder dritte irakische 
Drittklässler kann arabische Schriftzeichen 
nicht entziffern, ein weiteres Drittel kann 
einen Text zwar lesen, aber nicht verstehen.22 
Es fehlt an qualifiziertem Lehrpersonal und 
Vorbildern, die den jungen Menschen zeigen, 
dass Bildung zu beruflichem Erfolg führt. 

* Diese Angaben weichen von den Schätzungen anderer 
Einrichtungen ab. So gibt das Wiener Wittgenstein 
 Centre, dessen Angaben als Datengrundlage für diese 
Studie dienen, an, dass rund jeder zehnte Iraker zwischen 
15 und 19 Jahren die Grundschule nicht beendet hat.

Über die Kriegsjahre hinweg wurden große 
Teile der intellektuellen Elite, darunter viele 
Ärzte und Lehrer, verhaftet, vertrieben oder 
gar ermordet. Andere haben das Land verlas-
sen.23, 24 Die einst lebendige Forschungsland-
schaft liegt brach.25

Unternehmertum

In Irak gibt es nur wenige größere Privat-
unternehmen und diese stehen in Konkurrenz 
zu einer Vielzahl staatlicher Firmen, die un-
wirtschaftlich arbeiten, dafür aber gut sub-
ventioniert sind.26 Gemeinsam mit Korruption 
und Vetternwirtschaft verzerrt dies den Wett-
bewerb und erschwert den Marktzugang für 
Neugründer.27 Der avisierten Privatisierung 
der Staatsbetriebe ist die Regierung bislang 
kaum nachgekommen.28 

Zahl der Todesfälle von 
Kindern unter fünf 
Jahren pro 1.000 
 Lebendgeburten in Irak 
und im Durchschnitt der 
anderen Mena-Länder, 
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Um Arbeit in der Privatwirtschaft zu schaf-
fen, müsste die Verwaltung die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für Unternehmertum 
verbessern. Im Ease of Doing Business 
 Index der Weltbank belegt Irak Platz 161 von 
insgesamt 189 Ländern.29 Zu groß ist der 
bürokratische Aufwand ein Unternehmen 
anzumelden, es zu betreiben oder im Falle 
einer Insolvenz abzuwickeln. Dies drosselt 
die Gründungsquote und das Interesse 
ausländischer Investoren. Letztere machen 
angesichts des Bürgerkrieges und der man-
gelhaften Infrastruktur ohnehin einen großen 
Bogen um Irak. Derzeit verfügt nur jeder 
zehnte Iraker über einen Internetanschluss 
und auf einer Skala von 1 (niedrig) bis 5 
(hoch) erreicht Irak in einer Umfrage unter 
internationalen Logistikern gerade einmal 2,2 
Punkte, wenn es um die Qualität der Handels-
infrastruktur geht.30 

Geschlechtergerechtigkeit

Die Lage von Frauen in Irak ist schlecht – 
auch im Vergleich zu anderen Ländern der 
Region. Ein Viertel aller Mädchen wird vor 
Erreichen des 18. Lebensjahrs verheiratet, 
im ärmeren Süden des Landes ist es sogar 
jedes dritte. In manchen Regionen ist die 
Beschneidung von Frauen noch eine weit 
verbreitete Praxis.31 Rund die Hälfte der 
irakischen Frauen glaubt, ihr Ehemann habe 
das Recht, sie zu schlagen, wenn sie ohne 
Ankündigung das Haus verlässt, sich nicht 
ausreichend um die Kinder kümmert, sich mit 
ihrem Gatten streitet, Sex mit ihm ablehnt 
oder das Essen anbrennen lässt.32 Angesichts 
derartiger Rollen bilder verwundert es kaum, 
dass die Beschäftigungsquote von Frauen 
über 25 Jahren gerade einmal 15 Prozent 
erreicht – und das, obwohl Jungen und Mäd-
chen ähnliche, wenngleich im internationalen 
Maßstab überaus schlechte Bildungsergeb-
nisse aufweisen.33

Risikolage

Der Irak gilt als gescheiterter Staat. Die ho-
heitlichen Zuständigkeiten sind ungeordnet, 
das Land ist ethnisch, politisch, sozial und 
konfessionell vielfach gespalten. Im Norden 
sorgen kurdische Peschmerga-Kräfte (über-
setzt: „die dem Tod ins Auge Sehenden“) un-
abhängig vom irakischen Sicherheitsapparat 
für vergleichsweise stabile Verhältnisse und 
wirtschaftliche Erfolge. Das Kurdengebiet ist 
deshalb Ziel vieler Binnenflüchtlinge. Doch 
die relative Stabilität ist durch die derzeit 
geringen Einnahmen aus den Ölverkäufen 
gefährdet, bislang die Haupteinnahmequelle 
der Region. Im Rest des Landes ist neben 
der irakischen Armee, die das Land südlich 
und östlich von Bagdad kontrolliert, eine 
Vielzahl von lokalen und regionalen Milizen 
unterwegs, die in einen unerklärten, unüber-
sichtlichen und seit langem anhaltenden 
Krieg verwickelt sind. Die bekannteste ist 
der „Islamische Staat“, der sich im Zentrum 
und im Westen, beides Regionen mit sunni-
tischer Bevölkerungsmehrheit, festgesetzt 
hat und dort die meisten Unterstützer 
findet. Der IS verkörpert damit auch einen 
Stellvertreterkrieg zwischen dem wahhabi-
tisch/sunnitischen Saudi-Arabien und dem 
schiitischen Iran, der seinerseits den Wider-
stand gegen den IS unterstützt.34 In diesem 
undurchsichtigen Geflecht versucht eine 
internationale Koalition unter Führung der 
US-amerikanischen Luftwaffe gemeinsam 
mit der irakischen Armee und kurdischen 
Gruppierungen, die staatliche Autorität 
wiederherzustellen, seit März 2016 mit mess-
baren Erfolgen.
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Die Beziehungen zwischen dem Iran und der 
Europäischen Union waren seit 2010 angespannt 
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Bundesrepublik Deutschland, die fünf Veto-
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und eine gänzliche Aufhebung 
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Die Islamische Republik Iran ist einer der 
wichtigsten Akteure in der Mena-Region. Der 
schiitische Staat nimmt im komplizierten 
Konfessionsgeflecht der islamischen Welt 
gemeinsam mit dem Irak eine Sonderrolle 
ein. Seine geographische Lage zwischen 
Asien und Europa, sein Ressourcenreichtum 
sowie sein hochgerüstetes Militär verschaf-
fen ihm zusätzlich Gewicht. Mit 80 Millionen 
Einwohnern stellt das Land darüber hinaus 
die zweitgrößte Bevölkerung in der Mena-
Region und hat dadurch auch demografisch 
eine besondere Bedeutung.1

Doch so stark der Iran nach außen wirkt, so 
schwach ist er in seinem Inneren: Im Zeit-
raum zwischen 2010 und 2014 schrumpfte 
die Wirtschaft um jährlich durchschnitt-
lich 0,2 Prozent. In anderen Ländern mit 
ähnlichem Entwicklungsstand lag das 
jährliche Wachstum dagegen bei über fünf 
Prozent.2 Nur jede dritte Person im Erwerbs-
alter hat einen Arbeitsplatz (2013).3 Die 
wirtschaftliche Schwäche ist unter anderem 
eine Folge der Isolation und der Sanktionen 
seitens der USA und der Europäischen Union. 

Doch die Zeichen stehen auf Veränderung: 
2013 haben die Iraner den konservativen 
Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad abge-
wählt und sich für den als moderat geltenden 
Nachfolger Hassan Rohani entschieden, 
welcher innen- wie außenpolitisch einen Re-
formkurs verfolgt. Ein erster Etappensieg ist 
ihm mit der Unterzeichnung des Atomabkom-
mens gelungen. Die damit verbundene Auf-
hebung der Wirtschaftssanktionen können 
dem Iran einen ökonomischen Aufschwung 
bescheren. Gelingt dies nicht, könnte die 
Stimmung im Land kippen. Ihre Bereitschaft 
zum politischen Ungehorsam hat vor allem 
die Jugendgeneration während der blutig 
niedergeschlagenen Demonstrationen der 
Grünen Welle im Jahr 2009 bereits einmal 
unter Beweis gestellt. 

Demografische Lage

Iran steht vor großen demografischen 
Heraus forderungen. Zwar hat das Land dank 
eines breit angelegten Familienplanungs-
programms, steigender Bildung und hoher 
Urbanisierungsraten den stärksten jemals ge-
messenen Fertilitätsrückgang der Geschichte 
erlebt – von über sechs Kindern pro Frau in 
den 1980er Jahren auf heute nicht einmal 
mehr zwei.4 Doch die Nachwirkungen der 
hohen Kinderzahlen aus der Vergangenheit 
dürften noch für geraume Zeit spürbar sein, 
denn derzeit sind besonders viele Frauen 
im gebärfähigen Alter. Heutigen Prognosen 
zufolge wird die Bevölkerung bis ins Jahr 
2030 um 10 auf dann rund 90 Millionen 
Menschen wachsen.5 Gleichzeitig dürfte sich 
die Altersstruktur wandeln: Erstens wird 
der Bevölkerungsanteil der Menschen im 
Erwerbsalter zunehmen, weshalb das Land 
dringend Arbeitsplätze schaffen muss – vor 
allem für besser Qualifizierte. Zweitens wird 
der Jugendanteil schrumpfen, was das Pro-
testpotenzial reduzieren dürfte. Und drittens 
wird Iran zeitversetzt zu dem vergangenen 
Rückgang der Kinderzahlen eine enorme 
Alterung erfahren. Um deren wirtschaftliche 
Folgen abzufedern, muss Iran heute massive 
Anstrengungen unternehmen – denn der-
zeit sind die geburtenstarken Jahrgänge im 
Erwerbsalter und nur sie können die Mittel 
erwirtschaften, die einmal zur Finanzierung 
der Alterung nötig werden.

Komplett im Widerspruch zu der soziodemo-
grafischen Entwicklung hin zu besserer 
Bildung und niedrigeren Kinderzahlen steht 
das Ziel von Religionsführer Khamenei, die 
iranische Bevölkerungszahl vom derzeitigen 
Niveau auf 150 Millionen Einwohner fast zu 
verdoppeln.6 Dazu müssten die Iranerinnen 
wieder deutlich mehr Nachwuchs bekom-
men. Derzeit versuchen die Machthaber in 
großangelegten Kampagnen das traditionelle 
Familienbild einer iranischen Großfamilie 
wiederzubeleben und haben die staat-
lichen Leistungen zur Familienplanung stark 
 eingeschränkt.7

Wirtschaft

Wie viele andere öl- und gasreiche Länder 
hängt die iranische Wirtschaft am Tropf 
der Einnahmen aus Rohstoffverkäufen. 
Nach  Russland verfügt das Land über die 
 zweitgrößten nachgewiesenen Gasvorräte 
der Welt und nach Venezuela, Saudi-Arabien 
und Kanada über die viertgrößten Erdöl-
reserven.8 Einkünfte aus Rohstoffexporten 
machten vor Finanzkrise und den Sanktionen 
mehr als 40 Prozent des iranischen Brutto-
inlandsprodukts aus.9 Die wirtschaftliche 
Entwicklung steht und fällt jedoch mit den 
Weltmarkt preisen für Öl und Gas. Bis 2014 
konnte Iran trotz des Embargos durch Ver-
käufe insbesondere nach China große Ge-
winne einfahren. Durch den niedrigen Ölpreis 
sind diese jedoch eingebrochen und haben 
das Land in eine tiefe Rezession getrieben. 
Auch deshalb muss das Land seine Förderung 
und damit seine Einnahmen erhöhen, auch 
wenn sich dadurch das Überangebot auf dem 
internationalen Ölmarkt noch erhöht. 

Um der Abhängigkeit von Öl und Gas zu ent-
gehen, hatte der bis 1979 regierende Schah 
Mohammad Reza Pahlavi die wirtschaftliche 
Diversifizierung vorangetrieben. Er wollte 
sein Land zum „Japan des Nahen Ostens“ 
machen und schuf seinerzeit die modernste 
Industrie der Region.10 Nach der Revolution 
aber gingen fast alle Betriebe in staatlichen 
Besitz über. Das Land schottete die hei-
mische Wirtschaft von den Märkten ab und 
begab sich zunehmend in die Abhängigkeit 
von Öl- und Gasverkäufen.

Wiederkehrende Versuche zu strukturellen 
Reformen verliefen halbherzig: Ein Ende der 
1990er Jahre eingeführter Fonds zur Stabi-
lisierung der Wirtschaft in Zeiten niedriger 
Ölpreise etwa wurde durch die Nachfolge-
regierung zweckentfremdet.11 Die im Jahr 
2006 gesetzlich verbriefte Privatisierung von 
80 Prozent aller staatlichen Unternehmen en-
dete in deren Überführung in parastaatliche 
Organisationen.12 Die 2008 beschlossene 
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etappenweise Abschaffung der milliarden-
schweren Energiesubventionen wurde nach 
der ersten Runde auf Eis gelegt. Erst Präsi-
dent Rohani hat sich wieder an dieses heikle 
Thema gewagt, weil es sich der Iran schlicht 
nicht mehr leisten kann, Treibstoff und Strom 
deutlich unter den Gestehungskosten zu 
verkaufen.14,15 Die Wirtschaftslage, die Sank-
tionen und auch das klimapolitisch bedingte, 
mittelfristig absehbare Ende der Ölzeit schei-
nen die iranische Regierung veranlasst zu 
haben, eine Öffnungs- und Modernisierungs-
politik einzuleiten. 

Verfolgt Iran diese Bemühungen weiter, 
könnte das Land große Erfolge einfahren. Das 
zeigt auch das wachsende Interesse aus dem 
Ausland: Unmittelbar nach Unterzeichnung 
des Atomabkommens von 2015 strömten 
ausländische Wirtschaftsdelegationen aus 
Deutschland, Österreich, Japan, Italien oder 
Frankreich in den Iran, um Investitionsmög-
lichkeiten auszuloten. Vor allem der gut ent-

wickelte industrielle Sektor bietet zahlreiche 
Anknüpfungsmöglichkeiten – darunter in der 
Automobilindustrie. Diese größte iranische 
Branche nach dem Öl- und Gassektor be-
schäftigt rund vier Prozent der iranischen 
Erwerbsbevölkerung und produziert jährlich 
fast eine Million Fahrzeuge.16,17 Von der 
Nahrungsmittelindustrie bis zur Flugzeug-
fertigung lockt das Land mit vielfältigen 
Investitionschancen und Möglichkeiten zum 
Wissenstransfer.

Bildung

Fundamente der wirtschaftlichen Potenziale 
sind ein vergleichsweise hoher Bildungsstand 
vor allem der jüngeren Bevölkerung sowie 
eine erfolgreiche Forschungslandschaft, 
die anders als der Außenhandel klar nach 
Westen ausgerichtet ist.18 Entließ Iran Mitte 
der 1960er Jahre noch fast die Hälfte der 
jungen Erwachsenen als Analphabeten ins 
Berufsleben, so waren es Mitte der 1990er 
Jahre nur noch zehn Prozent.19 Heute wer-
den fast alle Kinder eingeschult, allerdings 

 brechen viele die Grundschule vorzeitig ab.20 
In internationalen Bildungsvergleichsstudien 
zu Rechen- und Lesefertigkeiten erreichen 
iranische Schüler unterdurchschnittliche 
Ergebnisse.21,22 

Doch am oberen Ende des Bildungsspek-
trums – im Sekundar- und Hochschulbe-
reich – schneidet Iran gut ab: Die Hälfte der 
Berufseinsteiger zwischen 20 und 29 Jahren 
hat mindestens die Oberstufe besucht, bei-
nahe jeder Zweite davon eine Universität.23 
Dies ist zwar in vielen Nachbarländern der 
Region auch der Fall, doch anders als in 
Ägypten, Syrien oder Saudi-Arabien, wo bis 
zu ein Viertel aller Studenten eine Human-
wissenschaft studiert, befassen sich in Iran 
über 40 Prozent aller Studenten mit einer 
Natur- oder Ingenieurwissenschaft.24 Das 
Land hat in den vergangenen Jahren seine 
Forschungstätigkeit intensiviert, von der 
Stammzellenforschung über die Molekular-
medizin und Verschlüsselungstechnik bis 
hin zum Luft- und Raumfahrtbereich. In der 
Nanotechnologie spielen iranische Forscher 
sogar in der Welt spitze mit.25 Iranische Wis-
senschaftler melden mehr Patente an als die 
ganze arabische Welt zusammen und spielen 
in diesem Punkt fast in einer Liga mit dem 
High-Tech-Standort Israel.26

Doch während iranische Forscher in inter-
nationalen Wissenschaftsjournalen relativ 
gut vertreten sind, mangelt es an kreativen 
Praktikern, die Fachwissen in Wertschöpfung 
umsetzen.27 Trotz ihrer formalen Qualifika-
tion sind iranische Jung-Akademiker deshalb 
auf dem Arbeitsmarkt häufig schwer zu ver-
mitteln, überdurchschnittlich häufig arbeits-
los oder in einfachen Jobs beschäftigt, die 
weit unterhalb ihres Qualifikationsniveaus 
liegen.28

Auf der Überholspur

Mit beinahe einer Million produzierter Fahrzeuge zählte die iranische Automobilindustrie im Jahr 2014 zu den 
zwanzig größten der Welt. Bevor der Westen im Jahr 2012 die Sanktionen verschärfte, lag das Produktions-
niveau zeitweise bei über 1,4 Millionen Fahrzeugen. Als das Atomabkommen in greifbare Nähe rückte, gewann 
die Autoindustrie wieder an Fahrt.

Anzahl der gefertigten 
Fahrzeuge in Iran,  
1999-2014
(Datengrundlage: 
 International 
 Organization of Motor 
Vehicle  Manufacturers13)
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Unternehmertum

Die unsichere Rechtslage erschwert ein 
vertrauensvolles Verhältnis zwischen 
 Investoren, Staat und Unternehmens-
gründern. Zwar versucht die Regierung seit 
einigen Jahren, das Unternehmertum mit 
Technologieparks und Gründerzentren – im 
Startup-Jargon „Inkubatoren“ genannt – zu 
fördern. Doch diese gelten in der iranischen 
Unternehmer-Szene als bürokratisch und 
schwerfällig.29

So steht die unter Ayatollah Khamenei 
betriebene Online-Zensur und seine Sorge 
vor dem moralischen Verfall der iranischen 
Jugend durch die verstärkte Internetnutzung 
im Widerspruch zum Aufbau einer Digital-
wirtschaft.30 Noch bis vor kurzem galt das 

iranische Internet als eines der langsamsten 
weltweit.31 Entgegen dem Willen der reli-
giösen Führung setzt sich Präsident Rohani 
für mehr Freiheit im Netz sowie einen Ausbau 
der digitalen Infrastruktur ein.32 Seit Beginn 
seiner Amtszeit ist der Bevölkerungsanteil 
mit Internetzugang immerhin um fast zehn 
Prozentpunkte auf 39 Prozent angestie-
gen.33 Das alleine wird aber nicht reichen, 
will Iran das große Potenzial von kleinen 
und mittelständischen Unternehmern für 
einen lebendigen Arbeitsmarkt nutzen. Wie 
schwer es diese Firmen haben, zeigt der 
Global Entrepreneurship Index: Unter den 15 
untersuchten Mena-Staaten belegt Iran den 
vorletzten Platz.34

Geschlechtergerechtigkeit

Unter Präsident Rohani wurden nicht nur 
Frauen in hohe politische Ämter gehoben, 
sondern er fordert auch offen die Aufhe-
bung der strikten Kleiderordnung sowie 
die Gleichbehandlung von Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt.37 Diese Politik steht jedoch im 
Widerspruch zu dem streng islamischen Kurs 
der religiösen Führung. Im Global  Gender 
Gap Index des World Economic Forum belegt 
Iran Platz 141 von 145 Staaten. Zwar weisen 
Mädchen, die während oder nach der Re-
volution geboren wurden, heute im Schnitt 
etwa denselben Bildungsgrad auf wie ihre 
männlichen Altersgenossen und erreichen 
sogar mit höherer Wahrscheinlichkeit einen 
universitären Abschluss. Doch trotz ihrer 
guten Bildung gehen nicht einmal zehn Pro-
zent der iranischen Frauen im Erwerbsalter 
einer bezahlten Beschäftigung nach.38 Frauen 
halten gerade einmal drei Prozent der Sitze 
im Parlament.39

Die Lage der Frauen könnte sich sogar noch 
verschlechtern: Obwohl sie auf dem Arbeits-
markt kaum repräsentiert sind, gilt ihre 
Erwerbstätigkeit als einer der Hauptgründe 
für die hohen Arbeitslosenquoten.40 Im 
Jahr 2012 strich die Regierung 77 Studien-
gänge für weibliche Teilnehmer – darunter 
vor allem solche, die eine gute Jobchance 
versprechen.41 Ein kürzlich erlassenes Ge-
setz schreibt eine spezielle Rangfolge bei 
Anstellungen im öffentlichen Dienst vor, dem 
größten Arbeitgeber im Land. Verheiratete 
Väter sind demnach gegenüber kinderlosen 
Ehemännern bevorzugt zu behandeln. Erst 
an dritter Stelle sind freie Positionen durch 
verheiratete Mütter zu besetzen, gefolgt von 
kinderlosen Ehefrauen. Eine Verlängerung 
des gesetzlichen Mutterschutzes hat den 
Zugang von Frauen zum Arbeitsmarkt eben-
falls erschwert. Auch die geplante Einführung 
einer verpflichtenden Geschlechtertrennung 
im öffentlichen Dienst könnte sich negativ auf 
die Berufschancen von Frauen auswirken.42,43 

Qualifizierte Diaspora

Rund eine Million im Iran geborene Menschen leben in den Ländern der OECD. Viele von ihnen sind sehr gut 
ausgebildet: Über 40 Prozent derjenigen, die eine Beschäftigung haben, verfügen über einen Hochschul-
abschluss und mehr als die Hälfte verfügt über mittlere Qualifikationen. In Deutschland liegt der Akademiker-
anteil unter den Arbeitnehmern bei nicht einmal einem Drittel. Zwar ist die niedrige Hochschulabsolventenzahl 
in Deutschland auch auf die dominante Rolle des erfolgreichen dualen Berufsbildungssystems zurückzuführen. 
Doch insgesamt zeigt der Vergleich, dass das Humanvermögen der Iraner in der Diaspora sehr hoch ist. Dies 
bedeutet nicht nur einen ökonomischen Gewinn für die neue Heimat der Iraner, sondern auch Chancen für Iran. 
Denn viele Auslandsiraner haben die Bande nach Hause niemals abgebrochen. Wenn das Land sich nun öffnet, 
dürften sich viele wirtschaftlich oder sozial in Iran engagieren.

mittlere Qualifikation

hohe Qualifikation

in Ausbildung  

niedrige Qualifikation

Qualifikationsniveau der erwerbstätigen Auslandsiraner in den OECD-Ländern, 
2010/2011, und der Erwerbstätigen in Deutschland, 2014
(Datengrundlage: OECD35; Statistisches Bundesamt36)

Erwerbstätige Auslandsiraner 
in den OECD-Ländern 

Erwerbstätige 
in Deutschland



Berlin-Institut  69

D

D

EU

EU

IL

IL

IL

IL

Risikolage

Die durch das Atomabkommen angestoßenen 
Öffnungsprozesse dürften Iran verändern. 
Der fast 80-jährige oberste Führer Khamenei 
gilt als ernsthaft krank, weshalb das Land 
über kurz oder lang einen Machtwechsel in 
der offiziellen Staatsführung erleben wird, 
dessen Ausgang sich nicht vorhersagen lässt. 

Derweil ist die Sicherheitslage in den ira-
nischen Grenzgebieten problematisch. Das 
gilt nicht nur für die nordwestliche Grenze 
zum Irak, wo der „Islamische Staat“ bedroh-
lich nahe an Iran vorgerückt ist. Angespannt 
ist die Lage auch an der langen östlichen 
Grenze mit Afghanistan und Pakistan, über 
die eine zentrale Route für Drogen- und 
Menschenhandel verläuft. Darüber hinaus 
kommt es in der von der sunnitischen 
 Minderheit der Belutschen geprägten Pro-
vinz Sistan und Belutschistan im Südosten 
des Landes immer wieder zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen und Terroranschlä-
gen.  Ethnische Konflikte prägen die ölreiche 
Provinz  Chusistan an der nördlichen Spitze 
des  Persischen Golfs, wo es zu häufigen 
Auseinandersetzungen mit der arabischen 
Minderheit kommt.44

Zur ohnehin großen ethnischen Diversität 
tragen in Iran die fast 1,5 Millionen  Afghanen 
bei, von denen rund 950.000 einen Flücht-
lingsstatus aufweisen. Aufgrund der anhal-
tenden Krisen im Nachbarland lag Iran in 
den 36 Jahren seines Bestehens 33mal auf 
einem der ersten beiden Plätze der Länder 
mit den größten Flüchtlingszahlen.45 Erst die 
Syrienkrise hat diese Rangfolge geändert:46 
Nach der Türkei (1,6 Millionen), Pakistan 
(1,5 Millionen) und dem Libanon (1,1 Milli-
onen) beherbergt Iran nun die viertgrößte 
Flüchtlingsbevölkerung weltweit.47

Als im Jahr 2011 in der israelischen 
Nachbarschaft die zunehmend schwierigen 
Lebensumstände die arabische Protestwelle 
lostraten, erschien die wirtschaftliche 
Lage im einzigen nicht-muslimischen Land 
der Region vergleichsweise gut. Israel 
hatte in den Jahren zuvor konstantes 
Wachstum erlebt, die Arbeitslosenquote 
lag mit 5,1 Prozent auf dem bis dato nied-
rigsten Stand seit 2000. Selbst die junge 
Erwerbsbevölkerung zwischen 15 und 24 
Jahren war mit knapp sieben Prozent kaum 
von Arbeitslosigkeit betroffen.1

Trotzdem ging es mit dem Wohlstandsniveau 
vieler Israelis bergab. Die Gehälter 
stiegen kaum, während die Kosten für 
Nahrungsmittel, Mieten und öffentlichen 
Verkehr in die Höhe schnellten.2,3 Für viele 
junge Israelis bedeutete der Auszug von 
Zuhause sowie die Familiengründung eine 
kaum tragbare finanzielle Belastung.4 Vor 
diesem Hintergrund erlebte auch Israel im 
Jahr 2011 eine über Wochen anhaltende 
Protestbewegung, mit der sich die Politik bis 
heute beschäftigt.5

Demografische Lage

Die israelische Gesellschaft lässt sich 
entlang ethnisch-konfessioneller Linien in 
drei Gruppen teilen: in gemäßigte Juden 
(68 Prozent), streng orthodoxe Juden, 
Haredim genannt (11 Prozent), sowie ara-
bische Israelis (21 Prozent).6 Lebensstil 
und Wohlstandsgrad der gemäßigten Juden 
bewegen sich auf ähnlichem Niveau wie 
in den meisten Ländern der Organisation 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD), der Israel als 
erstes und bislang einziges Mena-Land 
im Jahr 2010 beigetreten ist. Dagegen 
lebt die Hälfte der Haredim unterhalb 
der Armutsgrenze.7 Bei den arabischen 
Israelis liegt die Quote noch etwas nied-
riger.9 Die Wohlstandsunterschiede 
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spiegeln sich auch in den Fertilitätsraten 
wider: Nach Schätzungen der israelischen 
Statistikbehörde bekommen gemäßigt jüdi-
sche Frauen im Schnitt 2,4 Kinder, arabische 
dagegen 3,1 und Haredim-Frauen sogar 6.9 
Israel ist insgesamt mit einer durchschnitt-
lichen Kinderzahl je Frau von 3,3 das einzige 
hochentwickelte Land der Welt, das die 
bestandserhaltene Ziffer von 2,1 übertrifft 

Gespaltene Gesellschaft
 
Israelische Frauen bekommen deutlich mehr Kinder 
als es in Industrieländern üblich ist. Besonders hoch 
sind die Nachwuchszahlen unter arabischen Israelis 
und den ultraorthodoxen Haredim. Der Jugendanteil 
dieser Minderheiten gleicht eher dem Durchschnitt 
der 48 am wenigsten entwickelten Länder der Welt 
als einer hochentwickelten Industrienation. Umge-
kehrt ist die Alterung der Bevölkerung bei gemä-
ßigten Juden schon weit fortgeschritten. Das liegt 
auch daran, dass mit dem Fall des Eisernen Vorhangs 
viele Zuwanderer aus der Sowjetunion ins Land 
gekommen sind, die inzwischen im Rentenalter 
angelangt sind.

und damit auch ohne Zuwanderung deutlich 
an Einwohnern zulegt. Langfristig dürften 
sich die Zahlenverhältnisse zwischen den 
Bevölkerungsgruppen weiter verschieben: Im 
Jahr 2050 könnten beinahe 25 Prozent der 
Erwerbsfähigen der arabischen Bevölkerung 
angehören und über 15 Prozent der Gruppe 
der Haredim. Heute sind es 18 respektive 
7 Prozent. Damit würden die beiden derzeit 
am schlechtesten ausgebildeten Gruppen 
rund 40 Prozent des Arbeitskräftepotenzials 
stellen.11

Wirtschaft

Die Gründe für die sozioökonomische 
Schieflage im Land finden sich zu großen 
Teilen im Wirtschaftssystem. Dieses schottet 
viele Bereiche vom globalen Wettbewerb 
ab und erlaubt einer kleinen Zahl von 
Unternehmen eine Monopolstellung in 
zentralen Wirtschaftszweigen, etwa der 
Lebensmittelindustrie, dem Bankensektor 
oder dem Schienenverkehr.12 

Der Mangel an nationaler und internationa-
ler Konkurrenz treibt die Preise in die Höhe 
und führt auch dazu, dass viele israelische 
Unternehmer kaum Anreize verspüren, 
durch technische Erneuerungen ihre 
Produktionskosten zu senken und statt 
dessen niedrig qualifizierte Arbeitskräfte 
anheuern, die mit geringen Löhnen zufrieden 
sind. In vielen Sparten zählt die israelische 
Wirtschaft zu den unproduktivsten innerhalb 
der OECD.13 

Demgegenüber steht ein kleiner, hoch-
moderner High-Tech-Sektor, der in 
den Bereichen Medizin, Elektro- und 
Sicherheitstechnik, Informationstechnologie 
und Telekommunikation zur Weltspitze 
zählt.14 Insgesamt beschäftigen die-
se Sparten 7 Prozent der israelischen 
Arbeitnehmerschaft, sorgen aber für 13 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts und für 
beinahe die Hälfte aller Exporte.15

Die Spaltung der Wirtschaft in einen arbeits- 
und einen wissensintensiven Teil führt dazu, 
dass über 40 Prozent der Bruttoeinkommen 
auf die 20 Prozent einkommensstärksten 
Haushalte entfallen.16 Unter den 30 OECD-
Ländern, zu denen im Jahr 2012 Daten vor-
lagen, verzeichnete Israel nach Mexiko, der 
Türkei und den USA den vierthöchsten Gini-
Koeffizienten, welcher die Ungleichheit bei 
den Einkommen innerhalb der Bevölkerung 
misst.17

Um die Möglichkeit zu verringern, müss-
ten sowohl die Einkommen der vielen 
Niedriglohnkräfte steigen als auch die 
Erwerbsbeteiligung in ärmeren Haushalten. 
Letzteres beträfe vor allem die Minderheiten: 
In ultraorthodoxen Familien bleiben 
80 Prozent der Männer der Arbeit fern, 
um sich dem Thorastudium zu widmen, 
und überlassen die Erwerbstätigkeit 
den Frauen.18 In arabischen Familien 
liegt die Erwerbsquote von Männern bei 
60 Prozent, bei Frauen aber nur bei  25 
Prozent. Weitere Ursachen für die geringe 
Arbeitsmarktbeteiligung der Minderheiten 
sind deren niedriger Bildungsstand so-
wie eine aktive Diskriminierung auf dem 
Arbeitsmarkt.19

Bildung

Seine Erfolge im High-Tech-Sektor ver-
dankt Israel unter anderem den jüdi-
schen Zuwanderern aus der ehemaligen 
Sowjetunion, welche in den 1990er 
Jahren ins Land kamen und oft eine hohe 
Qualifikation mitbrachten.20 Trotz ihrer 
Schwächen zählt die israelische Wirtschaft zu 
den innovativsten weltweit.21 Jährlich fließen 
gut vier Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
in Forschung und Entwicklung – in den an-
deren Mena-Ländern erreicht dieser Wert 
nirgendwo die Ein-Prozent-Grenze.22 Die 
OECD-Länder wenden im Mittel zweieinhalb 
Prozent für Forschung auf.23
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Teures Leben

In Israel sind seit dem Jahr 2008 allein die Nahrungsmittelpreise um mehr als ein Drittel gestiegen. Aber auch 
sonst wird das Leben in vielen Bereichen immer teurer. Weil die Gehälter nicht in gleichem Tempo wachsen, 
erleben viele Familien einen Wohlstandsverlust. Dies löste im Jahr 2011 Proteste aus, die seither nicht 
 verstummt sind. 

Trotzdem gibt es Befürchtungen, dass es bald 
Probleme gibt im Technikwunderland. Denn 
viele erfahrene Arbeitnehmer stehen derzeit 
vor dem Renteneintritt. Dies schürt die Sorge 
vor einem Engpass beim hochqualifizierten 
Personal – und das, obwohl die Zahl der 
Studierenden seit Jahren steigt. Unter den 25- 
bis 34-Jährigen besuchen knapp 32 Prozent 
eine höhere Bildungseinrichtung, das sind 
und damit zehn Prozentpunkte mehr als 
in den restlichen Mena-Ländern.25 Doch in 
den Kerngebieten Ingenieurwissenschaften, 
Physik und Biologie hat die Zahl der 
Absolventen zwischen 2006 und 2013 
kaum zugenommen oder sie ist sogar gesun-
ken.26 Stattdessen bildete Israel 2013 rund 
40 Prozent mehr Sozialwissenschaftler aus 
als wenige Jahre zuvor.27

Es mangelt der Wirtschaft nicht nur an 
Hochqualifizierten, es gibt auch Lücken im 
Mittelbau. Das Berufsbildungssystem, das 
als Bildungspfad für Jugendliche aus sozial 
schwachen Familien gilt, wurde in den ver-
gangenen Jahren vernachlässigt.28, 29 Gerade 
diese Schüler werden vor Abschluss der 
allgemeinbildenden Schule zu wenig auf die 
weiterführenden Programme vorbereitet. In 
kaum einem der 64 Teilnehmerländer der 
Pisa-Studie 2012 waren die Unterschiede 
zwischen den zehn Prozent besten und 
den zehn Prozent schlechtesten Schülern 
größer als in Israel.30 Beinahe ein Drittel 
der 15-Jährigen verfügte nicht über 
Basiskenntnisse in Mathematik und 
Naturwissenschaften.31

Auch dies ist ein Zeichen für die soziale 
Spaltung des Landes: Während Schüler 
aus gemäßigt religiösen Haushalten gute 
Ergebnisse erzielen, zeigen ultraorthodoxe 
Schüler schwache Leistungen. Von allen 
Haredim-Männern zwischen 35 und 54 
Jahren hatten im Jahr 2010 (letzte verfügbare 
Zahl) 47 Prozent maximal eine Grundschule 
besucht.32 Nach bestehender Tradition gehen 
Jungen danach auf eine religiöse Schule, wo 
Mathematik und Fremdsprachen kaum eine 
Rolle spielen.33 Mädchen aus streng gläubi-
gen Familien dagegen durchlaufen meist eine 
normale Schullaufbahn bis zum Ende der 
weiterführenden Schule.34

Besorgniserregend sind die Leistungen 
arabischer Schüler.35 Viele von ihnen leben 
in den ländlichen Regionen im Norden des 
Landes, wo die öffentliche Versorgung von 
der Verkehrsinfrastruktur bis hin zu Schulen 
schlecht ist.36 Häufig stammen diese Kinder 
aus bildungsfernen Haushalten und sind 
gegenüber ihren jüdischen Altersgenossen 
besonders gefordert, weil sie neben dem 
arabischen Schriftsystem auch noch 
Hebräisch und Englisch als Fremdsprachen 
erlernen müssen.37 Die Regierung ist be-
müht, die Defizite durch eine Vielzahl von 
Förderprogrammen auszugleichen. Diese 
werden bisher als erfolgreich eingestuft.38, 39

Unternehmertum

Mit einem Gesamtanteil von 99 Prozent 
an der Firmenlandschaft bilden kleine und 
mittelständische Unternehmen (KMU) das 
Rückgrat der israelischen Ökonomie.40 Viele 
von ihnen sind hochinnovativ: Hinsichtlich 
der Zahl der Patentanmeldungen durch 
KMU belegt Israel, gemessen an der 
Einwohnerzahl nach der Schweiz Platz 
2 unter den 35 wichtigsten Industrie- 
und Schwellenländern.41 Wirtschaft 
und Forschung arbeiten eng zusammen 
und die Regierung fördert vor allem in 

Private Konsum-
ausgaben, in Prozent 
des Jahres 2008,  
2008-2014
(Datengrundlage: 
 Central Bureau of 
 Statistics24).
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 zukunftsträchtigen, technikintensiven 
Branchen Neugründungen.42 Zum großen 
Erfolg der Start-up-Szene tragen die hohen 
Investitionen multinationaler Konzerne bei. 
Anteilig am Bruttoinlandsprodukt stand im 
Jahr 2013 keiner Volkswirtschaft der Welt 
mehr Wagniskapital zur Verfügung als der 
israelischen.43

Ob das so bleibt, ist eine andere Frage: In den 
vergangenen Jahren ist das Land im Ease of 
Doing Business Index der Weltbank gegen-
über dem Jahr 2010 um 24 Plätze zurück-
gefallen und belegt heute nur noch Platz 53 
von 189 untersuchten Ländern.44 Im Global 
Entrepreneurship Index jedoch, dessen Fokus 
weniger auf Regularien als auf unternehme-
rischen Fähigkeiten liegt, findet sich Israel 
nach wie vor im ersten Fünftel – vor allem 
wegen seiner Innovationskraft.45

Geschlechtergerechtigkeit

Bei der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern ist Israel den restlichen Ländern der 
Mena-Region weit voraus. Im Global Gender 
Gap Index liegt das Land mit Platz 53 deut-
lich vor Kuwait, mit Platz 117 dem nächsten 
Kandidaten aus der Region. Benachteiligt 
werden israelische Frauen vor allem, was 
ihre Bezahlung und die Vertretung in politi-
schen Ämtern betrifft.46 Kritisiert wird auch 
das Personenstandsgesetz. Dieses gestattet 
religiösen Gerichten über Eheschließung 
und Scheidung zu entscheiden. Schätzungen 
zufolge lehnen diese Gerichte jährlich mehr 
als 3.000 Scheidungsgesuche alleine durch 
jüdische Frauen ab – zu den muslimischen 
Frauen sind keine Zahlen verfügbar.47 

Risikolage

Die begonnene Normalisierung der 
Beziehungen zwischen dem Westen und 
Iran, dem einzigen Land der Region, das 
in Sachen Technologie und Wissenschaft 
einigermaßen mit Israel konkurrieren kann, 
verfolgt der jüdische Staat mit Sorge. Israel 
droht mit Luftschlägen, sollte Iran das 
Atomabkommen verletzen.48 Auch die un-
geklärte Palästinafrage und die israelische 
Siedlungspolitik führen immer wieder zu 
Konflikten, die zuletzt im Jahr 2014 in mas-
siven militärischen Auseinandersetzungen 
mit der Hamas führten, welche den Gaza-
Streifen kontrolliert. Die Spannungen mit der 
arabischen Minderheit zeigen sich vor allem 
in der kritischen Lage auf dem Jerusalemer 
Tempelberg. Zudem fürchtet die Regierung, 
dass der „Islamische Staat“ innerhalb der 
arabischen Minderheit Sympathisanten fin-
den und Terrorzellen gründen könnte.49 Die 
ständige Bedrohungslage führt zu enormen 
Pro-Kopf-Militärausgaben: Diese lagen im 
Jahr 2014 nach Saudi-Arabien, Oman und 
den VAE auf dem vierthöchsten Niveau der 
Welt.50

Zu den klassischen Risiken ist in den ver-
gangenen Jahren die Cyberkriminalität 
hinzugekommen. Kaum ein anderes Land 
verzeichnet mehr Attacken über das Internet 
als Israel – alleine auf das Stromnetz finden 
täglich etwa zehntausend Angriffe statt.51 
Um diese Gefahr abzuwehren, entsteht 
derzeit in der Negev-Wüste ein gigantischer 
Forschungspark, in dem eine Vielzahl von 
Unternehmen gemeinsam mit der ansässigen 
Ben-Gurion-Universität die Sicherheit im 
Netz vorantreiben.52 Auch der israelische 
Militärgeheimdienst will einen Stützpunkt vor 
Ort eröffnen.53
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Seit dem Jahr 2000 befindet sich Jemen 
nahezu ununterbrochen im Krieg. Bei den 
Auseinandersetzungen geht es um Rohstoffe, 
Grenzverläufe und um die Macht über den 
Zugang zum Suez-Kanal. Zu den Konflikt-
parteien zählen Stämme und terroristische 
Vereinigungen, Milizen und staatliche Streit-
kräfte und nicht zuletzt ausländische Ak-
teure, unter anderem die USA, Saudi-Arabien 
und Iran. Mit der Machtübernahme der 
vom Iran unterstützten schiitischen Huthi-
Rebellen 2015 und dem anschließenden 
Eingriff in den Konflikt durch eine arabische 
Militärallianz unter saudischer Führung 
hat die Lage eine neue Eskalationsstufe er-
reicht: Die Luft schläge der Alliierten haben 
bislang über 3.000 zivile Opfer gefordert.1 
Eine Seeblockade, welche die Einfuhr von 
Waffen unterbinden soll, verhindert, dass 
dringend benötigte Nahrungsmittel ins Land 
kommen.2,3 Im Februar 2016 waren über 21 
Millionen Jemeniten auf humanitäre Hilfe 
angewiesen, ein Umstand, der auch die Ver-
einten Nationen überfordert.4,5,6

Demografische Lage

Als einziges Mena-Land zählt Jemen zur 
Gruppe der 48 am wenigsten entwickelten 
Ländern der Erde. Mit 4,4 Kindern bekom-
men jemenitische Frauen im Schnitt zwar 
nur noch halb so viel Nachwuchs wie zu 
Beginn der 1990er Jahre, als das Land mit 
8,8 Kindern pro Frau die höchste Fertilitäts-
rate der Welt hatte.7 Trotzdem verzeichnet 
Jemen weiterhin das stärkste Bevölkerungs-
wachstum der Mena-Region. Bis ins Jahr 
2030 dürfte die Zahl der Einwohner um 
beinahe zehn Millionen Menschen auf gut 35 
Millionen wachsen. Mit 65 Jahren liegt die 
Lebenserwartung in Jemen deutlich unter 
dem Mena-Durchschnitt von 75 Jahren. 43 
von 1.000 jemenitischen Kindern sterben 
vor ihrem ersten Geburtstag – 28 mehr als 
im Mena-Mittel.8 Ein Hebel, um das für das 
Land problematische Bevölkerungswachstum 

zu bremsen wären Investitionen in Schulen 
und Universitäten: Jemenitische Frauen ohne 
Grundschulabschluss wünschen sich im 
Schnitt 5,3 Kinder, die wenigen Jemenitinnen 
mit Sekundar- oder Hochschulabschluss 
dagegen 3,1 respektive 2,2.9 Aber nicht jeder 
Wunsch dieser Art lässt sich auch verwirk-
lichen: Jede dritte  Jemenitin, die gerne verhü-
ten würde, hat momentan keinen Zugang zu 
Verhütungsmitteln.10

Wirtschaft

Jemen bezog bis zur jüngsten Krise 90 
Prozent seines Jahresbudgets aus Öl- und 
Gasverkäufen.11 Heute ermöglichen es die 
chaotischen Zustände kriminellen Gruppen, 
ungehindert Ölpipelines anzuzapfen und 
den Staat wichtiger Einnahmen zu berau-
ben.12 Diese sind durch den Ölpreiseinbruch 

ohnehin stark gesunken und reichen nicht 
mehr aus, um die hohen Kosten für Gehälter 
und Energiesubventionen (jeweils etwa 30 
Prozent des Staatshaushalts) ohne Neuver-
schuldung zu begleichen.13 Für Investitionen, 
die helfen würden, die wirtschaftliche Lage 
der Menschen zu verbessern, bleibt kein 
Spielraum. Mehr als jeder zweite Jemenit lebt 
unterhalb der Armutsgrenze und nicht einmal 
jeder Dritte im Erwerbsalter zwischen 15 und 
64 Jahren hat offiziell einen Job.14,15 

Besonders schlecht ist die Lage der Land-
bevölkerung, zu der zwei von drei Jemeniten 
zählen.16 Für sie ist die Landwirtschaft ein 
wichtiger Arbeitgeber. Doch anstatt Lebens-
mittel zu produzieren, ziehen viele Bauern 
lieber Kath-Sträucher, eine Pflanze, deren 
Blätter rund drei Vierteln der Bevölkerung als 
Alltagsdroge dient.17 Der Kath-Anbau schluckt 
40 Prozent der Wasservorräte – und das in 

Lässt sich der Bonus nutzen?

Da die Kinderzahlen in Jemen vor einer Generation deutlich höher lagen als heute, dürfte das Land in den 
2030er Jahren seinen demografischen Bonus erreichen: Dann gibt es eine sehr große Erwerbsbevölkerung mit 
anteilig wenigen zu versorgenden Kindern und Älteren, was dem Land theoretisch die Chance auf einen wirt-
schaftlichen Aufschwung eröffnet. Doch dafür müssten die vielen Erwerbsfähigen auch einen Arbeitsplatz 
finden. Gelingt dies nicht, versiegt der Bonus ungenutzt und die unzufriedenen jungen Menschen könnten die 
Krisen und Konflikte weiter verschärfen.

Abhängigkeitsrate 
(0- bis 14-Jährige und 
über 65-Jährige pro 
100 Personen im 
Erwerbsalter zwi-
schen 15 und 64 
Jahren), 1990–2100
(Datengrundlage: 
UNDESA18)
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einem Land, das zu den wasser ärmsten der 
Welt zählt und 90 Prozent seiner Weizen-
vorräte über Importe deckt.19,20,21 Damit der 
Agrarsektor Arbeitsplätze schaffen und so zu 
Armutsreduktion und Versorgungssicherheit 
beitragen kann, müsste er vollkommen umge-
baut werden.22

Allein dadurch wird sich die jemenitische 
Arbeitsmarktkrise aber nicht lösen lassen.23 
Dazu müsste das Land weitere Wirtschafts-
zweige auf- und ausbauen. Zum Beispiel die 
Textilindustrie, die zu Beginn der 2000er 
Jahre noch als Hoffnungsträger für neue Be-
schäftigungs- und Einkommensmöglichkeiten 
galt.24 Auch könnte Jemen seine vorteilhafte 
Lage am Zugang zum Suezkanal besser 
nutzen und den Handel intensivieren – etwa 
über den Tiefseehafen in Aden, einst einer 
der wichtigsten Handelsplätze der Welt.25 
Doch für grundlegende Investitionen fehlt 
derzeit ein Mindestmaß an Sicherheit.26 Für 
viele Jemeniten bleibt die Auswanderung 
somit die einzige Alternative, wobei schon 
heute über zehn Millionen jemenitische Gast-
arbeiter alleine in den Golfländern unterge-
kommen sind.27

Bildung

Derzeit verbaut der Krieg der jemenitischen 
Jugend die Zukunftsaussichten. Die körper-
liche und geistige Entwicklung jedes zwei-
ten Kindes ist durch Mangelernährung in 
Gefahr.28 3,4 Millionen Kinder im Schulalter 
besuchen derzeit keine Schule.29 Rund 1.200 
Schulen sind zerstört, dienen als Flüchtlings-
unterkünfte oder als Stützpunkte von bewaff-
neten Gruppen.30

Unabhängig davon ist das Bildungs-
system von Jemen ein Desaster. Gerade 
einmal 40 Prozent der Lehrer haben einen 
Hochschulabschluss und es mangelt an 
Unterrichts material.31 Häufig hindert die 

schlechte Stromversorgung Kinder daran, 
nach Einbruch der Dunkelheit zu lernen. Viele 
Familien nehmen ihre Kinder aus der Schule, 
weil es ihnen an Geld mangelt oder die Kinder 
arbeiten sollen.32,33 Es fehlt dem Land sowohl 
an einer umfassenden Bildungsstrategie, wie 
auch an Konzepten, eine solche in die Tat 
umzusetzen.34,35

Unternehmertum

Beinahe alle jemenitischen Unternehmen 
haben weniger als fünf Mitarbeiter.36 Viele 
Selbständige haben kaum Schulbildung und 
bieten nur einfache Produkte von geringer 
Qualität an.37 Zumindest was die Finanzie-
rung ihrer Geschäfte angeht, stoßen sie auf 
gute Voraussetzungen: Jemen verfügt über 
das beste Mikrofinanzsystem in der Mena-
Region.38 Den Kleinstunternehmern fällt es 
damit relativ leicht, kurzfristig kleinere Sum-
men zu leihen und Finanzierungsengpässe 
abzudecken.

Für ambitioniertere Firmen sind die Start-
bedingungen dagegen ungünstig. Fast die 
Hälfte aller Selbstständigen mit über fünf 
Mitarbeitern klagt über Probleme beim Zu-
gang zu Kapital.39 Wegen der angespannten 
Sicherheitslage ziehen zudem immer mehr 
Investoren ihr Kapital aus dem Land ab.40 Der 
Standort Jemen gilt als einer der unattrak-
tivsten der Welt: Nach Syrien (Platz 175) 
und Libyen (Platz 188) erreicht Jemen mit 
Platz 170 von 189 Ländern im Ease of Doing 
 Business Index das drittschlechteste Ergeb-
nis der Mena-Region.41

Unmittelbar nach dem Arabischen Frühling 
im Jahr 2011 hat die jemenitische Regierung 
gemeinsam mit der deutschen Gesellschaft 
für Internationale Zusammenarbeit eine 
Strategie zur Stärkung des Unternehmertums 
auf den Weg gebracht.42 Doch die politischen 
Bedingungen im Land lassen deren Umset-
zung derzeit kaum zu.

Geschlechtergerechtigkeit

Die Diskriminierung von Frauen beginnt 
bereits im Kindesalter. 36 Prozent der 20- bis 
29-jährigen Frauen haben spätestens nach 
Abschluss der Grundschule ihre Bildungs-
laufbahn beendet. Bei den Männern gilt dies 
immerhin noch für 31 Prozent.43 Auf dem 
Arbeitsmarkt setzt sich die Diskriminierung 
fort. Nicht einmal 5 Prozent der erwachsenen 
Frauen haben einen Arbeitsplatz, bei den 
Männern sind es 59 Prozent. 90 Prozent 
der berufstätigen Frauen, die häufig als 
Haushaltshilfen arbeiten, erhalten keinen 
Lohn.44,45,46 Kein Land der Welt schneidet 
im Global Gender Gap Report des Weltwirt-
schaftsforums schlechter ab als Jemen.47

Versuchen Jemenitinnen, Fälle von Gewalt 
zur Anzeige zu bringen, mangelt es ihnen an 
einer rechtlichen Grundlage.48 Stattdessen 
hält es jede zweite jemenitische Frau für 
gerechtfertigt, wenn ihr Mann sie schlägt.49 
Kinderehen und die Beschneidung von Mäd-
chen sind gesetzlich erlaubt und nach wie vor 
verbreitet.50
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Risikolage

Vielen Auseinandersetzungen in Jemen liegen 
Verteilungskonflikte zu Grunde. Lebenswich-
tige Versorgungsgüter wie Wasser, Nahrungs-
mittel und Strom sind knapp: Pro Kopf stehen 
im Land jährlich 84 Kubikmeter Wasser zur 
Verfügung – deutlich weniger als der inter-
national kritische Wert für Wasserknappheit 
von 1.000 Kubikmeter.51 Im Hochland von 
Sanaa, wo auch die Hauptstadt liegt, wird die 
natürliche Erneuerungsrate für Trinkwasser 
um das Fünffache überschritten, so dass die 
dortige Bevölkerung in absehbarer Zeit auf 
dem Trockenen sitzen wird.52 Gerade einmal 
fünf Prozent der landwirtschaftlichen Nutz-
fläche gelten als fruchtbar.53 Hinzu kommt, 
dass die Rohölvorräte bald versiegen dürften 
und schon jetzt die Kapazitäten der Raffi-
nerien nicht ausreichen, um den Kraftstoff-
bedarf zu decken.54 Das Bevölkerungswachs-
tum verschärft diese Probleme. 

Ein weiteres Risiko birgt das angespannte 
Verhältnis zu Saudi-Arabien – für Jemen nicht 
nur ein wichtiger Geber von Entwicklungs-
hilfegeldern, sondern auch ein erweiterter 
Arbeitsmarkt. Im Jahr 2013 verwies der 
nördliche Nachbarstaat rund eine Million 
irregulärer jemenitischer Gastarbeiter des 
Landes. Für deren Familien bedeutet dies 
große Einnahmeverluste.55,56

Mit dem sogenannten Islamischen Staat fasst 
derzeit neben der traditionell starken Al-
Qaida eine zweite terroristische Organisation 
in Jemen Fuß.57 Über weite Teile des Landes 
hat die Regierung keine Kontrolle. Rund an-
derthalb Millionen Menschen sind innerhalb 
des Landes auf der Flucht.58 Umgekehrt ha-
ben Konflikte am Horn von Afrika eine Million 
Flüchtlinge nach Jemen getrieben – viele 
davon aus Somalia.59

Je unsicherer die Lage in der Nachbarschaft 
des Königreichs Jordanien, desto schwieriger 
wird es für den regierenden König Abdullah 
II. bin al-Hussein, für Stabilität zu sorgen. 
Nicht nur weil das Land als Anrainerstaat der 
Kriegsgebiete Syriens und durch die hohen 
Flüchtlingszahlen unmittelbar von den Kon-
flikten betroffen ist. Sondern auch weil es 
Energie und Wasser aus den Nachbarländern 
importieren muss. Zudem arbeitet ein großer 
Teil der jordanischen Erwerbsbevölkerung in 
den Golfstaaten und versorgt die Verwandt-
schaft zu Hause mit Rücküberweisungen. 
Auslandsinvestitionen und Entwicklungs-
hilfemittel aus den westlichen Industrie-
nationen sowie aus den reichen arabischen 
Ländern sorgen für einen großen Teil der 
jordanischen Einkünfte. 

Auch im Inneren ist das Land instabil. Neben 
dem schwelenden Konflikt zwischen der 
jordanischen und palästinensischen Bevöl-
kerungsgruppe führen die schwierigen Le-
bensbedingungen im Land immer wieder zu 
Protesten, wie bei Ausbruch des Arabischen 
Frühlings.1 Über 14 Prozent der Jordanier le-
ben unterhalb der nationalen Armutsgrenze, 
gerade einmal ein Drittel der Erwerbsfähigen 
ist in Lohn und Brot und für die zahlreichen 
jungen Hochschulabsolventen des Landes 
gibt es auf dem heimischen Arbeitsmarkt 
kaum Perspektiven.2,3,4 Laut Schätzungen 
des Internationalen Währungsfonds müsste 
 Jordanien bis zum Jahr 2020 jährlich 
400.000 neue Arbeitsplätze schaffen, um 
die zahlreichen Neuzugänge auf dem Arbeits-
markt mit einer Beschäftigung zu versorgen.5 
Das Wirtschaftswachstum der letzten Jahre 
von durchschnittlich weniger als einem Pro-
zent reicht dafür bei Weitem nicht aus.6
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Demografische Lage

Die demografische Verfassung Jordaniens ist 
seit jeher abhängig von den Krisen vor der 
Haustür. Infolge der Auseinandersetzungen 
rund um die israelische Staatsgründung 
kamen 1948 zwei Millionen palästinensische 
Flüchtlinge im nahe gelegenen Königreich 
unter. Viele von ihnen sind geblieben. Schät-
zungen gehen davon aus, dass die Gruppe 
der Palästinenser heute größer ist als die der 
einheimischen jordanischen Bevölkerung.7 
Ihre sozioökonomische Lage ist dagegen oft 
schlechter. Auch jüngst haben Flüchtlings-
wellen zu starken Verschiebungen in der 
Gesamtbevölkerung geführt. Rund 500.000 
Menschen flohen in den 2000er Jahren vor 
den Auseinandersetzungen im Irakkrieg 
nach Jordanien. Die meisten von ihnen haben 
in den vergangenen Jahren den Rückweg 
angetreten und gaben sich mit syrischen 
Flüchtlingen die Klinken in die Hand. Deren 
Zahl schätzte das Flüchtlingswerk der Verein-
ten Nationen UNHCR zu Beginn des Jahres 
2016 auf über 635.000.8 Die Dunkelziffer 
könnte deutlich darüber liegen und spiegelt 
sich auch in der hier angegebenen Bevölke-
rungszahl des Population Reference Bureau 
in Höhe von 8,1 Millionen wider. Diese über-
steigt die Angaben der Vereinten Nationen 
um eine halbe Million Menschen.9

Wirtschaft

Im Gegensatz zu anderen Ländern der 
Mena-Region ist die jordanische Wirtschaft 
recht gut diversifiziert.10 Die Industrie ist 
mit einem Anteil von 30 Prozent am Brutto-
inlandsprodukt vergleichsweise groß.11 Vor 
allem die arbeitsintensive Fertigungsindu-
strie spielt mit 19 Prozent eine große Rolle 
und schafft damit viele Arbeitsplätze in der 
freien Wirtschaft.12 Doch da es sich dabei vor-
wiegend um Niedriglohnjobs handelt, welche 
für jordanische Arbeitnehmer kaum attraktiv 
sind, besetzen meistens Arbeitsmigranten die 
freien Stellen. Schätzungen zufolge leben in 

dem Land zwischen 300.000 und 400.000 
Gastarbeiter.13 Anstatt für einen niedrigen 
Lohn in der freien Wirtschaft zu arbeiten, 
warten viele junge Jordanier lieber auf ihre 
Chance beim Staat oder verlassen das Land 
in Richtung Golfstaaten. Darunter sind viele 
leistungsfähige Personen, die zu Hause lang-
fristig als Fachkräfte fehlen.14,15

Bildung

In den vergangenen Jahren hat sich die 
jordanische Regierung stark um die Bildung 
ihrer Bevölkerung bemüht. Rund zwei Drittel 
der heute 20- bis 29-Jährigen haben eine 
Sekundarbildung absolviert, die Hälfte davon 
sogar eine Hochschule besucht.16 Zwar ist 
die Bildungsqualität gemessen an inter-
nationalen Standards mangelhaft – bei der in-
ternationalen Bildungsstudie Pisa der OECD 
schneiden jordanische Schüler in Mathematik 
und Lesen gleichermaßen schlecht ab.17 Doch 
anders als seine Nachbarstaaten legt das 
Land bereits heute ein großes Augenmerk 
auf Berufsbildung. Mit sieben Prozent ist der 
Anteil der Praktikanten und Auszubildenden 
an den 15- bis 24-jährigen Jordaniern bereits 
recht hoch.18 Dies erhöht die Wahrscheinlich-
keit, dass künftig mehr junge Erwerbsfähige 
Berufe außerhalb des öffentlichen Sektors 
ergreifen. Das kann jedoch nur funktionieren, 
wenn genügend adäquate Jobs entstehen.

Unternehmertum

Im Global Entrepreneurship Index schneidet 
Jordanien im Vergleich von 15 Mena-Ländern 
im Mittelfeld ab.19 Das Land erreicht gute 
Ergebnisse im Bereich der Entrepreneurial 
Attitudes – also hinsichtlich des vorherr-
schenden Bildes von Unternehmertum. Eher 
schlecht stehen die Jordanier im Bereich der 
unternehmerischen Fähigkeiten da – wo es 
etwa um die Geschäftsfähigkeit von Unter-
nehmern geht, die Rolle neuer Technologien 
für junge Gewerbe sowie die Orientierung 
in Richtung internationaler Märkte.20 Um 

das Unternehmertum zu stärken, hat die 
Regierung in den vergangenen Jahren viele 
Initiativen auf den Weg gebracht.21 So erler-
nen Schüler bereits in der Sekundarstufe erste 
unternehmerische Fähigkeiten, es bestehen 
Fonds zur Förderung von Jungunternehmern 
und inzwischen gibt es erfolgreiche staat liche 
und öffentliche Gründerzentren.22 Bei der 
Entwicklung eines attraktiven Umfelds für das 
Unternehmertum arbeitet die Regierung eng 
mit Partnern aus der Europäischen Union und 
den Vereinigten Staaten zusammen.23

Geschlechtergerechtigkeit

Mit knapp 14 Prozent ist die Frauenerwerbs-
quote selbst im Vergleich zum Durchschnitt 
der Mena-Länder (28 Prozent) ausgesprochen 
niedrig – und das, obwohl Frauen in Jordanien 
inzwischen höhere Bildungsergebnisse erzie-
len als ihre männlichen Altersgenossen und 
mit größerer Wahrscheinlichkeit nach Schul-
abschluss in Ausbildung bleiben.24, 25 Umfra-
gen zufolge möchten viele Jordanierinnen ihre 
Fähigkeiten gerne auf dem Arbeitsmarkt ein-
setzen – doch rigide soziale Normen schrän-
ken die möglichen Berufsfelder ein.26 Damit 
gibt es für Frauen kaum Alternativen zum 
öffentlichen Sektor.27 Da dieser jedoch nicht 
genügend Jobs schafft, verpufft ein Großteil 
der Bildungsinvestitionen des Landes. Wohl 
auch deshalb gehört die wirtschaftliche Stär-
kung der Frau zu den Zielen der nationalen 
Regierungsstrategie.28

Risikolage

Solange die Konflikte in der Region, vornehm-
lich der Syrienkrieg, anhalten, wird Jordanien 
weiterhin Ziel tausender Schutzsuchender 
bleiben. Diese bringt das Land selten in 
Flüchtlingslagern unter, sondern zu drei 
Vierteln in Städten.29 Dort verknappen sie 
den Wohnraum und erhöhen den Druck auf 
den Arbeitsmarkt.30 Langfristig könnte das zu 
Konflikten führen.
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Das hohe Bevölkerungswachstum erschwert 
die Versorgung mit Energie und Wasser. Als 
in Folge des Arabischen Frühlings die Gas-
lieferungen aus Ägypten einbrachen, musste 
das Land unter hohen Kosten auf alternative 
Lieferanten umsteigen. Um solchen Gefahren 
vorzubeugen, arbeitet die Regierung an Effi-
zienzsteigerungen und einer Umgestaltung 
des Energiemix zugunsten von Atomkraft und 
erneuerbaren Quellen.31

Von seiner Abhängigkeit bei der Wasser-
versorgung wird sich das Land allerdings 
kaum lösen können. Jordanien zählt zu den 
wasserärmsten Ländern der Welt. Längst 
reichen die einheimischen Quellen nicht 
mehr aus, um Bevölkerung und Landwirt-
schaft ausreichend zu versorgen. In vielen 
städtischen Haushalten fließt pro Woche 
gerade einmal zwölf Stunden Wasser aus der 
Leitung.32 Einen Teil seines Bedarfs deckt das 
Königreich über Importe, einen weiteren Teil 
über den Jordan. Angesichts viel zu hoher 
Entnahmen und sinkender Niederschläge 
führt der Fluss aber zusehends weniger Was-
ser.33 Die Verteilung des Jordan-Wassers führt 
regelmäßig zu Konflikten unter den Anrainern 
Jordanien, Israel und Syrien.34 Ansätze, die 
Versorgungsprobleme gemeinsam zu lösen, 
verlaufen bislang schleppend. Zwar wurde 
ein israelisch- palästinensisch-jordanisches 
Großprojekt eines Kanals zwischen Rotem 
und Totem Meer im Jahr 2015 wieder auf-
genommen.35 Doch was tatsächlich daraus 
wird, bleibt abzuwarten. Der Plan besteht 
seit 40 Jahren und ist seither nicht zur 
Umsetzung gekommen.36 Kürzlich hat die 
Nichtregierungsorganisation EcoPeace eine 
weitere grenzüberschreitende Initiative auf 
den Weg gebracht. Deren Ziel ist es, die Ver-
sorgungsprobleme mit Wasser und Energie 
mit einem gemeinsamen Ansatz zu lösen. Sie 
plant den Bau von Entsalzungsanlagen an der 
israelischen Küste. Für den dafür notwendi-
gen Strom soll ein extra dafür zu bauender 
Solarpark in der jordanischen Wüste sorgen. 
Dieser könnte überdies genügend Energie 
liefern, um einen Teil der Nachfrage in ande-
ren Bereichen zu decken.37

Spätestens seit dem gewaltsamen Tod des 
ehemaligen Ministerpräsidenten Rafiq 
 al-Hariri im Jahr 2005 steht der politische 
Betrieb in Libanon weitgehend still. Der 
Mord teilte das Land in zwei politische Lager: 
Eines, das hinter dem Anschlag die syrische 
Regierung vermutete und deshalb den Abzug 
des seit 1976 im Land stationierten Militärs 
forderte und eines, das gegen den Abzug war, 
weil es befürchtete, der westliche Einfluss 
würde sich dadurch verstärken.

Nach einer Reihe von Protesten setzten 
sich die Syrienkritiker durch und Assad zog 
seine Truppen zurück. Geblieben sind die 
 politischen Differenzen. Bis heute ringen eher 
westlich orientierte, vornehmlich sunnitische 
Organisationen mit mehrheitlich  schiitischen, 
pro-iranischen Kräften (inklusive der 
 Hisbollah) um die politische Macht. Seit 2014 
ist das Amt des Präsidenten trotz unzähliger 
Wahlanläufe vakant. Die ursprünglich für 
2013 angesetzten Parlamentswahlen wurden 
mehrfach verlegt und sollen nicht vor 2017 
stattfinden.

Der politische Stillstand bleibt angesichts der 
enormen Probleme des Landes nicht ohne 
Folgen: Bereits heute sind Armut und soziale 
Ungleichheit weit verbreitet. Die Infrastruktur 
ist marode. Das Internet zählt zu den lang-
samsten der Welt, angesichts regelmäßiger 
Stromausfälle sind Unternehmen und viele 
Privathaushalte auf teure Generatoren an-
gewiesen und auch die Wasserversorgung 
ist in den Sommermonaten häufig unterbro-
chen.1 Die Lage könnte sich künftig weiter 
verschlechtern: Mit der Syrienkrise sind 
binnen kurzer Zeit beinahe zwei Millionen 
Flüchtlinge ins Land gekommen und erhöhen 
damit den Bedarf an Lehrern und Schulen, 
Ärzten und Krankenhäusern, Nahrung, Strom, 
Wasser und nicht zuletzt an Arbeitsplätzen.2 
Dabei ist der libanesische Arbeitsmarkt durch 
das starke Wachstum der einheimischen 
Erwerbsbevölkerung ohnehin überlastet. 
Der Internationale Währungsfonds rechnet 
vor, dass selbst in dem unwahrscheinlichen 
Fall, dass im Jahr 2019 nur noch eine halbe 
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Million Flüchtlinge im Libanon leben, jähr-
lich 22.000 neue Arbeitsplätze entstehen 
müssten, um die heutige offizielle Arbeits-
losigkeit von elf Prozent aufrecht zu halten. 
Experten halten es für wahrscheinlich, dass 
unter vorherrschenden Bedingungen gerade 
mal ein Siebtel dieser Jobs geschaffen wer-
den kann.3 Die Unzufriedenheit mit den Le-
bensbedingungen, die sich schon im Sommer 
2015 in gewalttätigen Protesten entladen hat, 
dürfte sich damit weiter verschärfen.4

Demografische Lage

Da sich das politische System in Libanon an 
der religiösen und konfessionellen Zusam-
mensetzung der Bevölkerung orientiert, ist 
es offiziell eng verknüpft mit der demogra-
fischen Entwicklung. Die wichtigsten poli-
tischen Ämter im Land – Staatsoberhaupt, 
Ministerpräsident und Parlamentsvorsitz 
– bekleidet jeweils ein Vertreter der drei 
größten Gruppen von Christen, Sunniten 
und Schiiten. Auch die Sitzverteilung der 
Nationalversammlung orientiert sich am Be-
völkerungsgewicht der anerkannten Konfes-
sionen, etwa maronitische oder armenisch-
apostolisch-orthodoxe Christen, Alawiten, 
Drusen und viele mehr. Doch längst spiegeln 
die bestehenden Kräfteverhältnisse die de-
mografische Realität nicht mehr wider. Denn 
sie basieren auf Daten, die im Jahr 1932, also 
vor gut 80 Jahren, erhoben wurden. Damals 
vollzog Libanon seine bis dato letzte Volks-
zählung. Deren Ergebnissen zufolge stellten 
Christen etwa 50 Prozent der Bevölkerung. 
Nach aktuellen Schätzungen dürften es 
heute noch etwa 40 Prozent sein, während 
die Muslime mit beinahe 60 Prozent (davon 
jeweils 45 Prozent Sunniten und  Schiiten 
sowie 10 Prozent Drusen*) die Mehrheit 

bilden.5 Wenn diese Angaben stimmen, hätte 
eine erneute Bevölkerungszählung politische 
Sprengkraft und könnte die seit jeher großen 
interkonfessionellen Spannungen weiter 
erhöhen. Um ein Land aber überhaupt steu-
ern und entsprechend seiner Bedürfnisse mit 
Straßen, Strom, Wasser, Schulen und Kran-
kenhäusern auszustatten, sind regelmäßige 
Volkszählungen unerlässlich. Doch möglich 
wäre eine Volkszählung nur, wenn zuvor das 
nach Konfessionen festgelegte politische 
System aufgelöst würde. Im Friedensvertrag 
von 1990, der den 15-jährigen libanesischen 
Bürgerkrieg beendete, ist dies sogar vorgese-
hen. Bis heute ließ sich dieses Ziel allerdings 
nicht durchsetzen.

Wirtschaft

In Libanon dominiert der Dienstleistungs-
sektor. Neben der robusten Finanz- und Im-
mobilienbranche sind Handel und Tourismus 
die wichtigsten Wirtschaftssparten.6 Doch 
die beiden letztgenannten Bereiche sind 
sehr anfällig für innen- wie außenpolitische 
Krisen. Die Zahl der Touristen ist seit dem 
Arabischen Frühling deutlich zurückgegangen 
und durch den Syrienkrieg ist der einzige 
legale Handelsweg über Land nicht mehr 
verfügbar.7 Deutlich sichtbar werden die 
Probleme am Wirtschaftswachstum, das in 
den Jahren 2007 bis 2010 noch bei acht bis 
zehn Prozent lag und seither auf ein bis zwei 
Prozent gesunken ist.8 

Um künftig krisenfester zu werden, müsste 
das Land andere, einträglichere Wirtschafts-
bereiche ausbauen und dafür strukturelle Re-
formen wie die Umgestaltung von Steuer-, So-
zial- und Rentensystem unternehmen. Außer-
dem sind Investitionen nötig, um die Infra-
struktur auf den neusten Stand zu bringen.9 
Für diese Maßnahmen bräuchte es nicht nur 
politischen Willen und eine handlungs fähige 
Regierung sondern vor allem finanziellen 
Spielraum. Doch der fehlt dem Land, das mit 
134 Prozent seines Brutto inlandsprodukts 

* Die Drusen bezeichnen sich selbst nicht als Muslime, 
werden laut libanesischer Verfassung aber dieser 
 Religionsgruppe zugesprochen.

derzeit die fünfthöchste Staatsverschuldung 
der Welt verzeichnet – das ist beinahe so viel 
wie Griechenland zu Beginn der Schulden-
krise im Jahr 2010 (147 Prozent).10

Bildung

Durch die Fokussierung auf Handel und das 
Gastgewerbe bietet die libanesische Wirt-
schaft ihrer Erwerbsbevölkerung bislang vor 
allem einfache Jobs im Niedriglohnsektor 
und in der Schattenwirtschaft.11 Dabei wären 
viele Libanesen theoretisch in der Lage, 
in wissensintensiveren Bereichen tätig zu 
werden. Die Berufseinsteigergeneration der 
20- bis 29-Jährigen ist zumindest formal gut 
qualifiziert. Zwei Drittel von ihnen haben eine 
Oberstufe besucht und die Hälfte von ihnen 
verfügt sogar über Hochschulbildung – deut-
lich mehr als in den meisten anderen Mena-
Ländern.12 Doch was Einstiegsgehälter und 
die Dauer des Übergangs von Ausbildung in 
den Beruf betrifft, sind die Startbedingungen 
für Akademiker im Libanon so schlecht wie in 
keinem anderen Land der Region.13 Auf der 
Suche nach besseren Bedingungen verlassen 
deshalb viele junge Leute das Land.14 

Für libanesische Arbeitgeber wird es damit 
zunehmend schwieriger, qualifiziertes Per-
sonal zu finden. Dies war bislang ohnehin 
problematisch, denn trotz der hohen Absol-
ventenzahlen in höheren Bildungsstufen be-
klagen Berufseinsteiger wie Arbeitgeber, dass 
sie nicht über die notwendigen Kenntnisse 
für Jobs in der freien Wirtschaft verfügen.15 

Dieser Missstand könnte künftig zumindest 
teilweise behoben werden, denn in den 
vergangenen zwanzig Jahren haben sich 
Programme zur Berufsbildung ausgebreitet. 
Im Jahr 2012 besuchten immerhin 15 Prozent 
aller Sekundarschüler eine Berufsschule.16 
Außerdem wurde die Vermittlung unterneh-
merischer Fähigkeiten jüngst Teil der Lehr-
pläne in weiterführenden Schulen.17



Berlin-Institut  79

D

D

EU

EU

PS

PS

PS

PS

15+ 15–24 15+ 15–24

2015

2015

2030

2030

4,5 Mio.

75 Prozent

6,6 Mio.

79 Prozent

4,1 73

0        US$ 140.000
BIP

Exporte
Nahrungsmittel, Rohstoffe, chemische 
 Erzeugnisse
Importe 
KFZ und -Teile,  Maschinen, chemische Erzeug-
nisse, Elektrotechnik, Mess- und Regeltechnik 
Investitionen: keine Angabe
Entwicklungsgelder: 94,1 Mio. Euro

Seit 2008: Investitionsschutzabkommen 
Seit 2014: Zusammenarbeit in wirtschaftlichen 
und politischen Bereichen in deutsch-palästinen-
sischem Lenkungsausschuss
Deutschland erkennt die Palästinen- 
sischen Gebiete nicht als Staat an 

Exporte
Rohstoffe, Agrarprodukte
Importe
Maschinen, chemische Erzeugnisse, 
 Transportmaterial
Investitionen: keine Angabe

Die EU ist der größte Geber von  
Entwicklungshilfegeldern in Palästina 
Seit 1997: Interims-Assoziationsabkommen über 
Handel und Zusammenarbeit
Die Plästinensischen Gebiete sind Teil der 
Union für den Mittelmeerraum (Euromed)

2005-10
–1,6 –0,5

2005-14
+0,8

2010-14

0,9 Mio. Euro

13,9 Mio. Euro

52,2 Mio. Euro

140,2 Mio. Euro

Unternehmertum

Laut Global Entrepreneurship Index sind die 
Bedingungen für ein lebendiges Unterneh-
mertum im Libanon nicht schlecht. Unter den 
untersuchten Mena-Ländern belegt das Land 
einen Platz im Mittelfeld. Demnach erkennen 
Libanesen für gewöhnlich ihre unterneh-
merischen Chancen und setzen diese im 
Austausch mit anderen auch in die Tat um. 
Zudem trauen es sich viele zu, ein Unterneh-
men aufzubauen.18 Das gute Abschneiden in 
diesen Bereichen ist aber nicht als Zeichen 
dafür zu verstehen, dass im Land schon bald 
eine große Riege erfolgreicher Unternehmer 
entstehen dürfte. Vielmehr sind die meisten 
Libanesen im informellen Sektor tätig, wo sie 
kaum Personal beschäftigen, oft nur einfache 
Leistungen anbieten und kaum wirkliche 
unternehmerische Erfahrungen sammeln 
können.19 Außerhalb der Schattenwirtschaft 
gestaltet sich die Lage dagegen schwie-
riger. Das zeigt das schlechte Abschneiden 
 Libanons im Ease of Doing Business Index 
(Platz 123 von 189 weltweit). Demnach 
weisen die rechtlichen Rahmenbedingungen 
für Unternehmertum in Libanon erhebliche 
Mängel auf – von der Möglichkeit einer Un-
ternehmensgründung bis hin zur Abwicklung 
von Insolvenzen. 

Die politischen Entscheidungsträger kommen 
nur langsam dabei voran, die Bedingungen 
für Unternehmer zu fördern und sie in ihrer 
Arbeit zu unterstützen.20 Eine nationale Stra-
tegie zur Förderung kleiner und mittelstän-
discher Unternehmer wurde erst 2014 auf 
den Weg gebracht.21 Ihre Ergebnisse stehen 
noch aus.

Geschlechtergerechtigkeit

Mit Platz 138 von insgesamt 145 Ländern 
erreicht Libanon im Global Gender Gap 
Index des Weltwirtschaftsforums nicht nur 
inter national ein unterdurchschnittliches 
Ergebnis. Auch im Vergleich mit anderen 
Mena-Ländern schneidet das Land schlecht 

ab. Libanesische Frauen stehen dem Arbeits-
markt seltener zur Verfügung, erhalten we-
niger Gehalt und erreichen seltener höhere 
Positionen als Männer.22 Auch in der Politik 
gibt es kaum weibliche Vertreter.23 Und 
das, obwohl Frauen schon seit vielen Jahren 
ähnliche Bildungsergebnisse erzielen wie 
Männer und somit problemlos mit ihnen 
konkurrieren könnten.24

Risikolage

Seit dem Ausbruch des Syrienkonflikts 
verschlechtert sich die Sicherheitslage im 
Libanon zusehends. Innerhalb des Landes 
sind verschiedene bewaffnete Milizen ak-
tiv.25 Die größte unter ihnen, der militärische 
Arm der Hisbollah, ist in den vergangenen 
Jahren deutlich erstarkt. Die Organisation 
kämpft aktiv auf Seiten des Assad-Regimes 
im Syrienkrieg.26 Innerhalb Libanons geht 
die  Hisbollah scharf gegen Sunniten vor 
und begründet dies mit einer wachsenden 
Gefahr durch Terroristen. Tatsächlich haben 
extremistische Tendenzen innerhalb der 
sunnitischen Gemeinschaft zugenommen und 
es bestehen Netzwerke zu Gleichgesinnten 
in Syrien.27 Darüber hinaus gelang dem so-
genannten Islamischen Staat im November 
2015 der schwerste Anschlag im Libanon 
seit Ende des Bürgerkriegs im Jahr 1990. Der 
Terrorakt forderte über 40 Tote.28

Der massive Zustrom syrischer Flüchtlinge 
schürt die Sorge vor einem Erstarken von 
Extremisten.29 Libanon hat die Genfer Flücht-
lingskonvention nicht unterzeichnet und 
gewährt den Ankömmlingen deshalb keinen 
eindeutigen Rechtsstatus. Dies zwingt die 
Flüchtlinge bei der Suche nach Arbeit in 
die Illegalität und Armut.30 Internationale 
Organisationen warnen, dass sich durch 
den Flüchtlingszuzug die sozioökonomische 
Lage im Libanon insgesamt dramatisch ver-
schlechtern könnte.31

PALÄSTINENSISCHE 
GEBIETE
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Seit 2007 teilen sich unfreiwillig zwei 
rivalisierende Gruppen die Macht in den 
Palästinensischen Gebieten (im Folgenden 
Palästina genannt): Die Fatah-geführte 
 Palästinensische Autonomiebehörde kontrol-
liert Teile des Westjordanlands, das seit 1967 
von Israel militärisch besetzt ist, die radikal-
islamische Hamas den Gaza-Streifen. Immer 
wieder gibt es Versuche zur Bildung einer 
Einheitsregierung, bislang aber ohne Erfolg.1 
Der ungeklärte völkerrechtliche Status von 
Ostjerusalem und dem Westjordanland 
bildet den Kern des Nahostkonfliktes. Israel 
trägt damit indirekt zur Spaltung Palästinas 
bei: Es kontrolliert entgegen bestehender 
Übereinkünfte  beinahe zwei Drittel des 
 Westjordanlands sowie Ostjerusalem und 
erweitert seine Präsenz zusehends durch 
Siedlungsbau. Sämtliche Grenzübergänge 
stehen unter israelischer Aufsicht, zudem 
ist Palästina beinahe gänzlich von Strom 
aus Israel abhängig. Durch die politische 
und territoriale Teilung ist es kaum möglich, 
Palästina zu verwalten und wirtschaftlich zu 
entwickeln.

Demografische Lage

Der Fläche nach ist Palästina etwa 2,5-mal 
so groß wie Luxemburg, verzeichnet mit 4,5 
Millionen Menschen aber beinahe 8-mal so 
viele Einwohner. Mancherorts zählt die Bevöl-
kerungsdichte Palästinas zu einer der höchs-
ten der Welt. Bei einer durchschnittlichen 
Zahl von 4,1 Kindern pro Frau wird das Bevöl-
kerungswachstum den Lebensraum künftig 
weiter beengen und die Nachfrage nach Nah-
rungsmitteln, Wasser, Strom, medizinischer 
Versorgung und Lehrern steigern.2 Von einem 
demografischen Bonus, der es dem Land 
erleichtern würde, eine Entwicklung mit der 
Kraft seiner Einwohner voranzutreiben und 
die Versorgung zu verbessern, ist Palästina 
weit entfernt.

Wirtschaft

Mit der Machtübernahme der Hamas wurde 
der Gaza-Streifen isoliert. Sowohl Ägypten 
als auch Israel blockieren seither den Wa-
ren- und Personenverkehr.3 Das Pro-Kopf-
Einkommen ist um elf Prozent eingebrochen.4 

Drei Kriege mit Israel forderten nicht nur 
Tausende Opfer, sondern hinterließen auch 
zerstörte Wohn- und Geschäftsräume, Schu-
len, Krankenhäuser. Auch die Strom- und 
Wasserversorgung, das Telefonnetz und 
die Landwirtschaft funktionieren nur noch 
eingeschränkt.5 Die Arbeitslosenquote liegt 
offiziell bei über 40 Prozent.6 80 Prozent 
der Bevölkerung sind auf humanitäre Hilfe 
angewiesen.7

Im Westjordanland mit einer Arbeitslosen-
quote von rund 20 Prozent und einer ebenso 
hohen Armutsquote (2011) ist die Lage etwas 
besser.9 Auch wenn hier keine Blockade gilt, 
hemmen strikte Handels- und Bewegungs-
beschränkungen die Wirtschaft.10 Zusätzlich 
bedeutet die israelische Kontrolle über weite 
Gebiete des Westjordanlandes volkswirt-
schaftliche Verluste, die einem Drittel des 
gesamtpalästinensischen BIPs entsprechen 
(2011).11 Zudem kassiert Israel den Zoll an 

den Grenzübergängen und leitet den palästi-
nensischen Anteil häufig erst verzögert an die 
Autonomiebehörde weiter. In Krisenzeiten ist 
dies ein Druckmittel, denn die Zolleinnahmen 
machen zwei Drittel der offiziellen Einnah-
men der Autonomiebehörde aus.12

Trotz dieser schwierigen Bedingungen ist die 
Wirtschaft des Westjordanlands zwischen 
2005 und 2014 jährlich um durchschnittlich 
7,5 Prozent gewachsen.13 Doch dahinter 
stecken weniger eigene Leistungen als Ent-
wicklungshilfegelder in Milliardenhöhe, mit 
deren Hilfe die Autonomiebehörde rund 80 
Prozent ihrer Ausgaben deckt.14 Pro Kopf fällt 
das Wirtschaftswachstum deutlich geringer 
aus, denn das Bevölkerungswachstum fiel 
deutlich höher aus.

Bildung

Mehr als die Hälfte der 15- bis 29-jährigen 
Palästinenser besucht weder eine Schule 
noch eine Hochschule. Jeder Fünfte hat nicht 
einmal die Grundschule abgeschlossen und 
ein Drittel hat nach der Grundschule seine 
Bildungskarriere beendet.15 Weniger als ein 
Prozent der Sekundarschüler besucht eine 

Auseinandergedriftet

Bis Mitte der 2000er Jahre war das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf im Westjordanland kaum höher als im Gaza-
Streifen. Heute liegt es in Gaza um ein Drittel niedriger als 1994, während es im Westjordanland um mehr als 
die Hälfte gewachsen ist. Grund für den Niedergang in Gaza sind die kriegerischen Auseinandersetzungen mit 
Israel nach dem Wahlerfolg der Hamas im Jahr 2006 sowie die Blockade des Waren- und Personenverkehrs. 

Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf in US-Dollar, 
1994 bis 2014
(Datengrundlage: 
 Palästinensische 
 Statistikbehörde8)
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berufsbildende Einrichtung.16 Ausbildungsbe-
rufe genießen geringes Ansehen, zudem wird 
es palästinensischen Jugendlichen durch die 
eingeschränkte Bewegungsfreiheit schwer 
gemacht, mit einem Umzug die Möglichkeit 
für eine gute Ausbildung zu verbessern.17 Da-
bei steigert eine Berufsbildung die Chancen 
auf dem palästinensischen Arbeitsmarkt, wo 
es gerade einmal für jeden zweiten jungen 
Arbeitssuchenden einen Job gibt.*

Unternehmertum

Politische Instabilität und eine schlechte 
Infrastruktur hemmen die Risikofreude von 
Unternehmern sowie Investoren und senken 
damit das privatwirtschaftliche Potenzial.19 
95 Prozent der über 260.000 palästinensi-
schen Unternehmen zählen weniger als 10 
Mitarbeiter und nur wenige von ihnen befin-
den sich auf Wachstumskurs.20, 21

Um das Unternehmertum zu modernisieren 
und zu fördern, sind in den vergangenen 
Jahren private und öffentliche Fonds entstan-
den.22 Inzwischen entwickelt sich eine kleine, 
lebendige IT-Szene in Palästina. Die Branche 
gilt als einer der wichtigsten Zukunftssekto-
ren– schon alleine, weil ihre Produkte ohne 
den Umweg über Israel weltweit verkauft 
werden können.23 Doch um mit der weltwei-
ten Konkurrenz mithalten zu können, müssten 
die Schulen und Universitäten ihre Absol-
venten besser ausbilden – nicht nur, was 
Fach-, sondern auch was unternehmerische 
Kenntnisse betrifft.24 Ansätze dafür gibt es 
zahlreiche, doch es mangelt bislang an einer 
übergeordneten Strategie.25

Geschlechtergerechtigkeit

Rund 80 Prozent aller Ingenieure, Anwälte 
und Journalisten sind Männer.26 Obwohl 
junge Palästinenserinnen zwischen 15 und 
29 Jahren formal besser gebildet sind als ihre 
männlichen Altersgenossen, begibt sich gera-
de einmal jede fünfte von ihnen auf Jobsuche 
und mehr als die Hälfte davon ohne Erfolg.27 
Frauen verdienen einen Bruchteil der Gehäl-
ter von Männern und viele arbeiten unbezahlt 
in Familienunternehmen.28,29

Berufsbildung 
 erhöht Chancen

Wer in Palästina eine 
Berufsschule besucht, 
bleibt vergleichsweise 
selten arbeitslos. Dies gilt 
für junge Männer und erst 
recht für junge Frauen, 
bei denen die Arbeitslo-
senquote mit solch einer 
Qualifikation sogar bei 0 
Prozent liegt – allerdings 
bei sehr geringer Fallzahl. 
Von der Berufsbildung 
abgesehen, steigt unter 
palästinensischen Frauen 
im Berufseinstiegsalter 
das Risiko von Arbeits-
losigkeit mit wachsendem 
Bildungsgrad. Bei den 
Männern dagegen erhöht 
der Besuch einer wei-
terführenden Schule die 
Chance auf einen Job.

In vielen Bereichen vom Eherecht bis hin zur 
Bewegungsfreiheit werden Frauen durch die 
geltenden Gesetze benachteiligt.30 Mit der 
Einrichtung eines Frauenministeriums und der 
Veröffentlichung eines regelmäßigen Berichts 
der Statistikbehörde zur Lage von Frauen ist 
die Geschlechtergerechtigkeit auf der politi-
schen Agenda nach oben gerückt.

Risikolage

Für eine funktionierende Wirtschaft, welche 
die Menschen mit Arbeit versorgt und vor der 
Armut bewahrt, gibt es in Gaza kaum eine 
Grundlage. Bereits drei Jahre vor den letzten 
israelischen Luftschlägen im Jahr 2014 hatten 
die Vereinten Nationen davor gewarnt, Gaza 
könne binnen zwanzig Jahren unbewohnbar 
werden.31 Der neuerliche Konflikt hat enorme 
Schäden angerichtet, deren Beseitigung ange-
sichts der Blockade und mangelnder Finanz-
mittel nahezu unmöglich ist und im günstigs-
ten Fall Jahre oder Jahrzehnte in Anspruch 
nehmen dürfte.32 Hochproblematisch ist das 
Schwinden der Süßwasservorräte, welche 
bereits heute zu 95 Prozent verschmutzt sind 
und bald gänzlich versiegen könnten.33

Die Umsetzung der Ankündigung von Hamas 
und Fatah, noch innerhalb des Jahres 2016 
Wahlen zu veranstalten, wäre eine Grund-
voraussetzung für einen Ausweg aus der Krise. 
Doch nur eine Einigung mit Israel würde den 
Palästinensern eine realistische Perspektive 
auf Ruhe und Entwicklung verschaffen.34 Wie 
unzufrieden diese mit ihrer Lage sind, zeigt 
die wachsende Gewalt im Westjordanland, 
die bereits als dritte Intifada bezeichnet wird 
– also als palästinensischer Aufstand gegen 
Israel.35

In Anbetracht der zahlreichen neuen Kon-
fliktherde in der Region besteht außerdem die 
Gefahr, dass die internationalen Geldgeber 
künftig andere Schwerpunkte setzen und die 
Hilfszahlungen zurückfahren.36 Bereits jetzt 
übersteigen die Ausgaben Palästinas die 
 Einnahmen.37

Arbeitslosenquote 
15- bis 29-jähriger 
Palästinenser nach 
Geschlecht und Bil-
dungsstand, 2013
(Datengrundlage: 
ILO18)

* Mehr zur Berufsbildung in Palästina erfahren Sie im 
Interview mit Andreas König von der Deutschen Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit auf Seite 31.
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Seit 1999: Investitionsschutzabkommen
Seit 2009: Doppelbesteuerungs-
abkommen 

Exporte
Kraftstoffe, chemische Erzeugnisse 
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Maschinen und Fahrzeuge, chemische 
 Erzeugnisse

Bis 2008: Verhandlungen über ein Freihandels-
abkommen zwischen der EU und dem Golf-Koope-
rationsrat, derzeit ruhend

Saudi-Arabien ist Mitglied des Golf-
kooperationsrats. Mit diesem besteht seit 1988 
ein  Kooperationsabkommen mit der EU.

Die finanzielle Kooperation findet im Rahmen des 
Finanzierungsinstruments für die Zusammen-
arbeit mit industrialisierten Ländern und Gebie-
ten sowie mit anderen Ländern und Gebieten mit 
hohem Einkommen statt. Teil davon ist  
das EU-GCC Clean Energy Network.
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+2,7 +2,7

2005-14
+2,9

2010-14

1,7 Mrd. Euro

30,1 Mrd. Euro

9,2 Mrd. Euro

33,7 Mrd. Euro

XOIX IOIXXI!

SAUDI-ARABIEN
Saudi-Arabien gehört zu den wenigen Mena-
Ländern, in denen die Bevölkerung bisher 
wenig gegen ihre autokratische Regierung 
aufbegehrt hat. Dafür gibt es verschiedene 
Gründe: Erstens verfügt das Land über die 
größten nachgewiesenen Erdölreserven 
der Welt und kann es sich erlauben, den 
meisten seiner einheimischen Bewohner 
einen ungewöhnlichen Wohlstand bei hoher 
Sicherheit zu gewähren. Zweitens wurden die 
wenigen Proteste im Gefolge des Arabischen 
Frühlings in den Jahren 2011 und 2012 rasch 
niedergeschlagen.1 Drittens ist das saudische 
Königshaus als Autorität weithin akzeptiert, 
unter anderem, weil die Menschen erleben 
konnten, welche Folgen das Chaos und das 
Blutvergießen in den benachbarten Ländern 
hatten. Diese Verhältnisse sind ein Alptraum 
für saudische Bürger, die seit den 1930er 
Jahren ein Leben ohne größere Konflikte füh-
ren konnten. Und viertens bezieht das Land 
seine Identität im Wesentlichen aus dem 
Wahhabismus, einer extrem konservativen 
Interpretation des sunnitischen Islam, der 
auch in der jungen Bevölkerung verankert ist 
und die Menschen eint.2 

Das saudische Königreich ist eine der letzten 
noch existierenden absoluten Monarchien. 
Seine Regierenden verfügen über eine na-
hezu unbegrenzte Machtfülle. Der König ist 
gleichzeitig Staatsoberhaupt, Regierungschef 
sowie oberster Befehlshaber des Militärs 
und der Polizei. Er steht offiziell über jedem 
Gesetz. Oppositionsparteien sind ebenso 
verboten wie der Abfall vom Glauben, der 
unter Todesstrafe steht.3 Seit der Staats-
gründung im Jahr 1932 ist das Hauptziel 
des Königshauses Al Saud, für nationalen 
Zusammenhalt sowie Sicherheit zu sorgen 
und extremistische Kräfte im eigenen Land 
auszuschalten. Die bisherigen Erfolge dieser 
Politik sind politische Stabilität und, damit 
verbunden, Saudi-Arabiens Verlässlichkeit 
als Öllieferant, der in der Vergangenheit auch 
Produktionsausfälle anderer Förderländer 
wie Libyen oder Irak ausgleichen konnte. 
Dies hat das Land trotz aller Kritik an der 

harten Führung und der Menschenrechtslage 
zu einem wichtigen Partner der westlichen 
Welt, insbesondere der USA, gemacht.

Der seit Anfang 2015 amtierende neue König 
Salman ibn Abd al-Aziz Al Saud steht vor der 
großen Aufgabe, diese Stabilität zu erhal-
ten. Dabei muss er bei massiv gesunkenen 
 Öleinnahmen einen ausgeuferten Wohlfahrts-
staat und steigende Militärausgaben finan-
zieren sowie die Wirtschaft diversifizieren. Er 
muss sein Land aus der Abhängigkeit von den 
Ölexporten lösen, weite Bevölkerungskreise 
auf einen stagnierenden oder gar sinkenden 
Lebensstandard vorbereiten und die wach-
sende junge Bevölkerung mit Arbeitsplätzen 
versorgen. 

Demografische Lage

Das flächenmäßig größte Land im Nahen 
Osten hat in den vergangenen Jahren einen 
extremen demografischen Wandel erlebt. 
Die noch vor einem halben Jahrhundert über-
wiegend nomadische Bevölkerung lebt heute 
zu über 80 Prozent in Städten mit hoch-
moderner Infrastruktur.4 Der mit der Urbani-
sierung verbundene gesellschaftliche Wandel 
hat, zusammen mit einem gestiegenen 
Bildungsgrad, insbesondere unter Frauen, zu 
einem deutlichen Rückgang der Fertilitäts-
rate geführt. Lag diese noch bis in die 1980er 
Jahre bei über 7 Kindern je Frau, ist sie heute 
auf 2,9 abgesunken.5 

Aufgrund der höheren Nachwuchszahlen in 
der Vergangenheit ist die saudische Bevöl-
kerung noch sehr jung und wächst weiterhin 
stark – derzeit um etwa eine halbe Million 
pro Jahr. Seit 1960 hat sich die Zahl der Ein-
wohner auf heute 32 Millionen verachtfacht.6 
Die Bevölkerung wächst so schnell, dass sich 
das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf seit den 
frühen 1980er Jahren langsamer erhöht als 
die Zahl der Menschen.7 Etwa ein Drittel der 
Bevölkerung besteht aus zugewanderten 

49.537
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 Arbeitskräften, darunter rund 100.000 
internationale Experten sowie etwa zehn 
 Millionen gering qualifizierte Gastarbeiter 
aus Asien und arabischen Ländern. 

Rund die Hälfte aller Einwohner ist unter 25 
Jahre alt, zwei Drittel sind unter 30. Die junge 
einheimische Bevölkerung, die zumindest 
formell recht gut qualifiziert ist und daraus 
gewisse Ansprüche ableitet, steht einer politi-
schen Elite mit einem über 80-jährigen König 
gegenüber, dessen Kabinettsmitglieder ein 
Durchschnittsalter von 65 Jahren aufweisen. 
Dieser Altersunterschied und die damit ein-
hergehenden Spannungen könnten zu dem 
wichtigsten Treiber für künftige politische 
Reformen werden.8 

Wirtschaft 

Die größte Volkswirtschaft der Mena-Region 
hat in Zeiten hoher Rohölpreise nach 2005 
enorme Haushaltsüberschüsse erzielt. Bis 
März 2015 hatte Saudi-Arabien mit rund 
750 Milliarden US-Dollar die dritthöchsten 
Devisen reserven der Welt nach China und 
Japan angehäuft.9 Doch seither ist der 
Ölpreis gefallen, unter anderem, weil sich 
Saudi-Arabien auf einen Preiskrieg mit Iran, 
Russland und der amerikanischem Fracking-
Industrie eingelassen hat. Unerklärtes Ziel 
dieser Politik ist es, mit einer Überproduk-
tion den Ölpreis unter die Förderkosten und 
Wettbewerber in den Ruin zu treiben. Bisher 
ist allerdings unklar, ob sich Saudi-Arabien 
dabei nicht vor allem selbst schadet: Derzeit 
gibt das Land wesentlich mehr aus, als es 
einnimmt, weshalb die Währungsreserven bis 
Februar 2016 um 150 Milliarden US-Dollar 
abgeschmolzen sind.10 Schätzungen gehen 
davon aus, dass sie bei gleichbleibender Aus-
gabenpolitik und einem anhaltend niedrigen 
Ölpreis in fünf Jahren aufgebraucht sind.11

Die Ausgabenpolitik besteht einerseits darin, 
dass Saudi-Arabien einen Krieg im Jemen 
finanziert, die Unterstützung der Rebellen 
in Syrien sowie unter dem Siegel einer „isla-

mischen Bildung“ die weltweite Verbreitung 
des Salafismus und damit die Diffamierung 
anderer Glaubensgemeinschaften.12 Ande-
rerseits sind die Ausgaben für die innere 
Sicherheit und das Militär seit Ausbruch des 
Arabischen Frühlings um 19 Prozent pro 
Jahr gestiegen und machen mittlerweile ein 
Viertel des Staatshaushalts aus.13 Gleich-
zeitig lässt sich die Regierung die Loyalität 
ihrer Landsleute einiges kosten: Über 100 
Milliarden Dollar flossen seit 2010 in soziale 
Projekte und Stipendien.14 Das Gesundheits-
system ist gratis. Die Subventionen für Öl, 
Gas, Elektrizität und Trinkwasser summieren 
sich auf jährlich 62 Milliarden US-Dollar. Auf 
anderenorts übliche Einnahmequellen wie 
Einkommens- oder Mehrwertsteuern von 
einheimischen Bürgern und Unternehmen 
verzichtet der Staat bislang.15 Über 60 Pro-
zent der Erwerbsbevölkerung arbeiten nicht, 
oftmals, weil sie es gar nicht nötig haben.16

Schlecht versorgt sind hingegen ausländische 
Billigarbeitskräfte, die im Schnitt weniger 
als 300 US-Dollar im Monat verdienen und 
praktisch keinen Zugang zu saudischen 
Sozialleistungen haben. Diese gewaltigen 
Einkommensunterschiede erklären, warum 
die Versuche der Regierung, Einheimische 
in Jobs des privaten Sektors unterzubringen, 
die zuvor von Gastarbeitern erledigt wurden, 
bislang wenig erfolgreich waren.17

Wie in anderen Rentierstaaten auch hängt die 
Volkswirtschaft noch immer stark von Roh-
stoffen ab. Industrie und Dienstleistungen 
tragen zusammen nur etwa zur Hälfte des 
Bruttosozialprodukts bei. Die Privatwirt-
schaft entwickelt sich zwar stetig, schafft 
aber bisher viel zu wenige Jobs für die stark 
wachsende Erwerbsbevölkerung. Offiziellen 
Angaben zufolge liegt die Arbeitslosigkeit un-
ter 15- bis 24-Jährigen bei fast 30 Prozent.18 

Welche Probleme auf dem Arbeitsmarkt 
herrschen, hat schon 2010 Khalid A. Al-Falih, 
der Vorstandsvorsitzende der staatlichen 

Ölkonzerns Aramco, deutlich gemacht: Die 
Wirtschaft des Landes, erklärte er, müsse 
um jährlich acht Prozent wachsen, damit sie 
innerhalb eines Jahrzehntes die notwendigen 
vier Millionen neuer Jobs schaffe.19 Tatsäch-
lich betrug das Wirtschaftswachstum in der 
Vergangenheit aber nur drei bis fünf Prozent. 
Mittlerweile ist es durch den niedrigen Öl-
preis auf zwei bis drei Prozent gesunken und 
die Prognosen von Weltbank oder IWF geben 
keine bessere Aussicht für die Zukunft.20, 21

Mittelfristig muss sich Saudi-Arabien von 
jenem Stoff unabhängig machen, auf dem 
sein ganzer Reichtum gründet – schon aus 
eigenem Interesse: Der verschwenderische 
Umgang mit der vermeintlich billigen Energie 
hat dazu geführt, dass fast ein Drittel des ge-
förderten Erdöls im eigenen Land verbraucht 
wird – 3,2 Millionen Fass pro Tag. Steigt der 
Verbrauch weiter wie bisher, was angesichts 
des Bevölkerungswachstums nicht auszu-
schließen ist, wäre Saudi-Arabien Studien 
zufolge um das Jahr 2030 herum gezwungen, 
selbst Öl zu importieren.22 Auch aufgrund sol-
cher Erkenntnisse plant die Regierung über 
die nächsten 20 Jahre 16 Atomkraftwerke. 
Ob sich diese gewaltigen Investitionen 
überhaupt finanzieren lassen, ist allerdings 
ungewiss.23 Aufgrund des niedrigen Ölpreises 
hat das Land ein Solar programm bereits 
weitgehend kassiert.24 

Als Antwort auf die vielfältigen Herausfor-
derungen plant das Königshaus jetzt das 
umfassendste Reformprogramm seit Staats-
gründung mit dem Namen „Saudi 2030“. Es 
soll den BIP-Anteil aus Ölverkäufen von 47 
auf 11 Prozent reduzieren und das Ende der 
Ressourcenabhängigkeit durch Jobs in der 
Privatwirtschaft garantieren. Für das Libera-
lisierungsprogramm müsste der König jedoch 
den Einfluss der religiösen Führer deutlich 
einschränken. Zudem ist bislang unklar, mit 
welchen Mitteln der geplante Staatsfonds in 
Höhe von zwei Billionen US-Dollar aufgebaut 
werden soll, der für die Finanzierung der 
notwendigen Investitionen nötig wäre.25
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schule nur für Frauen. Private Einrichtungen 
mitgezählt bildeten die Universitäten 2013 
rund 1,2 Millionen Studenten aus. Doch Kri-
tiker bemängeln, dass es den einheimischen 
Professoren an Erfahrung mangele, dass 
kein kritisches Denken geschult und dass der 
Wissenszugang behindert werde, indem die 
Zensur Websites blockiere. Zudem seien die 
Forschungsleistungen der üppig ausgestatten 
Hochschulen gering und Erfolge meist von 
ausländischem Fachpersonal abhängig.32

Unternehmertum

Entwicklungsexperten sehen rohstoffreiche 
Länder wie Saudi-Arabien, in denen die 
Einnahmen lange Zeit quasi von alleine flie-
ßen, in der „Ressourcenfalle“. Unter diesen 
Bedingungen können sich Unternehmergeist 
und Innovation nur schwer entfalten.35 Auch 
in diesem Feld hat schon die vorherige 
Regierung Reformen eingeleitet, hat die 
Rechts sicherheit verbessert und den Zugang 

zu Kapital erleichtert.36 Dennoch wagen sich 
sehr wenige Saudis in das Abenteuer einer 
Firmengründung. Saudi-Arabien rangiert im 
Ease of Doing Business Index der Weltbank 
lediglich auf Platz 82 von 189 untersuchten 
Ländern und auf Platz 7 unter den Mena-
Kandidaten. Insbesondere bei der Frage, wie 
leicht es ist, ein Unternehmen zu gründen 
und wie sich Insolvenzen abwickeln lassen, 
schneidet das  Königreich schlecht ab. Zudem, 
heißt es in dem Report, rechtfertigte der Bil-
dungsstand der Bevölkerung nicht die hohen 
Einkommen.37

Im Global Entrepreneurship Index schneidet 
das Land in folgenden Kategorien schlecht 
ab: in der Risikobereitschaft, bei der Prozess-
innovation und bei der Aufnahmefähigkeit 
für technische Neuerungen, allesamt Fähig-
keiten, die für den Aufbau von wettbewerbs-
fähigen Start-ups unverzichtbar sind.38

CO2-Emissionen 
pro Kopf in 
Millionen 
 Tonnen, 2011; 
 Benzinpreis  
pro Liter in 
US-Dollar, 2016
(Datengrund-
lage:  Weltbank33,  
globalpetrol-
prices.com34)

Subventionierter Klimaschaden

Die Golfstaaten können es sich erlauben, den Treibstoff im eigenen Land weit unter den Gestehungskosten zu 
verkaufen. Doch der derzeitige, kostspielige Kampf um den Ölpreis zwingt die Saudis zu einem Wechsel: Gab es 
den Sprit lange Zeit für umgerechnet etwa 10 US-Cent, kostet er heute 26 Cent. Damit nimmt die Regierung 
zwar mehr Geld ein, aber zur Sparsamkeit verführt dieser Preis noch nicht. Deshalb liegen die CO2-Emissionen 
Saudi-Arabiens doppelt so hoch wie in Deutschland. Marokko muss Erdöl importieren und ist zu arm um 
 wesentliche CO2-Mengen zu emittieren. 
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Bildung

Saudi-Arabien hat die Bedeutung von 
Bildung für eine moderne Volkswirtschaft 
längst erkannt: Es herrscht eine allgemeine 
Schulpflicht für neun Jahre. Der Staat trägt 
alle Bildungskosten bis hin zu einem Hoch-
schulabschluss und vergibt Tausende von 
Stipendien für Studien im Ausland – auch für 
Frauen. Im Haushalt 2016 sind 23 Prozent für 
Bildung und Forschung vorgesehen, eines der 
höchsten Bildungsbudgets weltweit.26

Doch dieser Aufwand steht in keinem 
Verhältnis zur Qualität der Bildung: Frontal-
unterricht, Auswendiglernen und Religions-
unterricht dominieren vielfach den Alltag der 
Schüler. Lehrpläne haben sich an die Regeln 
des Koran und der Scharia zu halten.  In einer 
Studie der amerikanischen Organisation 
Freedom House werden sie als „Curricula der 
Intoleranz“ bezeichnet.27 Die Mehrheit der 
jungen Menschen glaubt Umfragen zufolge 
nicht, dass ihre Ausbildung sie auf das wirk-
liche Berufsleben vorbereitet.28

Wie in den anderen Golfstaaten auch streben 
die meisten Jungakademiker in den sicheren 
Staatsdienst, der zwar rund zwei Drittel aller 
beschäftigten Saudis einen Job bietet, aber 
längst nicht mehr alle Bewerber aufnehmen 
kann.29 So kommt es, dass die Arbeits-
losigkeit unter Hochschulabsolventen bei 
43 Prozent liegt und damit deutlich höher als 
unter Personen ohne höhere Qualifikation.30 
Dennoch lassen sich nur 9 Prozent der jungen 
Saudis für eine praktische berufliche Ausbil-
dung gewinnen. Der OECD-Schnitt liegt bei 
45 Prozent.31 

Um eine höhere Wertschöpfung jenseits 
des Ölgeschäftes zu erzielen und eine wis-
sensbasierte Wirtschaft aufzubauen, hat die 
Regierung massiv in den Ausbau von Univer-
sitäten investiert. Ziel ist, sie zu „Weltklasse“-
Hochschulen zu machen. Gab es 2003 noch 8 
staatliche Universitäten, waren es zehn Jahre 
später 25, darunter die weltweit größte Hoch-
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der Bevölkerung stellt. Schiiten gelten nach 
der strengen Vorstellung der Wahhabismus als 
Ungläubige und sind erheblichen Diskriminie-
rungen ausgesetzt.46

Der eigentliche Konflikt mit dem schiitischen 
Islam gründet allerdings auf dem Kampf um 
die regionale Vormachtstellung mit der Isla-
mischen Republik Iran. Die zweite Großmacht 
am Golf, die zudem Allianzen mit Irak und dem 
Regime von Baschar al-Assad geschmiedet 
hat, hätte nach einem Ende der Sanktionen 
das wirtschaftliche, technologische und 
intellektuelle Potenzial, Saudi-Arabien weit 
hinter sich zu lassen. Vor allem deshalb führt 
das Königreich den Ölpreiskrieg und deshalb 
hat es sich auf einen militärischen Konflikt in 
Jemen eingelassen, wo Iran die Huthi-Rebellen 
unterstützt. Aber selbst wenn es der saudisch 
geführten Militärallianz gelänge, die Huthi aus 
den wichtigsten Gebieten um die Hauptstadt 
zu vertreiben, würden sie sich in die dünner 
besiedelten Gebiete im Norden des Landes an 
die Grenze zu Saudi-Arabien zurückziehen, 
wo sie eine weit größere Gefahr für die innere 
Sicherheit des Königreiches bedeuten.47,48

Geschlechtergerechtigkeit

Auch was die Stärkung der Frauen in der Ge-
sellschaft anbelangt, hat sich der vormalige 
König gegen die massive Kritik der einfluss-
reichen Kleriker für Reformen eingesetzt.39 
Der Monarch berief die erste Frau in die 
Regierung und eröffnete den Frauen ab 2015 
das aktive und passive Wahlrecht auf kom-
munaler Ebene. Ihm ist es zu verdanken, dass 
sich die Frauen wie vielerorts auf der Welt an 
den Universitäten durchsetzen konnten und 
langsam auch ihre Chancen auf dem Arbeits-
markt erhalten. Frauen erzielen im Schnitt 
bessere Abschlüsse als Männer und stellen 
mittlerweile die Mehrheit unter den Lehrern 
und Professoren. Heute können Frauen in 
fast jedem Beruf tätig werden, müssen aber 
vollverschleiert arbeiten. Trotz seiner Macht-
fülle wagt der König bislang nicht, die religiös 
begründete Geschlechtertrennung aufzuhe-
ben, wonach Frauen beispielsweise nicht 
selbst Auto fahren und nicht gemeinsam mit 
Männern öffentliche Veranstaltungen besu-
chen dürfen. Frauen sind nicht geschäftsfähig 
und benötigen für ein Rechtsgeschäft das 
Plazet eines männlichen Vormundes. Das 
kann der Vater, ein Bruder, Onkel beziehungs-
weise der Ehemann sein.40 Dennoch sind 
Frauen mittlerweile vermehrt als erfolgreiche 
Unternehmerinnen aktiv.41 Im Global Gender 
Gap Index des World Economic Forum landet 
Saudi-Arabien weit abgeschlagen auf Platz 
134 von 145 Ländern, ist in dieser Liga der 
Frauenbenachteiligung aber in Gesellschaft 
der meisten Mena-Länder, mit Ausnahme von 
Israel.42 Der neue König Abdullah hat zudem 
einige der Reformen seines Vorgängers unter 
dem Druck der religiösen Hardliner wieder 
revidiert und beispielsweise die einzige 
Ministerin, zuständig für den Bildungs-
bereich, kurz nach seiner Machtübernahme 
 entlassen.43

Risikolage

Trotz der weitgehenden Ruhe im Lande droht 
Saudi-Arabien eine Gefahr vor allem aus dem 
Inneren: Der islamische Fundamentalismus, 
den das Land weltweit unterstützt, kann 
sich jederzeit auch gegen das saudische 
Regime richten, zumal Saudi-Arabien enge 
Verbindungen zu den USA und anderen west-
lichen Regierungen hält. So hat Abu Bakr 
 al-Baghdadi, der selbsternannte Kalif des „Isla-
mischen Staates“, immer wieder zum Sturz des 
saudischen Königshauses aufgerufen, obwohl 
sich der IS ebenso wie Al-Qaida auf den 
Wahhabismus beruft. Für die Bürger des Lan-
des ist es kaum möglich, zwischen der eigenen 
Staatsideologie und jener der IS-Terroristen zu 
unterscheiden. Unter anderem deshalb ver-
folgt Saudi-Arabien den islamistischen Terro-
rismus, den es andernorts zumindest duldet, 
im eigenen Land mit aller Härte.44,45

Weiteres Unruhepotenzial birgt die schiitische 
Minderheit im Land, die in den ölreichen öst-
lichen Provinzen Saudi-Arabiens zwei Drittel 

Rohölpreis pro Fass, 
US-Dollar, Militär - 
aus gaben, in Milliarden 
 US-Dollar, 2005–2015
(Datengrundlage: 
 SIPRI49, boerse.de50)

2006 2008 2010 2012 20142007 2009 2011 2013 2015

Weniger Einnahmen – mehr  Militär ausgaben

Der seit fast zwei Jahren deutlich gesunkene Preis für Rohöl belastet den saudischen Staatshaushalt. Umge-
kehrt gibt die Regierung viel aus, um die einheimische Bevölkerung ruhig zu stellen, unter anderem dadurch, 
dass sie keine Steuern kassiert. Weil gleichzeitig die Militärausgaben, etwa für den Krieg in Jemen, steigen, 
schmelzen die Devisenreserven des Landes bereits massiv ab. Saudi-Arabien verzeichnete 2015 die dritt-
größten Militärausgaben weltweit, nach den USA und China und noch vor Russland.
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Als der 34-jährige Baschar al-Assad im Jahr 
2000 die Regierungsgeschäfte von seinem 
Vater Hafiz übernahm, sah es zunächst so 
aus, als würde sich Syrien öffnen: Bald nach 
seinem Amtsantritt entstanden neue, unab-
hängige Zeitungen sowie zivilgesellschaft-
liche Organisationen und die Syrer konnten 
offen Kritik an den politischen Verhältnissen 
üben. Doch der sogenannte Damaszener 
Frühling währte nur kurz. Nach einigen Mo-
naten ruderte Assad zurück und nahm den 
repressiven Regierungsstil seines Vaters an. 
In der Wirtschaftspolitik aber behielt er einen 
Liberalisierungskurs bei. Assad war klar, dass 
eine Verwaltung mit 1,4 Millionen Staats-
angestellten sowie kostspielige Subventionen 
bei einer stark wachsenden Bevölkerung 
nicht mehr tragfähig waren.1 Syrien bezog 
die Hälfte seines Budgets aus Öleinnahmen. 
Doch der inländische Verbrauch war inzwi-
schen so groß, dass das Land selbst zum 

Importeur geworden war und sich auf die 
Suche nach alternativen Einnahmequellen 
machen musste.2

Assad wollte deshalb die Wirtschaft nach 
dem Vorbild des chinesischen Staatskapita-
lismus umbauen und die Privatwirtschaft, 
insbesondere die Textilindustrie, stärken.3 
Zwar gelangen ihm mit der Einführung eines 
privaten Bankensystems im Jahr 2004 und 
der Eröffnung der syrischen Börse im Jahr 
2009 wichtige Schritte in diese Richtung, 
doch insgesamt kam der avisierte Struktur-
wandel nur schleppend voran und diente im 
Wesentlichen jenen, die über gute Kontakte 
zum Regime verfügten: Besondere Berühmt-
heit erlangte Rami Makhlouf. Der Vetter 
 Assads kontrollierte Schätzungen zufolge 
rund 60 Prozent der syrischen Wirtschaft.4 
Während eine kleine Elite Reichtümer an-
häufte, brachte eine Dürreperiode zwischen 
2006 und 2010 viele syrische Familien 

Steigende Preise

In den Jahren vor dem Arabischen Frühling war das Leben in den später von den Rebellionen betroffenen 
 Ländern zunehmend teurer geworden. Alltägliche Waren wie Nahrungsmittel, Strom oder Kleidung wurden für 
viele Bürger unerschwinglich. Als in Syrien die Proteste begannen, lebte jeder Dritte unterhalb der nationalen 
Armutsgrenze.3

* Über die derzeitige demografische Lage in Syrien gibt es kaum belastbare Angaben. Die hier dargestellten Daten 
geben eine Übersicht über Prognosen zur Alterszusammensetzung aus dem Jahr 2010 des Wittgenstein Centre, 
Schätzwerte zur Einwohnerzahl, Fertilität und Lebenserwartung des Population Reference Bureau, sowie Angaben 
zur Urbanisierungsrate der Vereinten Nationen. Das Länderkapitel bezieht sich an einigen Stellen auf aktuelle Analy-
sen, die von diesen Daten abweichen.

Preisindex für Waren 
des täglichen Bedarfs, 
Index (2010=100), 
2010–2014
(Datengrundlage: 
 Weltbank6).

Konsumpreisindex, 2010=100

15+ 15–24 15+ 15–24

2015

2015

2030

2030

17,1 Mio.

58 Prozent

26,1 Mio.

64 Prozent

2,8 70

0        US$ 140.000
BIP

Exporte
Importe 
chemische Erzeugnisse, Maschinen, 
 Nahrungsmittel 
Investitionen: 115 Mio. Euro
Entwicklungsgelder: 208,4 Mio. Euro

Seit 2010: Abkommen zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung und Verhinderung der Steuerverkür-
zung auf dem Gebiet der Steuern  
vom Einkommen

Exporte
Kraftstoffe und Bergbauerzeugnisse, landwirt-
schaftliche Produkte
Importe
landwirtschaftliche Produkte, Maschinen- und 
Transportmaterial, chemische Produkte

Seit 1977: Kooperationsabkommen (seit 2011 
teilweise suspendiert)  
Seit 2008: Verhandlungen zur Aufnahme in die 
Union für den Mittelmeerraum
Seit 2008: geplantes Assoziationsabkommen 
(bis auf weiteres gestoppt)
Syrien ist Teil der Union für den Mittelmeerraum 
(Euromed)

Sowohl von deutscher als auch von EU-Seite 
wurden diverse Sanktionen gegen  
Syrien verhängt.

2005-10

0

127,7 Mio. Euro

100 Mio. Euro

749 Mio. Euro

XOIX IOIXXI!

SYRIEN*

140

120

100

80

60

40

20
0

1

20
0

2

20
0

3

20
0

4

20
0

5

20
0

6

20
0

7

20
0

8

20
0

9

20
10

2
0

11

20
12

20
13

20
14

Syrien

Tunesien

Ägypten

Bahrain

Libyen

2.080

k.A. k.A.
2005-14

k.A.
2010-14

R.I.P.R.I.P.



Berlin-Institut  87

an den Rand ihrer Existenz.7 1,5 Millionen 
Landbewohner siedelten in die Städte um, 
wo es ihnen kaum besser ging.8 Ein Drittel 
der Syrer lebte zu dieser Zeit unterhalb der 
 Armutsgrenze.9

Der Arabische Frühling in den Nachbarlän-
dern lieferte vielen Syrern den Anstoß, eben-
falls gegen die Vetternwirtschaft und die sich 
stetig verschlechternden Lebensbedingungen 
zu demonstrieren. In keinem anderen Land 
der Mena-Region waren die Folgen der ara-
bischen Protestwelle so tiefgreifend und 
verheerend.

Demografische Lage

Zu Beginn des Kriegs lebten in Syrien rund 21 
Millionen Menschen.10 Damalige Prognosen 
nahmen an, dass bis ins Jahr 2015 eine Milli-
on hinzukommen würde.11 Heute leben Schät-
zungen zufolge nur noch zwischen 15 und 
18,5 Millionen Menschen in Syrien.12,13 Der 
Krieg hat nicht nur eine Viertelmillion Opfer 
gefordert, sondern löste auch einen anhal-
tenden Exodus aus: Im Frühjahr des Jahres 
2016 waren 4,8 Millionen Syrer beim Flücht-
lingswerk der Vereinten Nationen regis-
triert.14 Hinzu kamen vermutlich weitere zwei 
Millionen, die sich auf der Flucht bei keiner 
Behörde gemeldet hatten.15 Die Europäische 
Union zählte rund 900.000 syrische Asyl-
bewerber.16,17 Innerhalb von fünf Jahren hat 
damit rund ein Drittel der damaligen 
 syrischen Bevölkerung das Land verlassen. 
Nicht eingerechnet sind weitere 1,2 Millionen 
Menschen, welche nicht als Flüchtlinge, son-
dern als Arbeitsmigranten ins Ausland gegan-
gen sind.18

Niedriger Bildungsstand

Die syrische Bevölkerung gehört zu den am schlechtesten gebildeten der Mena-Region. Im Jahr 2010 hatte 
mehr als ein Drittel der 20- bis 29-Jährigen nicht einmal die Grundschule abgeschlossen, nur knapp ein Viertel 
hatte eine Oberstufe oder die Hochschule besucht. Die älteren Jahrgänge waren noch deutlich schlechter quali-
fiziert und gerade unter den Frauen gibt es viele Analphabetinnen. Da besser Qualifizierte eher über Mittel und 
Wege verfügen, in Krisensituationen auszuwandern, gilt es als wahrscheinlich, dass ein Großteil der syrischen 
Akademiker das Land verlassen hat. Wenn sie nach dem Krieg nicht zurückkehren, werden sie dem Land beim 
Wiederaufbau als Ingenieure, Lehrer und Ärzte fehlen.

Diejenigen, die noch im Land leben, kämpfen 
mit den dramatischen Folgen des Krieges. 
Beinahe acht Millionen waren im April 2016 
innerhalb des Landes auf der Flucht, rund 
eine halbe Million lebte in Gegenden, die 
durch internationale Hilfsorganisationen 
kaum zu erreichen waren, 150.000 davon 
waren in den belagerten Gebieten gänzlich 
von jedweder Versorgung abgeschnitten.20,21 
Fünf Millionen Syrer haben keinen verläss-
lichen Zugang zur Grundversorgung mit Nah-
rung, Medizin, Wasser und Strom.22 Der Krieg 
hat das Land in seiner Entwicklung um ge-
schätzte 40 Jahre zurückgeworfen.23 Die 
Lebenserwartung ist von etwa 70 Jahren auf 
vermutlich nur noch 55 Jahre gesunken.24

Wirtschaft

Während der fünf Kriegsjahre ist die syrische 
Wirtschaft fast vollständig kollabiert. Die 
Ölquellen sind zu großen Teilen dem 
 „Islamischen Staat“ und der kurdischen Op-
position in die Hände gefallen. Der Touris-
mussektor, vor dem Krieg die zweitwichtigste 
Wirtschaftssparte, liegt brach.25 Die indus-
trielle Infrastruktur ist beinahe gänzlich zer-
stört, Straßen und Handelswege innerhalb 
des Landes sind unsicher und kaum befahr-
bar und inzwischen muss Syrien fast alle 
notwendigen Produkte aus dem Ausland 
einführen.26 Immer mehr Menschen sind 

Zusammensetzung 
der Altersgruppe der 
20- bis 29-Jährigen 
nach  Bildungsgrad, in 
 Prozent, 2010
(Datengrundlage: 
 Wittgenstein Centre19)
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abhängig von der Landwirtschaft, die direkt 
oder indirekt Tausende syrischer Familien mit 
Nahrung oder einem kleinen Einkommen 
versorgt.27

In den von Assad kontrollierten Gebieten 
garantierte der Staat lange Zeit über Subven-
tionen einigermaßen bezahlbare Nahrungs-
mittel- und Strompreise.28 Nach wie vor ist er 
der größte Arbeitgeber im Land.29 Das Budget 
dafür stammt aus den beiden staatlichen 
Mobilfunkkonzernen und vor allem aus milli-
ardenschweren Krediten von Russland und 
Iran.30 Doch inzwischen belasten die immen-
sen Militärausgaben die Staatskassen so sehr, 
dass sich die Regierung im Jahr 2015 ge-
zwungen sah, die Unterstützungsleistungen 
für die Bevölkerung stark zurückzufahren.31 
Die Preise sind in den vergangenen Jahren so 
stark gestiegen, dass viele Syrer sich lebens-
notwendige Produkte kaum noch leisten 
können.32 Das Syrian Center for Policy 
 Research, ein UN-gestützter Thinktank, bezif-
fert den bisherigen wirtschaftlichen Verlust 
durch den Krieg zum Ende des Jahres 2015 
auf 255 Milliarden US-Dollar.33

Nach einem Ende des Krieges müsste die 
syrische Infrastruktur vollkommen neu aufge-
baut werden.34 Für ausländische Investoren 
könnte sich daraus ein enormes Geschäft 
ergeben. In den vergangenen Monaten ist das 
Interesse des Auslands am möglichen Wie-
deraufbau in Syrien gewachsen.35 Vor allem 
Russland und Iran, aber auch lateinamerika-
nische Staaten haben ihre Wirtschaftsbezie-
hungen zu dem Land aufgewärmt.36,37

Bildung

Bereits vor dem Beginn des Konflikts zählte 
die syrische Bevölkerung zu einer der am 
schlechtesten gebildeten in der Mena-Region. 
Zwar hatte 2010 beinahe jeder Schüler zwi-
schen 15 und 29 Jahren einmal eine Schule 
besucht, doch ein Viertel von ihnen hatte es 
nicht einmal bis zum Ende der Grundschule 
gebracht.38 Auch ein Sekundarschulbesuch 
war kein Garant für eine einigermaßen gute 
Bildung: In einem internationalen Test der 
mathematischen Fähigkeiten von Achtkläss-
lern konnte 2007 beinahe die Hälfte der 
syrischen Jugendlichen bestenfalls die ein-
fachsten Aufgaben lösen.39

Heute kann von einem funktionierenden 
Bildungssystem kaum mehr die Rede sein. Im 
Jahr 2013 (letzte verfügbare Zahl) besuchten 
beinahe 30 Prozent der Kinder im Grund-
schulalter und über 40 Prozent der Kinder im 
Sekundarschulalter keine Schule.40 Aus Sorge 
vor Angriffen behalten Eltern ihre Kinder 
häufig zu Hause. Viele sind durch die anhal-
tende Unterernährung zu schwach für den 
Unterricht, andere arbeiten, um ihre Familien 
zu unterstützen.41,42 Hunderte von Schul-
gebäuden wurden zerstört, Tausende Lehrer 
sind geflohen oder gestorben.43

Besonders schlecht sind die Bildungschancen 
für Kinder auf der Flucht. Schätzungen zufol-
ge besucht gerade einmal ein Drittel der 
syrischen Flüchtlingskinder eine Schule.44 In 
den IS-Gebieten haben die Machthaber die 
Lehrpläne auf streng religiösen Unterricht 
umgestellt und verhindern damit jede moder-
ne Schulbildung.45 Mädchen besuchen dort 
nur noch bis ins Alter von zehn Jahren eine 
Schule.46 Die Kinder Syriens gelten als „verlo-
rene Generation“. In Friedenszeiten werden 
sie dem Land als qualifizierte Arbeitnehmer, 
Unternehmer und Politikgestalter fehlen.

Unternehmertum

Vor dem Krieg war die syrische Unterneh-
menslandschaft wie in den meisten Mena-
Ländern durch wenige große Staatskonzerne 
und viele, kaum produktive Kleinstunterneh-
men geprägt.47 Sein Ziel, die Wettbewerbs-
fähigkeit der syrischen Privatwirtschaft zu 
stärken, hatte Assad weitestgehend ver-
fehlt.48 Mit Platz 143 von 183 im Ease of 
Doing Business Index zählte das Land im Jahr 
2010 als einer der schlechtesten Geschäfts-
standorte weltweit, unter den Mena-Ländern 
stand nur Irak noch schlechter da (Platz 
153).49 Der Krieg hat die Lage weiter ver-
schlechtert. Aus- und inländische Kapitalge-
ber schrecken vor Investitionen in dem Land 
zurück.50 Viele Unternehmer haben ihre Ge-
schäfte ins Ausland verlegt, andere wurden 
zwangsenteignet oder haben ihre Gebäude 
und Gerätschaften infolge der Gefechte verlo-
ren.51,52 Die finanzielle Unterstützung der 
Regierung für die Beseitigung von Kriegs-
schäden ist gering.53

Zu Beginn des Jahres 2016 verabschiedete 
das syrische Parlament Gesetze zur Förde-
rung kleiner und mittelständischer Unterneh-
men.54 Das Regime hofft auf Unterstützung 
durch die internationalen Geberländer, zu 
deren Entwicklungsstrategie die Stärkung der 
Privatwirtschaft zählt.55
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Durch den Krieg verarmt

Rund 85 Prozent leben unterhalb der Armutsgrenze. Besonders schlecht geht es den Menschen in den um-
kämpften Regionen. In ar-Raqqa kontrolliert der „Islamische Staat“ weite Gebiete. Um diese zu befreien, 
fliegen die alliierten Streitkräfte unter Führung der USA Luftangriffe.56 Mehr als neun von zehn Bewohnern in 
ar-Raqqa gelten als arm.

Geschlechtergerechtigkeit

Wie sein Vater Hafiz gehört auch Baschar 
al-Assad der sozialistischen Baath-Partei an, 
die programmgemäß Frauen und Männer 
dieselben Rechte zugesteht.58 Doch die aus-
drückliche Gleichstellung von Frauen in der 
syrischen Verfassung wurde niemals umge-
setzt. Unter Assad hat sich ihre Lage sogar 
zusehends verschlechtert. Alleine zwischen 
2007 und 2010 fiel das Land im Global 
 Gender Gap Index des Weltwirtschafts-
forums von Platz 103 unter 128 Ländern auf 
Platz 124 von 134 Ländern zurück – unter 

anderem, weil religiöse Werte unter Baschar 
al-Assad eine wachsende Bedeutung 
 erhielten und sich die Regierung von der 
 strikten Trennung von Staat und Religion 
 entfernte.59,60

Im syrischen Bürgerkrieg ist die Lage für 
Frauen unerträglich geworden. Da viele Män-
ner im Krieg kämpfen oder gefallen sind, sind 
sie bei der Versorgung ihrer Familien auf sich 
alleine gestellt.61 Wenn sie fliehen, sind sie 
physischer und sexueller Gewalt oft schutzlos 
ausgeliefert.62 Besonders schlimm ist die 
Lage der Frauen in den Gebieten des IS, wo 
sie aus dem öffentlichen Leben verbannt und 
dem Willen der Männer untergeordnet sind.63 
Krieger des IS halten Frauen aus der 
 jesidischen Minderheit als Sex-Sklavinnen 
und bieten sie auf Märkten feil.64,65

Risikolage

Was als Auseinandersetzung zwischen 
 syrischer Opposition und Regierung begann, 
hat sich zu einem der komplexesten Konflikte 
seit dem Zweiten Weltkrieg entwickelt. Die 
Krise hat eine Vielzahl lokaler und regionaler 
Gruppierungen mit den verschiedensten 
Interessen auf den Plan gerufen. Am schlag-
kräftigsten und am besten organisiert sind 
dabei die kurdischen Oppositionsparteien 
sowie die Extremisten des IS.66 Ihnen gelingt 
es, semistaatliche Strukturen aufrecht zu 
erhalten und die Menschen in den Gebieten 
unter ihrer Kontrolle einigermaßen zu versor-
gen.67 Überlagert wird der brutale Bürger-
krieg durch den Kampf zwischen Iran und 
Saudi-Arabien um die Vormachtstellung im 
Nahen Osten. Auch versucht Russland in 
Syrien, seine Position in der Region neu zu 
definieren.

Während dieser Text entsteht, ist es den 
syrischen Regierungstruppen mit Unterstüt-
zung der russischen Luftwaffe gelungen, den 
IS aus einigen Gebieten, darunter die Welt-
kulturerbe-Stadt Palmyra, zurückzudrängen. 
Seit einigen Wochen gilt eine brüchige Waf-
fenruhe zwischen Regierung und Opposition, 
erneute Friedensverhandlungen stehen un-
mittelbar bevor. Doch welche Parteien letzt-
lich am Verhandlungstisch akzeptiert werden 
und welche Rolle Baschar al-Assad im künfti-
gen syrischen Staat spielen wird, ist bislang 
offen.68 Millionen von Flüchtlingen in Europa 
sowie die Terroranschläge in Paris und in 
Brüssel durch den „Islamischen Staat“ haben 
den Druck auf die internationalen Akteure, 
eine Lösung für die Krise zu finden, deutlich 
erhöht.69
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